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nen, ist WIEN ENERGIE mit vollem Einsatz für Sie da, um den Energiebedarf 

auch in Zeiten hohen Verbrauchs zu decken. In diesem Sinne: Ein ge-

segnetes Weihnachtsfest und ein energiegeladenes neues Jahr 2008!

www.wienenergie.at WIEN ENERGIE Vertrieb GmbH & Co KG, ein Unternehmen der EnergieAllianz Austria.
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Die Gemeinden sparen zu viel
und investieren zu wenig. So
oder ähnlich lauteten die ersten
Vorwürfe, als einige Daten aus
dem neuen Gemeindefinanzbe-
richt bekannt wurden. Die erste
Feststellung ist hundertprozen-
tig zu unterstreichen: Ja die Ge-
meinden sparen und zwar des-
halb, weil sie sich einerseits im
Stabilitätspakt dazu verpflichtet
haben, andererseits aber das
Geld lieber für Investitionen
hernehmen als für teure Kredit-
zinsen zu verwenden. Sparen ist
also kein Vorwurf, sondern eine
Tatsache, die auch bei den Per-
sonal- und Verwaltungsausga-
ben zum Ausdruck kommt. Und
schon aus diesem Grund muss
man den Gemeinden und ihren
Verantwortlichen größten 
Respekt und großes Lob zollen.
Würden alle Gebietskörperschaf-
ten so sparen wie die Gemein-
den, dann hätten wir in Öster-
reich kein Budgetdefizit und
ausgeglichene Haushalte, weil
die Gemeinden als einzige die
Kriterien des Stabilitätspaktes
auf Punkt und Beistrich einhal-
ten werden. 

Natürlich ist es bedauerlich,
dass das Investitionsvolumen
der Kommunen auch im vergan-
genen Jahr leicht abgenommen
und sich seit fünf Jahren nicht
mehr erholt hat. Aber man darf
nicht vergessen, und darüber
klagen die Gemeinden zurecht,
dass die Belastungen durch das
Sozialwesen enorm zugenom-
men haben. Das beginnt bei der
Betreuung der Kleinstkinder
oder der Nachmittagsbetreuung
der Schüler, geht weiter über die
Jugendwohlfahrt – was darauf
zurückzuführen ist, dass es im-
mer mehr Problemfälle im Ju-
gendbereich gibt – , über Pflege-
geld und Behindertenhilfe,
wofür der Gemeindeanteil oft-
mals bereits von den Ländern
einbehalten wird und endet bei
der Pflege und Betreuung unse-
rer älteren Mitbürgerinnen und

Mitbürger, die es verdient ha-
ben, dass sie ein würdiges Al-
tern erleben können.

Die Gemeinden investieren heu-
te weniger in die klassische 
Infrastruktur, sondern mehr in
die Wohlfühl-Faktoren, die nicht
nur soziale Aufgaben, sondern
auch den Bereich Freizeit und
Kultur beinhalten. Und schließ-
lich investieren die Gemeinden
auch noch in Maßnahmen, die
bisher ausschließlich Bundes-
oder Landesaufgabe gewesen
sind, wie zum Beispiel in den öf-
fentlichen Nahverkehr. 

Ungeachtet dessen sind und
bleiben die Gemeinden Öster-
reichs mit Abstand größte 
öffentliche Investor, also auch
der Wirtschaftsmotor der regio-
nalen Wirtschaft. Und nach den
rückgängigen Investitionen der
vergangenen Jahre gibt es nach
der positiven wirtschaftlichen
Entwicklung und dem abge-
schlossenen Finanzausgleich
wieder einen berechtigten 
Hoffnungsschimmer, dass die
Gemeinden in Zukunft mehr
Geld für die Infrastruktur in die
Hand nehmen. Voraussetzung
dafür ist aber auch eine gewisse
Sicherheit, an der es zur Zeit
durch eine völlig nebulose und
wirre Ankündigungspolitik auf
Bundesebene mangelt. Heute
das und morgen das. Einmal hü
und dann gleich wieder hott. 
Weihnachten soll eine Zeit der
Besinnung sein, gerade in der
Politik soll man sich jener Auf-
gaben besinnen, die die Bürger
von den Verantwortungsträgern
auch erfüllt sehen wollen. Die
Gemeindepolitiker handeln 
entsprechend. Dafür danke und
alles Gute für das Neue Jahr!     

Wohlfühlen ist gefragt!
Gemeinden investieren viel Geld in Sozialwesen

Würden alle Gebietskörper-
schaften so sparen wie die
Gemeinden, dann hätten wir
in Österreich kein Budget -
defizit und ausgeglichene
Haushalte, weil die 
Gemeinden als einzige die
Kriterien des Stabilitäts -
paktes auf Punkt und
Beistrich eingehalten 
werden.
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Liebe Leserin, lieber Leser!

Es gehört einfach dazu, am En-
de eines Jahres kurz Bilanz zu
ziehen. Das Jahr 2007 war ins-
gesamt ein gutes Jahr für die
österreichischen Gemeinden
und ihre gesetzliche Interes-
sensvertretung, den Österreichi-
schen Gemeindebund. Der 54.
Österreichische Gemeindetag
und die Kommunalmesse in
Klagenfurt waren eine beein-
druckende Demonstration der
Stärke und Geschlossenheit der
heimischen Kommunen. Mit
dem neuen Finanzausgleich 
haben die Gemeinden ein hohes
Maß an Rechts- und Finanz -
sicherheit bekommen. Mitte
November hat der Österreichi-
sche Gemeindebund auf die er-
sten 60 Jahre seines Bestehens

In dieser Ausgabe bringen wir
unter anderem die Details des
neuen Gemeindefinanzberich-
tes. Die kommunale Haushalts-
entwicklung wird positiv beur-
teilt, die Ausgaben der Gemein-
den blieben mit 15,2 Milliarden
Euro stabil, die Kommunen sind
weiterhin die größten öffentli-
chen Investoren und die gute
Konjunkturlage dürfte zu einer
Erhöhung der kommunalen 
Investitionen führen. 

Das Team von KOMMUNAL
wünscht Ihnen erholsame Feier-
tage, einen guten Rutsch ins
Neue Jahr und verspricht, auch
2008 ein starker Partner der 
Gemeinden zu sein.

Prof. Walter Zimper
Verleger 

zurückgeblickt und kann im 
Bewusstsein einer erfolgreichen
Vergangenheit mutig und ent-
schlossen die künftigen Heraus-
forderungen annehmen.

KOMMUNAL hat auch heuer
wieder Monat für Monat kompe-
tent, umfassend und aus erster
Hand informiert. Unsere Leser -
Innen haben uns dafür das beste
Zeugnis ausgestellt, und für uns
ist dies der klare Auftrag, den
erfolgreichen Weg fortzusetzen
und nicht locker zu lassen, wenn
es um die erstklassige Informati-
on der kommunalen Entschei-
dungsträger geht. 
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„Wenn nicht bald was pas-
siert, dann muss die Amnes -
tie verlängert werden“,
stellte Gemeindebund-Prä-
sident Helmut Mödlham-
mer in einer Aussendung
Ende November klar. „Laut
Experten gehen sich die
neuen Modelle aus. Das
Problem ist nur, dass sich
niemand auskennt, weder
die Organisation noch die
Betroffenen selbst. Der der-
zeitige Zustand ist jeden-
falls inakzeptabel.“

Sozialminister Erwin Bu-
chinger erteilte indes einer
Verlängerung der Amnestie-
regelung eine Absage. Aber
auch der Gemeindebund sei
nicht prinzipiell für eine
Verlängerung der Amnestie. 
Ab 1. Jänner 2008 sollen
Betroffene das Selbstständi-
gen- oder das Unselbststän-
digen-Modell in Anspruch
nehmen. Bei Ersterem kann
man entweder auf Kräfte
aus den Nachbarstaaten
zurückgreifen, die nicht in

Österreich niedergelassen
sind, oder man lässt die Be-
treuung von Personen mit
Gewerbeschein durch-
führen. Diese müssen je-
doch in Österreich nieder-
gelassen sein. Das Sozialmi-
nisterium fördert diese Be-
treuung mit 225 Euro. Beim
ebenfalls geförderten Un-
selbstständigen-Modell er-
folgt die Anstellung entwe-
der über die Familie des Be-
troffenen oder über eine
Trägerorganisation.

Siedlungswasserwirtschaft: Neue Förderrichtlinien sind da

In der letzten Sitzung der
Kommission Siedlungswas-
serwirtschaft Ende Novem-
ber wurde der neu ausgear-
beitete Entwurf der Förde-
rungsrichtlinien beraten
und einstimmig beschlos-
sen. Entsprechend der For-
derung des Österreichi-
schen Gemeindebundes ist
darin auch eine Förderungs-
pauschale in der Höhe von
fünf Euro pro Laufmeter für
die Neuerrichtung von
Trinkwasserleitungen ent-
halten. Für diese notwendi-
ge Unterstützung der Fi-
nanzierbarkeit der Investiti-
onstätigkeiten vor allem im
ländlichen Raum ist nun
noch das Einvernehmen mit
dem Finanzminister herzu-

Der Entwurf der Förderungsrichtlinien beinhaltet eine Förde-
rungspauschale für die Neuerrichtung von Trinkwasserleitungen.

Gemeindebundforderung ist mit enthalten

stellen. Ein ebenso großes
Anliegen ist der Kommissi-
on die Änderung der Stich-
tagsregelung für Sanierun-
gen, die in eine praktikable,
gleitende Regelung abgeän-
dert werden soll – ein ent-
sprechender Abänderungs-
antrag wird im Parlament

eingebracht. Die Kommissi-
on hat ebenfalls über 900
Projekte der kommunalen
Siedlungswasserwirtschaft
und fünf Projekte für be-
triebliche Abwassermaß-
nahmen mit einem Investi-
tionsvolumen von 290 Mil-
lionen Euro und einer Ge-

samtförderung von rund
77,7 Millionen Euro positiv
befürwortet und bereits ge-
nehmigt.
Die Verhandlungen für die
kommende Finanzaus-
gleichsperiode 2008 bis
2013 haben einen neuen
Gesamtzusagerahmen für
die Siedlungswasserwirt-
schaft in der Höhe von rund
1,06 Milliarden Euro an
Förderungsmitteln ge-
bracht. 
Damit können nicht nur wie
bisher alle notwendigen In-
vestitionen realisiert wer-
den, sondern es werden
auch Sanierungsmaßnah-
men an Wasserversorgungs-
anlagen wieder förderungs-
würdig. 

Pflegedebatte: Mehr Informationen dringend gefordert

Die Amnestie wäre nur Notlösung

Europa: Ein Ratgeber des Landes Oberösterreich über EU-Förderungen hilft

Damit jeder Euro in Brüssel abgeholt wird
Wenn man sich auskennt,
dann kann man zur Unter-
stützung von Projekten viel
Geld aus Brüssel holen. Die
EU setzt zahlreiche Maß-
nahmen, um das Engage-
ment der Menschen zu för-
dern, doch sind mittlerwei-

le soviele Förderungen
möglich, dass man leicht
den Überblick verliert. 
Daher hat das Land Ober -
österreich nun einen Ratge-
ber veröffentlicht, der über
alle Förderprogramme der
EU informiert. Auf 70 Sei-

ten werden die insgesamt
600 Förderprogramme
kompakt zusammengefasst.  
Der auch für andere Bun-
desländer interessante Rat-
geber kann unter
www.kommunalnet.at
heruntergeladen werden.

Beamte in der Zwickmühle

Weisungen müssen grund -
sätzlich befolgt werden,
selbst wenn sie rechtswidrig
sind. Ein Beamter ist nur
dann von seiner Gehor -
sams pflicht befreit, wenn er
dem Weisungsgeber seine
begründeten Bedenken in
Bezug auf die Rechtmäßig-
keit der Weisung mitteilt.
Bloße Zweifel an der Recht-
mäßigkeit der Weisung ent-
binden ihn nicht von der
Befolgungspflicht. Anders
ist die Lage, wenn die Be-
folgung der Weisung gegen
ein Strafgesetz verstoßen
würde. „Dann entfällt der
Gehorsamsanspruch des
Staates“, erklärt der Leiter
der Generalprokuratur
beim Obersten Gerichtshof
(OGH), Werner Pürstl. In
diesem Fall trifft den Wei-
sungsempfänger sogar eine
Ablehnungspflicht. Andern-
falls macht er sich strafbar.
Dabei kann er sich nicht auf
die Weisung ausreden.

Unrechtmäßige
Weisungen
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Rechnungshof kritisiert: Hohe Mieten im gemeinnützigen Wohnbau

Neubau statt Mieten senken

Ab 1. Jänner: Neues Reisekostengesetz

Das neue Reisekostengesetz
tritt am 1.1.2008 in Kraft.
Wie bisher steht ein steuer-
freier Verpflegungsmehr-
aufwand von 26,40 Euro
nur für die ersten fünf Tage
einer Dienstreise zu.
Wenn der Chef den Arbeit-
nehmer vorübergehend zu
einer neuen Arbeitsstätte
schickt, dürfen auch künftig
steuerfreie Kilometer be-
zahlt werden. 
Einen Vorteil bringt die No-
velle für Familienheimfahr-

Tarifverhandlungen

Die fünfte Runde der Beam-
tengehaltsverhandlungen
hat Ende November eine Ei-
nigung gebracht. Beamte
und Gemeindebedienstete
bekommen ab 1. Jänner
2008 eine Gehaltserhöhung
von durchschnittlich 2,7
Prozent. Dazu gibt es im
Mai 2008 eine Einmalzah-
lung von 175 Euro. Im
Schnitt steigen die Gehälter
um 3,3 Prozent.

Der Rechnungshof hat fünf
gemeinnützige Wohnbauge-
sellschaften unter die Lupe
genommen und kritisiert,
dass die Gesellschaften Ge-
winne für die Errichtung
neuer Bauten verwenden,
statt die Mieten zu senken.
Die betroffenen Wohnbau-
gesellschaften wehren sich
mit dem Argument, dass sie
aus Verpflichtung gegen -
über kommenden Genera-
tionen neu bauen müssten. 

Die geplante Aufwertung des
Bundesrates ist Teil der Födera-
lismusreform.

Änderungen bei Dienstreisen
Verfassungsreform: Absolutes Veto in der „3. Säule“

Zähne für den Bundesrat

Gehaltserhöhung
unter Dach & Fach

Die Wohnbaugesellschaften verwenden Gewinne für die Errich-
tung neuer Bauten.

Entlastung für VwGH

Das neue Asylgerichtshof
soll ab spätestens Mitte
2008 für alle Beschwerden
gegen Bescheide der Asyl-
behörden zuständig sein.
An den Verwaltungsge-
richtshof (VwGH) können
sich Asylwerber dann nicht
mehr wenden. 
Das Asylgericht soll zu
schnelleren Entscheidungen
führen und den überarbei-
teten VwGH entlasten. Bis
2010 sollen die offenen Ver-
fahren abgebaut sein. 

Asylgerichtshof
beschlossen

Die Arbeitsgruppe zur Ver-
fassungsreform plant eine
Aufwertung des Bundesra-
tes. Er soll ein absolutes 
Vetorecht gegen Beschlüsse
des Nationalrates in der
dritten Säule erhalten. Die
derzeit zersplitterte Aufga-
benverteilung soll mittels
„drei Säulen Modell“ ver-
einfacht werden. In der
dritten Säule könnte der
Bund zwar Gesetze erlas-
sen, aber nur mit Zustim-
mung der Länder. 

ten. Wenn der neue Einsatz -
ort des Dienstnehmers
mehr als 120 Kilometer ent-
fernt ist, dann ist eine tägli-
che Heimfahrt nicht zumut-
bar und der Arbeitgeber
kann für die Dauer dieses
Einsatzes eine Familienheim-
fahrt pro Woche steuerfrei
ersetzen. Bisher war die
Steuerfreiheit vom Vorliegen
einer lohngestaltenden Vor-
schrift abhängig, ab
1.1.2008 können alle Arbeit-
nehmer davon profitieren.

Europa: Mitteilung über Dienstleistungen im öffentlichen Interesse

EU-Binnenmarktpaket veröffentlicht
Am 20. November hat die
EU-Kommission ihr Binnen-
marktpaket veröffentlicht,
das unter anderem auch ei-
ne Mitteilung über Dienst-
leistungen von allgemeinem
Interesse unter Einschluss
von Sozialdienstleistungen
enthält. Die Mitteilung wird
ergänzt durch Arbeitspapie-
re, die Fragen und Antwor-
ten zum öffentlichen Auf-
tragswesen, staatlichen Bei-
hilfen und zu den sozialen
Dienstleistungen enthalten. 
Die eigentliche Mitteilung

enthält keine Neuerungen.
Die Kommission beharrt
grundsätzlich auf dem
Standpunkt, dass alle wirt-
schaftlichen Dienstleistun-
gen den Binnenmarkts- und
Wettbewerbsregeln unter-
liegen. Auch die Unterschei-
dung zwischen wirtschaftli-
chen und nichtwirtschaftli-
chen Dienstleistungen er-
fährt keine Klärung, die
Kommission verweist auf
die nötige Einzelfallbewer-
tung und etwas allgemeiner
auf die bisherige Auslegung

des EuGH. Gerade diese
Auslegung orientiert sich
aber ausschließlich am gel-
tenden Vertragsrecht, wo-
hingegen das Protokoll über
Dienstleistungen von allge-
meinem Interesse im Ver-
trag von Lissabon neue In-
terpretationsmöglichkeiten
eröffnen würde. In der Mit-
teilung wird weiterhin auf
das für eine Leistung bezo-
gene Entgelt als Kriterium
abgestellt, egal, ob Tätigkei-
ten mit oder ohne Gewinab-
sicht erbracht werden. 
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Österreichs kommunale Finanzen – der Gemeindefinanzbericht 200

Einnahmen entwickeln 
dynamisch – Ausgaben a
Die Gemeindeabgaben der Gemeinden (ohne Wien) erhöhten sich 2006 um 4,3 Prozent. Es kam jedoch auch
zu deutlichen Ausgabensteigerungen. Vor allem in den Bereichen Straßen-, Wasserbau und Verkehr, soziale
Wohlfahrt und Wohnbauförderung sowie bei Unterricht, Erziehung und Sport.
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Schwerpunktthema des von der
Kommunalkredit gemeinsam
mit dem Österreichischen Ge-
meindebund und dem Öster-
reichischen Städtebund heraus-
gegebenen Gemeindefinanzbe-
richtes 2007 ist der neue
Finanz ausgleich, der von den
Wifo-Budgetexperten Dr. Margit
Schratzenstaller und Dr. Hans
Pitlik einer detaillierten Analyse
unterzogen wird.

Geht’s der Wirtschaft gut,
geht’s den Gemeinden gut

Nach einer realen Expansion
von 3,3 Prozent im Jahr 2006
wird Österreich 2007 mit einem
realen Wirtschaftswachstum von
erneut 3,3 Prozent erneut über
dem Durchschnittswachstum
der EU-27 zu liegen kommen.
Das belebt die kommunalen
Budgets: Gemeindeabgaben wie
auch Ertragsanteile nahmen
2006 deutlich zu.
Die Gemeindeabgaben der Ge-
meinden ohne Wien erhöhten
sich 2006 um 4,3 Prozent, wo-
bei sich die erfreuliche Entwick-
lung auf dem österreichischen
Arbeitsmarkt in den Gemeinde-
kassen mit deutlichen Mehrein-
nahmen bei der wichtigsten Ge-
meindeabgabe – der Kommunal-
steuer – mit plus 4,7 Prozent auf

1539 Millionen Euro bemerkbar
machte.
Die wichtigste Einnahmequelle
der Gemeinden sind jedoch
nach wie vor die Ertragsanteile
an den gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben, die 2006 ein
Wachstum von 3,6 Prozent auf
4341 Millionen Euro verzeich-
neten. Im Bereich der gemein-
schaftlichen Bundesabgaben
entwickelten sich vor allem
Lohn- und Einkommenssteuer
sehr dynamisch  Die Gebühren-
einnahmen erhöhten sich 2006
im Vorjahresvergleich mit 3,8
Prozent deutlich. Gleichzeitig
erhöhten sich jedoch auch die
Nettoausgaben der Gemeinden
im Aufgabenbereich Dienstlei-
stungen ( z. B. Müllbeseitigung,
Wasserversorgung oder Abwas-
serentsorgung – hier fallen die

007

In den Gemeindehaushalten machte sich das hohe 

Wirtschaftswachstum des Jahres 2006 deutlich 

bemerkbar. Gleichzeitig hält jedoch der Ausgabendruck

vor allem im Sozialbereich und bei kommunalen 

Dienstleistungen an, sodass die Investitionstätigkeit der

Gemeinden 2006 weiterhin verhalten blieb. Ein Exklusiv-

Bericht in KOMMUNAL.

Mag. Marc Schimpel

n sich 
auch Geht’s der Wirtschaft gut,

geht’s auch den Gemein-
den gut. Das Wirtschafts-
wachstum von 3,3 Pro-
zent belebt die kommu-
nalöen Budgets: Die
Gemeinde abgaben wie
auch die Ertragsanteile
nahmen 2006 deutlich zu.
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Gebühren an) mit plus sieben
Prozent überdurchschnittlich.

Ausgaben für Personal 
nur moderat gestiegen

Verglichen mit 2005 haben sich
die gesamten Ausgaben der Ge-
meinden ohne Wien (ordentli-
cher und außerordentlicher
Haushalt) 2006 mit 0,3 Prozent
auf 15.229 Millionen Euro
(2349 Euro pro Einwohner)
kaum erhöht. Bei den Personal-
ausgaben war ebenfalls nur eine
moderate Steigerung um 1,4
Prozent auf 2670 Millionen 
Euro zu beobachten.
Die Ausgabenstruktur der Ge-
meinden ist erwartungsgemäß
durch Ausgaben für Dienstleis -
tungen dominiert, die für ein
Drittel der Gemeindeausgaben
verantwortlich sind. Gegenüber
2005 kam es hier 2006 zu einem

leichten Rückgang der Ausga-
ben, der auf die vermehrte Aus-
gliederungstätigkeit großer
Städte zurückzuführen sein
dürfte. 
Gegenüber dem Vorjahr kam es
vor allem in den Bereichen
Straßen-, Wasserbau und Ver-
kehr (plus 6,5 Prozent auf 1298
Millionen Euro), soziale Wohl-
fahrt und Wohnbauförderung
(plus 6,3 Prozent auf 1401 Mil-
lionen Euro) sowie bei Unter-
richt, Erziehung und Sport (plus
4,5 Prozent auf 2110 Millionen
Euro) zu deutlichen Ausgaben-
steigerungen. Die Aufwendun-
gen der Gemeinden für soziale
Wohlfahrt (zum Beispiel Ausga-
ben für Pflege oder Jugendwohl-
fahrt) haben seit 2002 mit ei-
nem Plus von 21 Prozent beson-
ders stark zugenommen. 
Hinsichtlich der Herausforde-
rungen, die der demografische
Wandel für die Gemeinden mit
sich bringt, wird der Sozialbe-
reich in den Gemeinden auch in
den nächsten Jahren ein bestim-
mender Ausgabenfaktor bleiben.
Bei den Gesundheitsausgaben
macht sich die Verländerung von

Gemeindespitälern in Nieder -
österreich bemerkbar: Gegen -
über dem Vorjahr kam es hier 
zu einem Rückgang von 7,5 Pro-
zent auf 992 Millionen Euro. 

Freie Finanzmittel der 
Gemeinden nehmen zu

Auf den ersten Blick erscheint
die kommunale Haushaltsent-
wicklung des Jahres 2006
durchaus positiv: Der Saldo der
laufenden Gebarung erhöhte
sich um mehr als neun Prozent
auf 1299 Millionen Euro, die
freie Finanzspitze konnte um
fast 37 Prozent auf 434 Millio-
nen Euro erhöht werden und
das Maastricht-Ergebnis der Ge-
meinden (Finanzierungssaldo
laut der Voranschlags- und
Rechnungsabschlussverordnung
(VRV)) erhöhte sich von 213
Millionen Euro auf 322 Millio-

nen. Der Finanzierungssaldo
laut VRV ist jedoch nur eine
Annäherung an das tatsächliche
Maastricht-Ergebnis der Ge-
meinden. Nach Bereinigungen
durch die Statistik Austria ergibt
sich für die Gemeinden ohne
Wien 2006 ein Maastricht-Über-
schuss von 256 Millionen Euro,
das entspricht einer Verbesse-
rung von knapp 25 Prozent.
Die Verbesserung der kommuna-
len Haushaltssituation ist 2006
jedoch vor allem durch zwei Ef-
fekte gekennzeichnet: In Nie-
derösterreich konnten die Ge-
meinden von der Übertragung
von Gemeindespitälern auf das
Land profitieren, wodurch die
Ausgaben im Gesundheitsbe-
reich deutlich reduziert und da-
durch gleichzeitig einmalige
Mehreinnahmen lukriert wer-
den konnten. In Kärnten kam es
wiederum zu einmaligen Ein-

Mag. Marc Schim-

pel ist Volkswirt in

der Abteilung Wirt-

schaftspolitik und

Recht sowie Vor-

stands assistent

der Kommunalkre-

dit Austria

Die Ausgabenstruktur der Gemeinden ist er-
wartungsgemäß durch Ausgaben für Dienst-
leistungen dominiert, die für ein Drittel der
Gemeindeausgaben verantwortlich sind.

Die Verbesserung der kommunalen Haushaltssituation ist 2006 vor allem
durch zwei Effekte gekennzeichnet: In Niederösterreich konnten die Ge-
meinden von der Übertragung von Gemeindespitälern auf das Land profitie-
ren, wodurch die Ausgaben im Gesundheitsbereich deutlich reduziert und da-
durch gleichzeitig einmalige Mehreinnahmen lukriert werden konnten.
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Abgabenerträge und Gebühreneinnahmen 
der Gemeinden ohne Wien in Millionen Euro

Ausgewählte Ausgaben 
der Gemeinden ohne Wien in Millionen Euro

Saldenentwicklung 
der Gemeinden ohne Wien in Millionen Euro

Der demografische Wandel
bringt für die Gemeinden
mit sich, dass der Sozial -
bereich in den Gemeinden
auch in den nächsten 
Jahren ein bestimmender
Ausgabenfaktor bleiben. 

nahmen im Zuge von Beteili-
gungsverkäufen.
Ein genauer Blick zeigt, dass die
Erhöhung der freien Finanz -
spitze des Jahres 2006 vor allem
auf die Reduktion der negativen
freien Finanzspitze von Gemein-
den mit mehr als 20.000 Ein-
wohnern zurückzuführen ist. So
konnten die Gemeinden mit zwi-
schen 20.000 und 50.000 Ein-
wohnern ihre freie Finanzspitze
von minus 73 Millionen Euro im
Jahr 2005 auf plus sechs Millio-
nen Euro verbessern während
Gemeinden mit mehr als 50.000
Einwohnern ihre freie Finanz-
spitze von minus 72 Millionen
Euro auf minus 3,6 Millionen 
reduzieren konnten.
Bei Gemeinden mit weniger als
10.000 Einwohnern ist es hinge-
gen zu teilweise starken Rück-
gängen der freien Finanzspitze
gekommen. Die frei verfügbaren
Finanzmittel der Gemeinden ha-
ben in den letzten Jahren daher
nicht zugenommen – im Gegen-
teil, seit 2002 sind sie durch-
schnittlich um 24 Prozent
zurückgegangen. Kein Wunder
also, dass die Investitionstätig-
keit sich nur schwach entwickelt.

Investitionen stagnieren
auch 2006

Die Gemeinden sind der größte
öffentliche Investor in Öster-
reich. In den letzten Jahren ha-
ben die Bruttoinvestitionen der
Gemeinden jedoch in Folge des
immer enger werdenden finan-
ziellen Handlungsspielraums
kontinuierlich abgenommen.
Die Erholung der freien Finanz-
spitze des Jahres 2005 reichte
nicht dafür aus, die Investiti-
onstätigkeit der Gemeinden
2006 zu beleben. Die drasti-
schen Rückgänge der Vorjahre
(minus 6,2 Prozent 2005 bezie-
hungsweise minus 6,8 Prozent
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Investitionen der Gemeinden ohne Wien 

Zinsausgabenentwicklung der Gemeinden ohne Wien 

Finanz- und Maastricht-Schulden 
der Gemeinden ohne Wien

Freie Mittel der Gemeinden sind knapp

mit plus 1,3 Prozent auf 10.981
Millionen Euro nur geringfügig
erhöht. Die Gemeinden ver-
schulden sich hauptsächlich in
„rentierlichen Bereichen“, also
vor allem dort, wo sie in Infra-
struktur investieren. Diese Infra-
strukturdienstleistungen erbrin-
gen sie überwiegend in Form
von Betrieben mit marktbe-
stimmter Tätigkeit, auf die sich
die kommunalen Finanzschul-
den größtenteils beziehen (Fi-
nanzschulden der Abschnitte 85
bis 89 laut VRV). Da die Betrie-
be mit marktbestimmter Tätig-
keit außerhalb des Sektors Staat
in der volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung angesiedelt sind,
werden diese Finanzschulden
auch nicht in die Maastricht-Ver-
schuldung mit einbezogen.
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Die freie Finanzspitze – die frei verfügbaren Finanzmittel nach Abzug der
Tilgungsleistungen – ist ein guter Indikator für die Investitionsentwick-
lung der Gemeinden. In der langjährigen Betrachtung zeigt sich, dass ei-
ne Steigerung der freien Finanzspitze 2007 zu einer Erhöhung der Inves -
titionstätigkeit der Gemeinden führt. Im Jahr 2006 hat sich die freie 
Finanzspitze etwas erholt, was erhoffen lässt, dass die Investitionen
nach jahrelangen Rückgängen 2007 wieder etwas ansteigen werden. 

Ein genauer Blick zeigt, dass die Erhöhung
der freien Finanzspitze des Jahres 2006 vor
allem auf die Reduktion der negativen frei-
en Finanzspitze von Gemeinden mit mehr
als 20.000 Einwohnern zurückzuführen ist.

2004) konnten zuletzt jedoch
mit einem leichten Minus von
0,8 Prozent auf 1946 Millionen
Euro gestoppt werden, so dass
verbunden mit der guten Kon-
junkturlage für 2007 erstmals
wieder Optimismus angebracht
zu sein scheint und mit einer 

Erhöhung der Investitionsausga-
ben zu rechnen ist.

Finanz- und Maastricht-
Schulden bleiben stabil

Gegenüber 2005 haben sich die
Finanzschulden der Gemeinden
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schlaggebend
für diese Ent-
wicklung waren
die Leitzinser-
höhungen der
Europäischen
Zentralbank,
die den Leit-
zinssatz seit An-
fang 2006 von
2,25 Prozent
auf mittlerweile

vier Prozent erhöht hat. 
Seit dem Sommer haben sich be-
sonders die kurzfristigen Zinsen
stark erhöht, sodass sich das
steigende Zinsumfeld auch in
den kommunalen Rechnungsab-
schlüssen der Jahre 2007 und
2008 bemerkbar machen wird.
In Folge der Leitzinserhöhungen
durch die Europäische Zentral-
bank ist davon auszugehen, dass
sich die Durchschnittsverzin-
sung der kommunalen Finanz-
schulden von 2,82 Prozent im
Jahr 2006 um 0,5 Prozent im
Jahr 2007 erhöhen wird. Für die
Gemeinden bedeutet das eine
jährliche Mehrbelastung von 
50 Millionen Euro.

2006 erhöhten sich die Finanz-
schulden der marktbestimmten
Betriebe um zwei Prozent auf
7823 Millionen Euro (71 Pro-
zent des gesamten Finanzschul-
denstandes), während die Maa-
stricht-Schulden mit 3158 Mil-
lionen Euro auf dem Niveau des
Jahres 2005 blieben. 

Steigendes Zinsumfeld 
belastet Gemeinden

Nach kontinuierlichen Rückgän-
gen in den Jahren zuvor haben
sich die Zinsausgaben im Jahr
2006 wie erwartet erhöht. Mit
307,6 Millionen Euro liegt man
um mehr als elf Prozent über
dem Wert des Vorjahres. Aus-

Der Gemeindefinanzbericht
2007 wurde auch heuer wieder
von der Kommunalkredit Aus-
tria (www.kommunalkredit.at)
in Zusammenarbeit mit dem
Österreichischen Gemeindebund
(www.gemeinde -
bund.at) und dem
Österreichischen
Städtebund
(www.staedte -
bund.at) heraus-
gegeben. Als
Partner konnten
einmal mehr das
Österreichische
Wirtschaftsfor-
schungsinstitut
(www.wifo.at) sowie
Statistik Austria
(www.statistik.at) gewonnen
werden. Exklusiv stehen ab Jän-
ner 2008 für sämtliche Nutzer
der E-Government-Plattform
www.kommunalnet.at die
Benchmarks ihrer eigenen 
Gemeinde zur Verfügung.

Der Gemeindefinanz -
bericht 2007In Folge der Leitzinserhöhungen durch die Europäische

Zentralbank ist davon auszugehen, dass sich die Durch-
schnittsverzinsung der kommunalen Finanzschulden von
2,82 Prozent im Jahr 2006 um 0,5 Prozent im Jahr 2007 
erhöhen wird. Für die Gemeinden bedeutet das eine 
jährliche Mehrbelastung von 50 Millionen Euro.

Ausschlaggebend für die Zins-Entwicklung waren Leitzinserhöhungen der Europäischen Zentralbank, die den Leitzinssatz seit Anfang 2006
von 2,25 Prozent auf mittlerweile vier Prozent erhöht hat.
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Die Daten des Gemeindefinanzbe-
richts 2007 zeigen, dass sich die
Einnahmen der Gemeinden sehr
positiv entwickeln. Was glauben
Sie, wie lange dieser Trend anhal-
ten wird?
Helmut Mödlhammer: Die Wirt-
schaftsexperten sagen, dass die
weitere Einnahmenentwicklung
sehr positiv für die Gemeinden
sein wird mit Zuwächsen, die

deutlich über der Inflationsrate
liegen. Das bedeutet aber nicht,
dass wir uns der Hoffnung hin-
geben dürfen, nicht mehr auf-
passen zu müssen.
Die Ausgaben werden ebenso
steigen – eine Entwicklung, die
derzeit keinesfalls abschätzbar
oder definierbar ist. Gerade im
sozialen Bereich und und im Ge-
sundheitswesen explodieren die
Kosten. Und kaum jemand weiß,
dass die Gemeinden in diesen
Bereichen mit bis zu 50 Prozent
beteiligt sind.
Dazu kommt, dass man bei

manchen Ankündigungen von
Bundespolitikern glauben muss,
dass die Damen und Herren of-
fenbar denken, dass das Geld
auf den Bäumen wächst.

Sie spielen auf Minister Erwin 
Buchinger und die aktuellen 
Pflegediskussion an?
Das beginnt beim kostenlosen
Kindergarten und endet bei der

Pflege – hier werden immer
neue Anstrengungen nötig sein,
um das zu bewältigen.

Eine der Kernaussagen aus dem
Gemeindefinanzbericht ist, dass
die Investitionen der Gemeinden
wieder zurück gegangen sind.
Kehrt sich dieser Trend wieder
um?
Die Investitionen in die klassi-
sche Infrastruktur sind zurück-
gegangen, dafür haben die
Inves titonen der Gemeinden in
„weiche Infrastrukturbereiche“
zugenommen. Das geht von In-

vestitionen in die Kinderbetreu-
ung oder der Finanzierung der
öffentlichen Nahversorgung bis
zu Sport- und Freizeiteinrich-
tungen. Aber immer noch sind
die Gemeinden der Investitions-
motor Nummer 1 in der Repu-
blik.
Unterm Strich lässt sich sagen,
dass die Gemeinden mehr in
„Wohlfühlbereiche“ investieren,
die ausschließlich im Interesse
der Bürgerinnen und Bürger lie-
gen.

Ein Detail des Gemeindefinanzbe-
richts sagt, dass die Personalaus-
gaben gleich geblieben oder nur
moderat gestiegen sind. Wie
schaffen die Gemeinden die Mehr-
arbeit ohne mehr Personal?
Dieser Punkt zeigt, wie unglaub-
lich innovativ die Gemeinden
sind. Sie erledigen mit wenig
Geld mehr Aufgaben, sparen
gleichzeitig bei der Verwaltung
und investieren verstärkt in den
Dienstleistungsbereich. Das
heißt, in Kinder- und Schülerbe-
treuung sowie der Betreuung
unserer älterern Mitbürgerinnen
und Mitbürger.

Zurück zu den Einnnahmen. Hält
die positive Entwicklung ihrer Mei-
nung nach an?
Man muss jedenfalls sehr rasch
Grenzen ziehen, um nicht im
Falle eines rückläufigen Wirt-
schaftswachstums vor einem Fi-
nanzchaos zu stehen. Von einer
verantwortungsvollen Politik er-
warte ich vor allem, dass an das
Morgen gedacht wird. Und ich
appelliere an die Verantwor-
tungsträger im Bund, aber auch
an die in den Ländern, Maß zu
halten bei – überzogenen – For-
derungen und Versprechungen,
die schwer zu erfüllen bezie-
hungsweise schwer schwer ein-
zuhalten sind.

Gemeindefinanzbericht: Auch bei Einnahmen ist Vorsicht angesagt

Für Gemeinden gilt immer:
Vorsicht ist besser als Nachsicht
„Einnahmen entwickeln sich gut, aber die Ausgaben stagnieren.“

„Mehr Gemeinde-Investitionen gewünscht.“ Aussagen wie diese 

geisterten durch die österreichische Presse, als Details des Gemeinde -

finanzberichts 2007 bekannt wurde. Wie es um die Finanzen der Ge-

meinden bestellt ist und was die Zukunft bringen kann, darüber sprach

KOMMUNAL mit Gemeindebund-Chef Bgm. Helmut Mödlhammer.

Bei manchen Ankündigungen von
Bundespolitikern muss man glauben,
dass die Damen und Herren offenbar
denken, dass das Geld auf den 
Bäumen wächst.

Gemeindebund-Präsident Helmut Mödl-
hammer über die Forderungen der
Politik an die Gemeinden
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Was sagen sie zur Zinsentwick-
lung? Das ist ja ein Punkt, wo
manche Gemeinden in die Bredou-
ille kommen können.
Deswegen empfehle ich den Ge-
meinden auch immer, die frei
verfügbaren Mittel nicht immer
nur in neue Projekte zu investie-
ren, sondern auch für Kredit-
und Darlehensrückzahlungen zu
verwenden.
Jeder auf diesem Gebiet erspar-
te Euro ist ein doppelter Euro.

Der Entwicklung der freien Finanz-
spitze der Gemeinden ist in den
Medien breiter Raum gewidmet
worden. Wie würden Sie das kom-
mentieren?
Zwei Punkte: Erstens sind die
Gemeinden pakt- und vertrags-
treu und erfüllen die Auflage
des Stabilitätstpakts, ausgegli-
chen zu bilanzieren, auf Punkt
und Beistrich.
Zweitens: Andererseits können
die Gemeinden gewisse Ent-

wicklungen, die von Bund oder
den Ländern ausgehen, nicht
oder kaum beeinflussen, müssen
aber mitzahlen.
Das sind Hauptgründe, warum
die Gemeinden beim Geldausge-
ben zu Recht sehr, sehr vorsich-
tig sind.

Die Gemeinden sind Pakt- und
Vertragstreu und erfüllen die
Auflage des Stabilitätstpakts,
ausgeglichen zu bilanzieren,
auf Punkt und Beistrich.

... über den sparsamen Einsatz
der freien Finanzspitze

Dr. Reinhard Platzer, Vorstands-
vorsitzender der Kommunalkre-
dit Austria, lud Anfang Novem-
ver zur ersten Ausgabe der
fortan jährlich stattfindenden
„Zukunftsgespräche“. Mit Bun-
deskanzler Dr. Alfred Gusenbau-
er und dem Vorstandsvorsitzen-
den der Deutschen Bank, Dr. Jo-
sef Ackermann, waren der öster-
reichische Regierungschef und
ein „Global Player“ des Finanz-
sektors der Einladung gefolgt, in
ungezwungenem Rahmen über
die „Herausforderung Infrastruk-
tur“ zu diskutieren. Das Plenum
dieser Veranstaltung bestand aus
rund 80 Politikern – darunter
auch Gemeindebund-Präsident
Helmut Mödlhammer – und
Chefs der heimischen Wirtschaft.
Bundeskanzler Gusenbauer er-
klärte Infrastruktur zu einer der
wichtigsten Herausforderungen
der Zukunft. Mit dem umfassen-
desten Infrastrukturprogramm
der Geschichte im Bereich der
Verkehrsinfrastruktur, dem um-
fassenden Bildungspaket, der ge-
zielten Förderung von Umwelt-
und Technologie durch den Kli-
mafonds würde die Bundesregie-
rung nachhaltige Verbesserungen
für den Wirtschaftsstandort
Österreich schaffen. „Infrastruk-
turpolitik ist umfassende Stand -
ortpolitik“, so der Kanzler weiter
und verwies dabei auf die Berei-
che Verkehr, Umwelt, Steuern
und Bildung.
Der Deutsche Bank-CEO Josef
Ackermann wies auf die nachtei-

ligen Auswirkungen einer unzu-
reichenden Infrastrukturausstat-
tung hin: „Eine qualitativ und
quantitativ unzureichende Infra-
struktur wirkt sich auf die ge-
samte Wirtschaftsentwicklung
negativ aus. Wir dürfen daher
wichtige Entwicklungen im In-
frastrukturbereich nicht versäu-
men.“ Ackermann machte in die-
sem Zusammenhang auf die
Chancen einer Zusammenarbeit
zwischen Staat und Privat in
Form von Public Private Part-
nerships (PPP) aufmerksam:
„PPPs sind kein Allheilmittel,
können jedoch die Realisierung
von Infrastrukturprojekten er-
leichtern“, so der Deutsche
Bank-Chef.
Der Gastgeber der Veranstal-
tung, Reinhard Platzer, sprach in
der Diskussion die Rolle der öf-
fentlichen Hand an. „Die öffent-
liche Hand muss für ein ausrei-
chendes Infrastrukturangebot
sorgen, es jedoch nicht selbst be-
reitstellen“, so der Kommunal-
kredit-CEO. Platzer sieht in PPPs
einen Lösungsansatz, der den In-
vestitionsstau der öffentlichen
Hand rasch abbauen kann und
verwie auf Großbritannien, Por-
tugal und Deutschland wo PPPs
zunehmend als Beschaffungsal-
ternative wahrgenommen wer-
den. „Klar ist, dass die öffentli-
che Hand weiterhin die Kontrol-
le über die Infrastruktur haben
sollte“, so Platzer weiter.  
Mehr auf 
www.kommunalkredit.at

Neue Lösungsansätze 
gefordert

Erfolgreiche erste Auflage der „Zukunftsgespräche“

Moderator Helmut Brandstätter (ORF), Josef Ackermann (Deutsche Bank),
Bundeskanzler Alfred Gusenbauer und Gastgeber Reinhard Platzer.
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Verkehr, sonder auch Gesundheit,
Forschung, Kommunikation, um
nur einige zu nennen. Wie sollen
die Gemeinden diese Brocken an-
gehen?
Völlig richtig. Zuallererst ist es
eine Entscheidung der Politik,
diese Bereiche anzugehen. 
Aber dann ist es eine klare Auf-
gabe der Gemeinden, hier auch
zu investieren. Wenn wir uns
den Gemeindefinanzbericht an-
sehen, dann haben die Investi-
tionen 2006 stagniert. Es gab
zwar ein „Null-Komma“ Minus,
aber sagen wir, es hat stagniert. 
Und genau diese schwache
Inves titionstätigkeit verschärft
die Strukturschwäche im ländli-
chen Raum, da die Gemeinden
nach wie vor die treibende Kraft
der Investitonen sind. Fehlende
Investitionen wiederum verursa-
chen durch geringe Standort-
qualität Abwanderungstenden-
zen. Das hat weniger Ertragsan-
teile zur Folge, aber gleichzeitig
mehr Ausgaben auf dem Sozial-
bereich, da die älteren Bürger
blieben. Und das wiederum hat
zur Folge, dass es weniger Mittel
für Investitionen gibt.
Aber 2006 war ein absoluter
Tiefststand, der Anteil der Inves -
titionen sollte wieder steigen.
Wir denken, dass 2007 eine
Trendumkehr stattfand.

Gibt es Anzeichen für diese Trend-
umkehr?
Der Gemeindefinanzbericht
2007 weist aus, dass sich die
freie Finanzspitze im Vorjahr er-
holt hat. Die Stagnation der In-
vestitionen von minus 0,8 Pro-
zent ist schon als Erfolg zu wer-
ten, denn in den Jahren zuvor
gingen diese um jeweils mehr
als sechs Prozent zurück, 2004
waren es 6,8 und 2005 6,2 Pro-
zent. Diese Dynamik konnte also
gebremst werden. 
Auch hat sich die Haushaltssi-
tuation der Gemeinden verbes-

Dr. Platzer, wie beurteilen Sie
denn die mittel- und langfristigen
Auswirkungen des Finanzaus-
gleichs?
Dr. Reinhard Platzer: Die Ge-
meinden haben den Finanzaus-
gleich gut verhandelt. Rund 550
Millionen Euro netto  über die
gesamte FAG-Periode mehr sind
ein durchaus positives Zeichen.
Und die längere Laufzeit von
sechs Jahren bringt zusätzlich
mehr Planungssicherheit.
Gleichzeitig muss
man aber auch sa-
gen, dass jede Men-
ge Arbeit auf die
Gemeinden wartet.
Die größten
Brocken werden
Ausgaben im Ge-
sundheitssektor, der
sozialen Wohlfahrt und in allen
Bereichen der Infrastruktur sein.

Dass der Gesundheitsbereich die
schwerste Aufgabe der Zukunft
sein wird, hat sich seit längerem
herauskristallisiert, aber auch die
Infrastruktur?
Wir hatten vor kurzem eine sehr
intensive Gesprächsrunde mit
Bundeskanzler Alfred Gusen-
bauer und dem Chef der Deut-
schen Bank, Josef Ackermann,
die so genannten „Zukunftsge-
spräche“ (siehe auch Artikel auf
Seite 15), wo sich herauskristal-
lisierte, dass das Thema Infra-
struktur das zentrale Thema der
Zukunft sein wird.

Österreich hat im europäischen
Vergleich die rote Laterne, was
die Investitionen in die Infra-
struktur anlangt. Lediglich ein
Prozent des BIP (Bruttoinlands-
produkt) werden dafür ausgege-
ben, während es im europäi-
schen Durchschnitt immerhin
2,5 Prozent sind, die Holländer
und die Schweden – und das
sind durchaus vergleichbare
Staaten – investieren drei Pro-
zent, die Tschechen sogar fünf

Prozent. Österreich ist da sehr
schwach, wir liegen im unter-
sten Viertel der EU-Staaten.
Der Haken daran ist, das durch
die fehlende Infrastruktur auf
den ländlichen Raum erhebli-
cher Druck ausgeübt wird. Die
momentane Situation bestärkt
die Abwanderungstendenzen in
die Städte. Das erhöht wieder-
um den Druck auf die Ertragsan-
teile und führt vor allem zu stei-
genden Ausgaben im Gesund-
heits- und Sozialsektor.

Aber das ist doch im Endeffekt
nichts, was die Gemeinden allein
schaffen können. Unter Infrastruk-
tur fällt ja nicht nur der Bereich

Der Gemeindefinanzbericht zeigt auf, dass die Gemeindeinvestitionen

2006 eine Talsohle durchschritten haben. Gleichzeitig mit einer guten

Konjunkturentwicklung und einem guten Finanzausgleich haben es die

Gemeinden in der Hand, die Investitionsspirale wieder kräftig anzukur-

beln. Für KOMMUNAL sprach Mag. Hans Braun mit Dr. Reinhard Platzer, 

Generaldirektor der Kommunalkredit Austria

Gemeindefinanzbericht und FAG – die Zukunft der Gemeinden sieht gut aus

Die Grundlagen sind da, jetzt
sind die Gemeinden am Zug

Österreich hat im europäischen Vergleich die rote Laterne,
was die Investitionen in die Infrastruktur anlangt.

Dr. Reinhard Platzer, Generaldirektor der Kommunalkredit Austria
über die größten Ausgabenbrocken der Zukunft
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sert. Das Maastricht-Ergebnis
verbessert sich von 205 Millio-
nen Euor auf 256 Millionen, was
ein Anstieg von 25 Prozent ist.
der Saldo der laufenden Gaba-
rung steigt um neun Prozent auf
1,3 Milliarden Euro und die freie
Finanzspitze  steig um 37 Pro-
zent auf 434 Millionen Euro.
Man muss allerdings dazu sagen,
dass diese Entwicklung nicht auf
die gute Konjunktur zurückzu-
führen ist, sondern auf Einmal -
effekte. Einmalige Verkaufserlö-
se einer Stadt in Kärnten, einma-
lige Einnahmen in Folge der 
Verländerung von Gemeinde-
spitälern in Niederösterreich.

Profitieren die Gemeinden denn
nicht vom Konjunkturauf-
schwung?
Oh doch. Die Ertragsanteile sind
um 3,6 Prozent gestiegen, die
Gemeindeabgaben um 4,3 Pro-
zent, und aufgrund der guten
Beschäftigungslage gab es bei
der Kommunalsteuer ein beson-
ders starkes Wachstum von plus
4,7 Prozent.
Der neue FAG stärkt kleinere
Gemeinden wie auch Städte mit
mehr als 10.000 Einwohnern:
Bis 2011 erwarten wir ein
Wachstum der Ertragsanteile
von mehr als 20 Prozent.
Für 2007 ist mit einer ähnlich
guten Einnahmenentwicklung
zu rechnen, aber für 2008 er-
warten wir eine Abschwächung.

Und wie entwickelt sich die Ausga-
benseite. Hält der Abgabendruck
weiter an?
Ja, wir haben nach wie vor hohe
Ausgaben in den Bereichen So-
ziales mit einem Anstieg der
nettoausgaben von 22 Prozent
seit 2002, im Bereich Gesund-
heit mit 19 Prozent und im Be-
reich Dienstleistungen mit ei-
nem Anstieg von 18 Prozent.
Für die Zukunft ist aufgrund der
Abwanderungstendenzen und
der Überalterung mit einer Fort-
setzung dieses Trends zu rech-
nen.

2006 war ein absoluter Tiefststand, die Inves -
titionen sollten wieder steigen. Wir denken,
dass 2007 eine Trendumkehr stattfand.

... über den Trend der kommunalen Investitionen

Sagt der Gemeindefinanzbericht
auch etwas über die Schulden der
Gemeinden aus? Welche Entwick-
lungen erwarten sie hier?
Die Maastricht-Schulden bleiben
stabil bei rund 3,2 Milliarden
Euro. Auch die Finanzschulden
der Gemeinden erhöhen sich
mit 1,3 Prozent nur moderat auf
knapp elf Milliarden Euro. Da-
von steigen die Finanzschulden
der rentierlichen Bereiche um
zwei Prozent auf 7,8 Milliarden.
Was die Gemeinden allerdings
auch belasten könnte, ist das
steigende Zinsumfeld. So haben
sich 2006 die Zinsausgaben erst-
mals wieder erhöht, und zwar
um 11,5 Prozent – oder 32 Mil-
lionen Euro – auf 308 Millionen.
Ausschlaggebend dafür waren
EZB-Leitzinsanhebungen (EZB
ist die Europäische Zentralbank,
Anm. d. Red.) des Jahres 2006
von 2,25 Prozent zu Jahrensbe-
ginn auf 3,5 Prozent Ende 2006

(derzeit liegt der Leitzinssatz bei
vier Prozent, Anm.). Und wir er-
warten auch 2007 und 2008
weiter ansteigende Zinsausga-
ben.

Was können die Gemeinden tun,
um hier nicht unter die Räder zu
kommen?
Wichtig ist vor allem, dass die
Gemeinden schauen, dass Kredi-
te eine Fixverzinsung haben und
dass sie sich moderner Finanz-

produkte bedienen. Jedes Fi-
nanzprodukt sollte in seiner Ge-
samtumgebung evaluiert wer-
den. Ziel muss natürlich sein,
möglichst günstig und gleichzei-
tig risikoarm zu agieren. 2006
betrugen die zusätzlichen Aus-
gaben der Gemeinden  allein für
Zinsen immerhin 32 Millionen
Euro.

Wären PPPs, also Public Privat
Partnerships, hier eine Lösung?
Ließe sich damit die Belas tung für
die Gemeinden senken?
PPPs wären ein sehr gutes In-
strument um Geld und Ressour-
cen der Gemeinden zu schonen.
Vor allem im Gesundheitsbe-
reich, also bei Spitälern, würden
sich die Lösungen anbieten,
aber auch bei größeren Infra-
strukturinvestitionen. 
Wichtig beim PPP ist, dass die
öffentliche Hand die Leistungen
definiert und sozusagen die 
Fäden in der Hand behält.

Wenn ich Sie um einen Schlußsatz
bitten würde, wie würde der 
lauten?
– überlegt nur kurz –
Durch einen sehr gut ausverhan-
delten Finanzausgleich und be-
günstigt von einer guten Kon-
junkturlage haben sich die Ge-
meinden eine sehr gute Aus-
gangslage geschaffen. Deren In-
vestitionstätigkeit ist aber nach
wie vor äußerst vorsichtig. Es
wäre an der Zeit, wieder etwas
mehr Optimismus zu zeigen.
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Der neue FAG stärkt kleinere Gemeinden wie
auch Städte mit mehr als 10.000 Einwohnern:
bis 2011 erwarten wir ein Wachstum der 
Ertragsanteile von mehr als 20 Prozent.

... über den Finanzausgleich 2007

Dr. Reinhard Platzer, Generaldirek-
tor der Kommunalkredit Austria AG
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„Viel zu oft wissen die Men-
schen gar nicht, was ihre Ge-
meinde alles für sie leistet“, er-
klärt Gemeindebund-Präsident
Bgm. Helmut Mödlhammer das
Motiv für diese Initiative. „Es ist
unser Anliegen und unsere Auf-

gabe als Interessensvertretung,
die Gemeinden dabei zu unter-
stützen, ihre Leistungen besser
zu verkaufen und besser ben
Bürgern bewusst zu machen
und den Menschen ein Bewusst-
sein dafür zu schaffen, wie
wichtig die Leistungen ihrer Ge-
meinde für die Lebensqualität

jedes Einzelnen sind.“ Der Ge-
meindebund hat daher insge-
samt fünf Inseratensujets produ-
ziert, die allen österreichischen
Gemeinden rechte- und kosten-
frei  zum Download zur Verfü-
gung gestellt werden (abgebil-
det auf dieser und den folgen-
den Seiten).  

Mustertexte, Plakate und
Info-Filme

Diese fünf Motive mit den Slo-
gans „Meine Gemeinde sorgt
dafür...“ sollen die Bürgermei-
sterinnen und Bürgermeister in
den kommenden Monaten in
ihren Gemeindezeitungen plat-
zieren.

Gemeindebund startet österreichweite Info-Kampagne

Gemeinden sollen ihre 
Leistungen besser darstellen
Inoffiziell fiel der Startschuss für die Informationskampagne „Meine

Gemeinde sorgt dafür....“ schon am Gemeindetag in Klagenfurt. Nun

geht’s auch offiziell los. Alle Gemeinden sind aufgerufen, ihre Leistun-

gen den Bürgerinnen und Bürgern bewusster zu machen. Der Gemein-

debund hilft dabei mit Inseratensujets und Mustertexten.

Daniel Kosak
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Daniel Kosak ist

Pressereferent des

Österreichischen

Gemeindebundes

„Darüber hinaus stellen wir 
Mustertexte zur Verfügung, die
im Detail darstellen, welche
Aufgaben die österreichischen
Gemeinden tagtäglich erfüllen“,
ergänzt Gemeindebund-Gene-
ralsekretär Dr. Robert Hink. 
Über den Partner des Gemeinde-
bundes, die Intranet-Plattform
kommunalnet.at sind diese Su-

jets auch in Plakatform bestell-
bar, jeweils im Format A3 für die
Schaukästen sowie im Format
A2 für die Gemeindeämter
selbst. Die Plakate sind online
über www.gemeindebund.at/
meinegemeinde zu beziehen
und werden im Paket – jeweils
vier Stück A3 und jeweils vier
Stück A4 – zum Selbstkosten-
preis (inkl. Verpackung und Ver-
sand) von rund 20 Euro abgege-
ben und der Gemeinde zuge-
sandt. Die Bestellung ist ab so-
fort möglich, die Auslieferung
der Plakate erfolgt im Jänner
2008.
In die Vordrucke der Sujets für
die Gemeindezeitung kann jeder
Kommunalpolitiker, wenn er das
will, auch das Gemeindewappen
oder sein Bild einsetzen. Weiters
stellt der Gemeindebund auf
www.gemeindebund.at/meine -
gemeinde auch einen Informati-
onsfilm über die Leistungen der
Gemeinden bereit. Dieser Film –
das wird vielen noch in Erinne-
rung sein – wurde erstmals am
Gemeindetag 2007 in Klagen-
furt gezeigt. Die heimischen
Kommunen sollen den Link zu
diesem Kurzfilm  prominent auf
ihrer eigenen Homepage plat-
zieren, damit möglichst viele
Menschen ihn sehen können. 

Die Landesverbände 
unterstützen die Aktion

Natürlich wird diese Initiative
auch von allen Landesverbän-
den des Gemeindebundes unter-
stützt. „Wir haben einfach gese-
hen, dass viele Dinge in der öf-
fentlichen Meinung so darge-
stellt werden, als wären es Leis -

In die Vordrucke der Sujets für die Gemeinde-
zeitung kann jeder Kommunalpolitiker, wenn
er das will, auch das Gemeinde wappen oder
sein Bild einsetzen.
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tungen des Bundes oder der
Länder“, so Mödlhammer. „Viele
glauben, dass die Kindergärten
und Schulen vom Bund bezahlt
werden. Wir Kommunalpolitiker
wissen aber, wer oft die Rech-
nung für die Erfüllung bundes-
politischer Wünsche bekommt“,
so der Gemeindebund-Chef. „Es
ist unsere Aufgabe, den Men-
schen klar zu sagen, dass es in
erster Linie die Gemeinden sind,
die ihre Lebensbedingungen
mitgestalten und vor allem auch
bezahlen.“
„Wir rufen alle österreichischen
Gemeinden dazu auf, sich an
dieser Informationskampagne
zu beteiligen und sie über ihre
Zeitungen und Homepages zu
den Menschen zu tragen“, so
Präsident Mödlhammer und Ge-
neralsekretär Hink unisono. 

Die bürgernächsten ...

„Schon jetzt sehen die Men-
schen die Gemeinde als die mit
Abstand bürgernächste Verwal-
tungseinheit. Wir wollen, dass
dieses Image sich festigt und die
Menschen auch anerkennen,
was die Kommunen und ihre
Mitarbeiter/innen täglich für sie
tun.“ Nicht umsonst heißt es oft,
dass die Gemeinde „von der

Wiege bis zur Bahre“ für alles
zuständig ist. „Es ist an der Zeit,
dieses Signal den Menschen
auch zu kommunizieren und da-
mit auch Bundes- und Landes-
politikern klar zu machen, wo
die politische Arbeit direkt am
Bürger tatsächlich stattfindet.
„Unsere Mitarbeiter in den Ge-
meindeämtern, Bauhöfen, Kin-
dergärten, Betreuungsheimen-
und Einrichtungen sorgen näm-
lich tagtäglich dafür, dass die
Lebensqualität in unseren Ge-
meinden so hoch ist“, so Mödl-
hammer. Diese Info-Kampagne
ist zumindest eine kleine Aner-
kennung für diese Leistungen.

Wie komme ich zu den digitalen
Sujets für meine Gemeinde -
zeitung?
Auf der Homepage
www.gemeindebund.at/meine
gemeinde finden Sie alle Sujets
in druckfähiger Qualität zum
kostenfreien Download. 

Wie komme ich zu den Muster -
artikeln für meine Gemeinde -
zeitung?
Ebenfalls auf
www.gemeindebund.at/meine
gemeinde können Sie einen
allgemeinen Text zu den Lei-
stungen der Gemeinden im
Word-Format downloaden.
Darüber hinaus gibt es für je-
des Sujet einen eigenen Mu-
sterartikel, der den in diesem
Motiv dargestellten Themenbe-
reich genauer erklärt und mit
Zahlen unterfüttert. 

Wie kann ich die Plakate bestel-
len und wieviel kosten sie?
Folgen Sie dem entsprechen-
den Link auf
www.gemeindebund.
at/meinegemeinde, der sie
zum Bestellformular führt. In-
klusive Verpackung und Ver-
sand wird ein Paket mit jeweils
acht Plakaten (vier Stück im
A3-Format und vier Stück im
A2-Format) rund 20 Euro für
kommunalnet-Gemeinden ko-
sten. Die Auslieferung erfolgt
im Jänner 2008. 

Wie komme ich zum Imagevideo?
Ebenfalls auf www.gemeinde -
bund.at/meinegemeinde fin-
den Sie das Video zur Ansicht
und auch zum Download.
Wenn Sie es direkt auf ihrer
Homepage einbauen wollen,
dann ist dort der Direktlink,
den Sie nur noch in ihre Home-
page einbauen müssen. 

Meine Gemeinde sorgt dafür ...

Wir wollen, dass sich das Image der mit 
Abstand bürger nächste Verwaltungseinheit
festigt und die Menschen auch anerkennen,
was die Kommunen und ihre 
Mitarbeiter/innen täglich für sie tun.

Dr. Robert Hink, Generalsekretär des 
Österreichischen Gemeindebundes

Vier Fragen, vier Antworten
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Viele Bauherren nehmen die
Einsicht in der Bauakt vor der
Einreichung eines Bauvorhabens
nicht persönlich wahr, sondern
beauftragen den Planer, die Akt -
einsicht vorzunehmen, weil die-
ser das notwendige sachverstän-
dige Wissen hat, um aus dem
Bauakt die benötigten Informa-
tionen zu erhalten. Der Planer
tritt daher vor der Behörde als
Bevollmächtigter auf, und es
stellt sich daher in der Praxis oft
die Frage, wie er seine Voll-
macht der Behörde gegenüber
nachweisen muss. Einschlägig
dafür ist § 10 AVG, der folgende
Grundregeln aufstellt:

3 Bevollmächtige haben eine
schriftliche Vollmacht vorzule-
gen.
3Wenn der Bevollmächtigte ein

berufsmäßiger Parteienvertre-
ter ist (dazu im Fol-
genden ausführlich),
muss er jedoch keine
schriftliche Voll-
macht vorlegen.
3 Die Behörde kann

von einer ausdrück-
lichen Vollmacht
auch dann absehen,
wenn es sich um amtsbekann-
te Familienmitglieder, Haus-
haltsangehörige, Angestellte
oder Funktionäre von Organi-
sationen handelt und kein
Zweifel über die Vollmacht be-
steht.

Berufsmäßige Parteienvertreter
sind Personen, die gesetzlich zur
Vertretung von Parteien befugt
sind. Zur umfassenden Parteien-
vertretung vor allen Gerichten
und Behörden sind die Rechts-
anwälte befugt (§ 8 RAO), doch
gibt es daneben – mit gewissen
Einschränkungen für bestimmte
Sachbereiche – weitere berufs-
mäßige Parteienvertreter. Im
Bauverfahren sind neben den
Rechtsanwälten folgende Perso-

nen berufsmäßige Parteienver-
treter:
3 Ziviltechniker, Architekten

(§ 4 ZTG)
3 Baumeister (§ 99 Abs 1 

Z 6 GewO)
3 Zimmermeister (§ 149

Abs 6 GewO)

Die gesetzliche Vollmacht geht
inhaltlich nicht weiter als das
Recht des Auftraggebers. Aus
diesem Grund haben daher alle
berufsmäßigen Parteienvertreter

anzugeben, wen sie vertreten.
Besteht nämlich für einen Auf-
traggeber kein Planeinsichts-
recht, besteht es auch für den
Vertreter nicht.
Ziviltechniker erhalten von ihrer
Standesvertretung einen Aus-
weis, Baumeister können bei der
Bundesinnung Bau einen Aus-
weis (siehe Bilder links unten)
beantragen, der bestätigt, dass
der Inhaber Baumeister ist. 
Legt ein Ausweisinhaber seinen
Ausweis vor und nennt seinen
Auftraggeber, ist die Behörde zu
Nachforschungen über die Voll-
macht nur verpflichtet, wenn
begründete Zweifel an der Echt-
heit des Ausweises oder der Ver-
tretungsbefugnis bestehen.

Dr. Christoph 

Wiesinger ist 

Referent bei der

Geschäftsstelle Bau

der Wirtschafts-

kammer Österreich

Die Vollmacht bei der Akteneinsicht

Wann muss die Behörde prüfen
und wann nicht
Wie weist sich jemand aus, der als Bevollmächtigter von einer Behörde

Akteneinsicht begehrt? Welche Ausweise sind notwendig? Wann muss

die Behörde die Angaben überprüfen? KOMMUNAL gibt eine Antwort

auf Fragen, die auch die Gemeinden betreffen.

Dr. Christoph Wiesinger

Legt ein Ausweisinhaber seinen Ausweis vor und nennt seinen
Auftraggeber, ist die Behörde zu Nachforschungen über die
Vollmacht nur verpflichtet, wenn begründete Zweifel an der
Echtheit des Ausweises oder der Vertretungsbefugnis bestehen.
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„Österreichs Gemeinden sind
die Basis des Staates. Fühlen
sich die Familien wohl, geht es
auch den Kommunen gut. Es ist
mir eine besondere Freude, 26
Gemeinden für ihre Familien-
freundlichkeit auszuzeichnen.
Sie haben Pionierarbeit geleistet
und verdienen es, dass ihre Leis -
tungen vor den Vorhang geholt
werden“, sagte Gemeindebund-
Präsident und Bürgermeister von
Hallwang Helmut Mödlhammer.
Gemeinsam mit Familienmini-

sterin Andrea Kdolsky verlieh
Mödlhammer in einem feier -
lichen Festakt im Casino Baden
die staatlichen Gütesiegel für 
Familienfreundlichkeit. 

Oberösterreich hat die 
Nase vorn 

41 Unternehmen und 26 Ge-
meinden wurden für Maßnah-
men ausgezeichnet, die sie in ei-
nem Beratungs- und Begutach-
tungsprozess ausgearbeitet und
umgesetzt haben. Dabei haben
die Oberösterreicher besonderes
Engagement gezeigt. Fast ein
Drittel der prämierten Kommu-

nen (neun Gemeinden) liegen in
Oberösterreich. Die Preisträger
schaffen sich mit ihrem Einsatz
für die Zukunft einen entschei-
denden Wettbewerbsvorteil als
attraktive Arbeitgeber und
Wohnorte. Sie leisten einen
wichtigen Beitrag für eine fami-
lienfreundliche Gesellschaft.

Erstes Zertifikat für 
St. Koloman und Moosburg 

„Die Vereinbarkeitsmaßnahmen
der Betriebe müssen natürlich
auch von den Kommunen unter-

stützt, mitgetragen und
ergänzt werden“, beton-
te Ministerin Andrea
Kdolsky. Für diesen
Zweck wurde vor weni-
gen Jahren das Audit ‘fa-
milienfreundliche Ge-
meinde’ ins Leben geru-
fen, das durch qualifi-
zierte Beratung Gemein-
den dabei unterstützt,

ihre Initiativen zu prüfen und
weiter auszubauen. Nach einem
sechsmonatigen Planungspro-
zess kann das Grundzertifikat
erworben werden. Nach der
Umsetzungsphase von etwa drei
Jahren kommt es dann zur ei-
gentlichen Zertifikatsverleihung.
Diese Stufe haben in diesem
Jahr die beiden Gemeinden, St.
Koloman in Salzburg und Moos-
burg in Kärnten, erreicht. 

Hallwang und Feldkirch
bekamen Grundzertifikat 

Mödlhammer stellte unter Be-
weis, dass auf Worte bereits Ta-

ten gefolgt waren – in seiner ei-
genen Gemeinde. Hallwang
wurde unter anderem für das
umfangreiche Angebot an quali-
fizierten Arbeitsplätzen und an
Möglichkeiten zur flexiblen Kin-
der- und Seniorenbetreuung mit
dem Grundzertifikat ausgezeich-
net. Der dörfliche Charakter der
3800-Einwohner-Gemeinde mit
zahlreichen Vereinsaktivitäten
und Nachbarschaftskontakten

ermöglichen „Leben am Land“.
„Unser Erfolgsrezept sind glück-
liche Bürger. Es gibt eine gewis-
se Art von Kleinheit. Die Men-
schen kennen sich. Eltern kom-
men mit ihren Kindern gerne
aus der Stadt Salzburg nach
Hallwang“, so Mödlhammer. 
Der Präsident des Vorarlberger
Gemeindeverbandes, Wilfried
Berchtold, zeigte sich als
Bürgermeister von Feldkirch
ebenfalls stolz auf die seiner
Stadt verliehenen Auszeich-
nung. In seiner Gemeinde wur-
de für Familien bereits viel ge-
macht: In der westlichsten Stadt
Österreichs gibt es 13 Regelkin-
dergärten, bedarfsgerechte
Ganztages- und Kleinkinderbe-
treuungsangebote und 20 Kin-
derspielplätze.

„Bringt Schwung in die
Gemeinden“ 

Auch Badens Bürgermeisterin
und somit „Hausherrin“ LAbg.
Erika Adensamer kam, um zu
applaudieren. Sie brach eine
Lanze für das Audit familien-
freundliche Gemeinde. 
„Das Audit bringt Schwung in

Die Gemeinden haben ein Herz
für Familien

Mödlhammer und Kdolsky: Im Schulterschluss zur Familienfreundlichkeit

Familienministerin Andrea Kdolsky und Gemeindebund-Präsident 

Bgm. Helmut Mödlhammer zeichneten 26 Gemeinden für ihre Familien -

freundlichkeit aus. St. Koloman in Salzburg und Moosburg in Kärnten

zählen zu den Pionieren auf diesem Gebiet.

Mag. Nadja Tröstl

Mag. Nadja Tröstl

ist Redakteurin der

Internetplattform

Kommunalnet.at

Die Aufgabe der Politik ist es, von den positi-
ven Auswirkungen der Familienfreundlichkeit
zu überzeugen, die sich auch betriebswirt-
schaftlich rechnet. 

Familienministerin Andrea Kdolsky über die 
Bedeutung der Kommunen

Die Oberösterreicher haben besonderes 
Engagement gezeigt. Fast ein Drittel der 
prämierten Kommunen (neun Gemeinden)
liegen in diesem Bundesland. 
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tioniert sie selbst bei guter Ge-
setzgebung auf Bundes- und
Landesebene nicht“, meinte der
Gemeindebundchef. 
Bestätigt wurde er von Kdolsky:
„Die Aufgabe der Politik ist es,
von den positiven Auswirkun-
gen der Familienfreundlichkeit
zu überzeugen, die sich auch be-
triebswirtschaftlich rechnet.
Außerdem bringt es ein Mehr an
Lebensqualität für alle Beteilig-
ten, motivierte Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, sowie zufriede-
ne Bewohnerinnen und Bewoh-
ner.“ Ein neuer Betrieb konnte
im Rahmen der Zertifikatsverlei-
hung bereits gewonnen werden:
Bundesrätin Sonja Zwazl, die
die Grußworte von Landes-

hauptmann Dr. Erwin Pröll über-
brachte, kündigte an, dass sich
die Wirtschaftskammer Nieder -
österreich auditieren lassen
wird.

Audit „Familie und Beruf“
ist Beratungsinstrument 

Das Audit „Beruf und Familie“
ist ein Beratungsinstrument für
Unternehmen, Non-Profit-Orga-
nisationen und Einrichtungen
des öffentlichen Dienstes, die ih-
re Familienorientierung gezielt
entwickeln wollen, um von den
damit verbundenen positiven

betriebswirtschaftlichen Effek-
ten zu profitieren. Die bessere
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf stellt heute sowohl für El-
tern als auch für Arbeitgeber ei-
ne große Herausforderung dar.
Gleichzeitig liegen in der positi-
ven Auseinandersetzung mit
diesem Spannungsfeld Chancen
für alle Beteiligten.

die Gemeinden und ist zugleich
Ansporn, noch mehr für die Fa-
milien zu tun- und zwar allum-
fassend.“ Adensamer betonte,
dass die Familien an erster Stelle
stünde und Zufriedenheit in den
Familien beginne. Kdolsky
sprach von Generationengärten,
die in den Gemeinden für junge
und ältere Bürger geschaffen
werden. Dort könnten Brücken
zwischen den Generationen ge-
schlagen werden.

Auf die Kommunen 
kommt es an 

Mödlhammer hob die Bedeu-
tung der Gemeinden vor, die viel
bewegen können. „Wenn Famili-
enfreundlichkeit nicht in der Ge-
meinde funktioniert, dann funk-

3 Lichtenegg (NÖ) 
3Markt Piesting (NÖ) 
3 Eberstalzell (OÖ) 
3 Kirchschlag bei Linz (OÖ) 
3 Kremsmünster (OÖ) 
3 Ohlsdorf (OÖ) 
3 Schlägl (OÖ) 
3 Aigen im Mühlkreis (OÖ) 
3 Frankenmarkt (OÖ) 
3 St. Peter am Wimberg (OÖ) 
3 Gmunden (OÖ) 
3 Radkersburg Umgebung

(Stmk.) 
3Weinburg am Saßbach

(Stmk.) 
3Wörschach (Stmk.) 
3 Gössendorf (Stmk.) 
3 Kumberg (Stmk.) 
3 Fürstenfeld (Stmk.) 
3 Elixhausen (Szbg.) 
3 Hallwang (Szbg.) 
3Mühlbach am Hochkönig

(Szbg.) 
3 Ramingstein (Szbg.) 
3 St. Koloman (Szbg.)
3 Bludenz (Vlbg.) 
3 Feldkirch (Vlbg.) 
3 Klein St. Paul (Ktn.)
3Moosburg (Ktn.)

Ausgezeichnete
Gemeinden

Bei der Zertifikatsverleihung im Casino Baden waren zahlreiche Besucher an-
wesend 

Besondere Freude kam auf, als Mini-
sterin Kdolsky das Zertifikat an Hel-
mut Mödlhammer überreichte. Für
seine Gemeinde Hallwang  über-
nahm Mag. Birgit Weichbold die
Auszeichnung,

Feldkirchs Bürgermeister und Präsi-
dent des Vorarlberger Gemeindever-
bandes (ganz links) übernahm für
seine Stadt das Grundzertifikat „Fa-
milienfreundliche Gemeinde“.

Die bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf stellt heute sowohl für Eltern als
auch für Arbeitgeber eine große 
Herausforderung dar.
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sei es die Flutkatastrophe in
New Orleans oder die Feuerstür-
me am Peloponnes, bestärken
uns, diese wichtige Arbeit zum
Schutz der Bevölkerung nicht
nur weiterzuführen, sondern zu
intensivieren.“
Der Gemeindebund hat bereits
im Jahr 2004 einen österreich-
weiten und viel beachteten Kon-
gress zum Thema Katastrophen-
schutz veranstaltet. Ein eigener
Band der RFG-Schriftenreihe
(Nr. 6/04) wurde diesem Thema
gewidmet.  Außerdem hat der
Gemeindebund unter Feder-
führung von Vizepräsident Bgm.
Alfred Riedl maßgeblich bei der
Erarbeitung der Floodrisk-Stu-
die des Lebensministeriums
nach den Hochwasserereignis-
sen von 2002 mitgearbeitet.
Und über www.kommunalnet.at
werden Dienstleistungen zur
Krisenprävention angeboten wie
etwa Wetterfrühwarndienste.
Als besonders wichtig nannte
Mödlhammer die Pflege der
Freiwilligendienste, die laufen-
de Ausbildung der Verantwor-
tungsträger in den Gemeinden
und in den Blaulichtorganisatio-
nen sowie die Vernetzung der
Akteure nicht nur für den Ernst-
fall, sondern auch zur Grundla-
genforschung und nachhaltigen
Planung des Siedlungsraumes.

Die einhellige Meinung der
Fachleute: Trotz der in diesem
Jahr sehr frühen und ergiebigen
Schneefälle zeigt der langfristi-
ge Trend eine deutliche Er-
höhung der Temperaturen im
Alpenraum. 

Und gerade der alpine Raum ist
besonders sensibel: erhöht sich
die Durchschnittstemperatur all-
gemein um zwei Grad, so nimmt
die Temperatur im Gebirge um
vier Grad zu. Ziel der Fachmesse
war es, ein Bewusstsein dafür zu
schaffen, dass die Sicherheit vor
Naturgefahren und die Folgen
des Klimawandels alle angeht

und dass gemeinsame Anstren-
gungen aller staatlichen Ebenen
– von der Gemeinde bis zum
Bund – erforderlich sind. 
Österreich hat eine besondere
Tradition des vorbeugenden
Schutzes, etwa in der Wildbach-

und Lawinen-
verbauung, wo
die Gemeinden
meist den
Löwenanteil
ausfinanzieren.
„Die Gemein-
den haben sich
aufgrund ihrer

Kenntnis über die lokalen Gege-
benheiten und der langen Tradi-
tion im Katastrophenschutz
nicht nur einen hohen Standard
im Bereich des Krisenmanage-
ments erarbeitet, sondern leis -
ten auch in der Vorbeugung
wichtige Arbeiten“, erklärte Ge-
meindebundpräsident Helmut
Mödlhammer. „Negativbeispiele,

Der Schutz vor Naturgefahren ist eine zentrale Frage für die Sicherheit

des Lebensraumes in den Alpen. Ende November fand in Salzburg die

„acqua alta alpina“, ein Fachkongress mit begleitender Ausstellung

statt. Rund 500 Hochwasserschützern und Klimaexperten berieten

über die Folgen des Klimawandels für den sensiblen Alpenraum. 

Katastrophenschutz geht alle an
Fachkongress für Klimawandel und Naturgefahren in Gebirgsregionen 

Auf der den Kongress begleiten-
den Messe wurden zahlreiche
Schutzmaßnahmen sowie
Dienstleistungen für die Präven-
tion von Umweltkatastrophen
präsentiert.

Die Gemeinden haben sich nicht nur einen hohen
Standard im Bereich des Krisenmanagements er-
arbeitet, sondern leisten auch in der Vorbeugung
wichtige Arbeiten.

Gemeindebundpräsident Helmut Mödlhammer
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Erhaltung bedeutet, den Bestand
und die Funktion wertvoller Gü-
ter und Objekte auf Dauer zu be-
wahren. Die Erhaltung von
Schutzbauwerken zielt somit auf
eine dauerhafte Standsicherheit
und Gebrauchstauglichkeit, also
eine nachhaltige Schutzwirkung,
ab, ebenso bedeutet die Erhal-

tung der Schutzwirkung des Wal-
des die Bewahrung einer nach-
haltige Stabilität und Erfüllung
der Schutzfunktion. Eine Ver-
nachlässigung der Erhaltungsauf-
gaben kann später zu hohen Sa-
nierungskosten und irreversiblen
Schäden führen, ein Prinzip, das
sowohl auf technische Schutz-
maßnahmen als auch auf den
Schutzwald Anwendung findet. 
Jährlich werden in Österreich bis
zu 115 Millionen Euro in den
Schutz vor Wildbächen, Lawinen
und Erosion investiert. Ein

großer Teil dieser Mittel wird für
die Durchführung neuer Schutz-
maßnahmen aufgewendet. Da
bereit seit 1884 von der Wild-
bach- und Lawinenverbauung in
Österreich systematisch techni-
sche und forstliche Schutzmaß-
nahmen durchgeführt werden,
lässt sich ermessen, wie groß in-
zwischen der Bestand an Schutz-
maßnahmen geworden ist. Es ist

folglich zu erwarten, dass der
Aufwand für die Erhaltung der
Bauwerke und der Schutzwälder
in einem dem erwünschten Si-
cherheitsniveau entsprechenden
Zustand stark ansteigen wird und
die Erhaltung der Schutzes vor
Naturgefahren zukünftig eine
Aufgabe von strategischer Bedeu-
tung ist.

Glückliches Österreich

Der österreichische Staat ist in
der glücklichen Lage, den Bür-

Die acqua alta alpina 2007
bot die ideale Kombination
von Theorie und Praxis. Die
Kongressbeiträge waren so
gewählt, dass sich ihre theo-
retischen Erkenntnisse in den
auf die Praxis ausgelegten
Ausstellerangeboten wider-
spiegelten bzw. ergänzten. So
konnten neben den reinen
Messebesuchern auch die
Kongressteilnehmer motiviert
werden, auf der Fachmesse
Informationen zu gewinnen.
Besonderen Wert wurde auf
Themenschwerpunkte gelegt,
die den alpinen Raum betref-
fen. Der zweitägige Kongress
war eingeteilt in acht Berei-
che mit jeweils mehreren Vor-
träge angeboten werden.
Plenum I: Globaler Klimawan-
del und seine Auswirkungen
auf die Gebirgsregionen 
Plenum II: Klimafolgen und
Gefahrenerkennun 
Plenum III: Prävention und
Vorsorge 
Plenum IV: Schutzmaßnah-
men 
Plenum V: Naturgefahren,
Kommunikation und Touris-
mus 
Plenum VI: Schutzmaßnah-
men in der kommunalen Pra-
xis – an diesem Workshop-
nahmen u.a. Gemeindebund-
präsident Helmut Mödlham-
mer, Vizepräsident Alfred
Reidl, sowie dem steirischen
Katastrophenschutz-Experten
Dr. Kurt Kalcher teil.
Plenum VII: Risiko- und Kata-
strophenmanagement 
Plenum VIII: Internationale
Projekte 

Der Kongress

Nachhaltige Sicherheit vor Naturgefahren

Der Schutz ist 
eine kommunale
Aufgabe
Technische Schutzmaßnahmen und Schutzwald bieten

nachhaltige Sicherheit vor alpinen Naturgefahren

(Hochwasser, Muren, Lawinen, Steinschlag, Rutschun-

gen) für den Siedlungsraum, aber nur dann, wenn sie

laufend überwacht, regelmäßig gewartet und im Be-

darfsfall Erhaltungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

DI Dr. Florian Rudolf-Miklau

Jährlich werden in Öster-
reich bis zu 115 Millionen
Euro in den Schutz vor
Wildbächen, Lawinen und
Erosion investiert.
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gern einen weit reichenden
Schutz und hohe Sicherheit ge-
gen Naturgefahren bieten zu
können und verfügt mit dem Ka-
tastrophenfonds über ein effizi-
entes Finanzierungsinstrument.
Durch die Bereitstellung von För-
derungen für Maßnahmen der
Wildbach- und Lawinenverbau-
ung wird den Interessenten, in
der Regel Gemeinden oder Was-
sergenossenschaften, ein rascher
und unbürokratischer Zugang
zur Finanzierung der erforderli-
chen Schutzmaßnahmen eröff-
net. Es ist nicht nur eine Konse-
quenz der Logik, dass jene Perso-
nen, die Schutz durch die gesetz-
ten Maßnahmen genießen, auch
für die Erhaltung von deren Wir-
kung zu sorgen haben, es ent-
spricht auch der geltenden Ge-
setzeslage, die die Inhaber des
wasserrechtlichen Konsenses
(Schutz- und Regulierungsbau-
werke gemäß § 41 WRG) auch
die Erhaltungsverpflichtung
übernehmen. In der Praxis be-
deutet die Erhaltung von Schutz
beispielsweise die jährliche
Durchführung der Wild -
bachbegehung gemäß ForstG
1975, die Durchführung der Ge-
wässeraufsicht, die laufende
Überwachung der Schutzbau-
werke, die Durchführung von
Wartungsarbeiten und die Pla-
nung und Umsetzung der erfor-
derlichen Erhaltungsmaßnah-
men.
Bedauerlicher Weise ist der In-
formationstand über diese wich-
tige Sicherheitsaufgabe in vielen
Gemeinden Österreichs nicht
ausreichend verfügbar, verein-
zelt wird auch fälschlicher Weise
angenommen, dass die Leistun-
gen, die die Dienststellen der
Wildbach- und Lawinenverbau-
ung hinsichtlich der Erhaltung
von Schutzbauwerken erbringen
(zum Beispiel Förderung von Er-
haltungsmaßnahmen im Betreu-
ungsdienst) die Konsensinhaber
von ihren Erhaltungsverpflich-
tungen entbinden. In Wahrheit
übernehmen die Betreiber von
Schutzmaßnahmen, insbesonde-
re die Gemeinden, eine hohe Ei-
genverantwortung für die Si-
cherheit und erbringen wichtige
Vorsorgeleistungen. Allerdings
können sie dabei auf umfangrei-
che Serviceleistungen durch die
Dienststellen der Wildbach- und
Lawinenverbauung zurückgrei-

fen. Erhaltung von Schutzmaß-
nahmen gegen Naturgefahren
zählt zu den kommunalen Si-
cherheitsaufgaben und erfordert
die enge Kooperation aller Ak-
teure, vom betroffenen Bürger,

über die Behörde und politi-
schen Entscheidungsträgern bis
hin zu den Experten.
Die Erhaltung von Schutzmaß-
nahmen ist eine anspruchsvolle
Leistung, die neben der finanzi-
ellen und technischen Unterstüt-
zung der Betroffenen vor allem
ein umfassendes Wissen erfor-
dert. Der Österreichische Ge-
meindebund und das Lebensmi-
nisterium setzen aus diesem
Grund in Kooperation einen In-
formationsschwerpunkt zum
Thema „Nachhaltige Sicherheit
vor Naturgefahren – Erhaltung
der Wildbach- und Lawinen-
schutzbauwerke“. Die Aktionen
dieses Programms sind die Pu-
blikation einer Informationsbro-
schüre und von Beiträgen im
KOMMUNAL. 
Die Informationsbroschüre, die
in wenigen Wochen an alle be-
troffenen Gemeinden in Öster-
reich übermittelt wird, enthält
alle relevanten Informationen,
die zur nachhaltigen Sicherung

der Schutzwirkung erforderlich
sind. Sie gibt Auskunft über die
erforderlichen Aufgaben und
Maßnahmen der Erhaltung,
über die maßgeblichen Rechts-
grundlagen, über die Finanzie-
rung und Förderung, über die
Schutzwirkung und deren Be-
einträchtigung (Schäden an
Bauwerken) und zeigt anhand
von erfolgreichen Modellen und
Fallbeispielen die zahlreichen
Fassetten des Erhaltungsmana-
gements der Wildbach- und La-
winenverbauung auf. Eine
Checkliste bietet den Entschei-
dungsträgern in der Gemeinde
auf einen Blick alle relevanten
Aufgaben im Zusammenhang
mit der Erhaltung, die während
eines Jahres zu erfüllen sind.
Entsprechung findet diese
Checklist in einem Überblick al-
ler Serviceleistungen, die der
Bund durch seine Dienststellen
der Wildbach- und Lawinenver-
bauung den Gemeinden und
Wassergenossenschaften bietet
und wo rasche und kompetente
Beratung und Auskünfte einge-
holt werden können.
Weiters steht ab Jänner 2008 die
neue ON-Regel 24803 „Schutz-
bauwerke der Wildbachverbau-
ung: Betrieb, Überwachung und
Instandhaltung“ zur Verfügung,
die eine Empfehlung (Richtli-
nie) für die organisatorische
und technische Abwicklung der
Erhaltungsaufgaben bietet und
erstmals für Österreich einen
„Stand der Technik“ festlegt, der
auch den zuständigen Behörden
zur Verfügung steht.

DI Dr. Florian 

Rudolf-Miklau ist in

der Abteilung Wild-

bach- und Lawinen-

verbauung der Sek-

tion Forstwesen

unter anderen für

Technische Richtli-

nien-Durchfüh -

rungsbestimmun-

gen zuständig

Die Erhaltung von Schutzmaßnahmen ist eine anspruchsvolle Leistung, die
neben der finanziellen und technischen Unterstützung der Betroffenen vor
allem ein umfassendes Wissen erfordert.

Durch die Bereitstellung von Förderungen
wird den Interessenten, in der Regel 
Gemeinden oder Wassergenossenschaften,
ein rascher und unbürokratischer Zugang
zur Finanzierung der erforderlichen 
Schutzmaßnahmen eröffnet.
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Wie bei allen technischen Syste-
men ist der Wirkungsgrad von
Schutzmaßnahmen gegen Wild-
bach- und Lawinengefahren
zunächst in vollem Umfang ge-
geben, nimmt jedoch mit zuneh-
mender Lebensdauer durch Al-
terung und prozessbedingte Ab-
nutzung stetig ab. Der Bürger
geht jedoch, und das mit Recht,
auf Dauer von einer bestehen-
den Wirkung der Bauwerke und
des Schutzwaldes aus und ver-
traut auf das dem Gefahrenzo-

nenplan zugrunde liegende Si-
cherheitsniveau. Es ist daher zu
ermessen, welche bedeutenden
Folgen eine Vernachlässigung
der Erhaltung und ein nachfol-
gender Verlust der Schutzwir-
kung der Maßnahmen haben
kann. Letztendlich geht es auch
um die Erhaltung der bisher er-
folgten öffentlichen und priva-
ten Investitionen in Schutz und
Sicherheit.
Um diesen Entwicklungen recht-
zeitig vorzubeugen, unterneh-
men das Lebensministerium und
der Gemeindebund bedeutende
Anstrengungen, um die Bewusst-
seinsbildung für die wichtige
Aufgabe der Erhaltung von
Schutz durch umfassende Infor-
mation höchstmöglich zu unter-
stützen. Die entsprechende Be-
ratung vor Ort und die erforder-
liche Unterstützung bieten die
Dienststellen der Wildbach- und
Lawinenverbauung mit ihren
Experten.Die Erhaltungsstrategie

In Wahrheit übernehmen die Betreiber von Schutzmaßnahmen, insbe-
sondere die Gemeinden, eine hohe Eigenverantwortung für die Sicherheit
und erbringen wichtige Vorsorgeleistungen.

Eine Informationsbro-
schüre, die in wenigen
Wochen an alle betrof-
fenen Gemeinden in
Österreich übermittelt
wird, enthält alle rele-
vanten Informationen,
die zur nachhaltigen Si-
cherung der Schutzwir-
kung erforderlich sind. 

Letztendlich geht es auch um die Erhaltung
der bisher erfolgten öffentlichen und priva-
ten Investitionen in Schutz und Sicherheit.
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Knapp ein Drittel aller Verkehrs-
unfälle mit tödlichem Ausgang
sind auf überhöhte Geschwin-
digkeit zurückzuführen. Gerade
im Ortsgebiet fahren über 60
Prozent der Lenker schneller als
50 km/h, obwohl schon geringe
Überschreitungen der erlaubten
Geschwindigkeit fatale Aus -
wirkungen haben können.
Da die vom Verkehrsteilnehmer
subjektiv wahrgenommene
Überwachungsintensität ent-
scheidenden Einfluss auf dessen
Befolgungsbereitschaft hat,
führt eine zusätzliche Geschwin-
digkeitsüberwachung durch die
Gemeinde zu einer erhöhten Be-
folgungs bereitschaft der Lenker.
Dabei kann bereits eine Redukti-
on der durchschnittlich gefahre-
nen Geschwindigkeit um nur ei-
nen Kilometer pro Stunde zu ei-
ner Rückgang der Unfälle um
vier Prozent führen. Eine ver-
minderte Kontrolltätigkeit hat
hingegen ein langsames, aber
stetes Ansteigen der gefahrenen
Durchschnitts geschwindigkeit
zur Folge. Im Übrigen ist Ver-

kehrsüberwachung – selbst ohne
Einbeziehung der erlangten
Strafgelder – jene Verkehrssi-
cherheitsmaßnahme mit dem

besten Kosten-Nutzen-Verhält-
nis.

Gemeinde-Zuständigkeit
stark eingeschränkt

Als polizeiliche (hoheitliche)
Tätigkeit ist Verkehrsüberwa-
chung der Verkehrs polizei zuzu-
ordnen und somit hinsichtlich
Gemeindestraßen grundsätzlich
im Zuständig keits bereich der

Bezirksverwal-
tungsbehörden
und Bundes -
polizei direk -
tionen.
Während eine
diesbezügliche
Zuständigkeit
im eigenen Wir-

kungsbereich der Gemeinde
(derzeit) aus geschlossen ist,
kann die Landesregierung die
Verkehrs überwachung per Ver-

ordnung dann an die Gemeinde
übertragen, wenn diese über ei-
nen Gemeinde wachkörper ver-
fügt (übertragener Wirkungsbe-
reich). Ein Tätigwerden der Ge-
meinde im Rahmen der Privat-
wirt schafts  ver waltung ist ausge-
schlossen. Ohne gesetzliche Än-
derung sind daher nur wenige
Gemeinden überhaupt potentiell
für Verkehrsüberwachung zu-
ständig. Festzuhalten ist, dass –
einem Erkenntnis des VwGH zu-
folge – auch bei fehlender Zu-
ständigkeit der Gemeinde deren
Geschwindigkeitsmessungen in
einem Verwaltungsstraf -
verfahren verwendet und ge-
würdigt werden können.

Sind abgekürzte 
Verwaltungsstrafverfahren
zulässig?
Die brennende und immer noch
umstrittene Frage ist jedoch, ob
Geschwindig keitsmessungen,
die von oder im Auftrag der Ge-
meinde durchgeführt werden,
Grundlage für die Erlassung von
Strafverfügungen und Anonym-
verfügungen sein können. Laut
VStG ist es dazu erforderlich,
dass die Anzeige entweder auf
einer dienstlichen Wahrneh-
mung eines Organs der öffentli-
chen Auf sicht oder auf automa-
tischer Überwachung beruht.
Der Verfassungsdienst des Bun-
des kanzleramtes interpretiert
dabei automatische Über -
wachung im typischen Begriffs  -
verständnis einer (verwaltungs)
polizeilichen, also hoheitlichen
Überwachung, die nur von den
hierfür zuständigen Behörden
ausgeführt werden kann; ab-
gekürzte Verwaltungsstrafver-
fahren sind daher nicht zulässig.
Berücksichtigt man jedoch auch
die in den Erläuterungen der
entsprechenden Bestimmung
festgehaltenen Intentionen des
Gesetzgebers, so wird erkenn-

Dr. Martin 

Vergeiner ist Leiter

des Bereichs „Ver-

kehrsverhalten“

(Verkehr & Mobi-

lität) im Kuratori-

um für Verkehrs -

sicherheit (KfV)

Verkehrssicherheit & Geschwindigkeitsüberwachung in der Gemeinde

Zu hohe Geschwindigkeit ist 
immer noch Unfallursache Nr. 1

Dr. Martin Vergeiner

Der Unterschied von fünf km/h im Ortsgebiet bei einer
Vollbremsung ist zu oft ein Unterschied zwischen Leben
und Tod.

Immer noch ist unangepasste Geschwindigkeit Unfallursache Nummer

1 in Österreich. Gerade im Ortsgebiet könnten die Gemeinden aktiv

werden, sehen sich aber konfrontiert mit einer rechtlichen Grauzone.

Eine Betrachtung in KOMMUNAL, was nötig wäre.

Verkehrsüberwachung ist – selbst ohne Ein-
beziehung der erlangten Strafgelder – jene
Verkehrssicherheitsmaßnahme mit dem be-
sten Kosten-Nutzen-Verhältnis.
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Mitte Oktober war es soweit:
im Zuge eines Gemeindetages
in Kaumberg wurde das Zu-
sammenwirken von Exekutive,
Feuerwehr, Rettung und Zivil-
schutzverband in den Blick-
punkt der Öffentlichkeit ge-
stellt. Ehrengast Innenminister
Günther Platter überzeugte
sich als Gemeindeminister von
der vorbildlichen Arbeit und
den vielen Initiativen auf  Be-
zirks- und Gemeindeebene.
Unter dem Motto „Sichere Ge-
meinde in Kaumberg“ wurde
vordergründig vor allem  Auf-
klärungsarbeit über sicher-
heitsrelevante Themen auf re-
gionaler Ebene geleistet sowie
der Ist-Zustand auf Landes-
und Bundesebene zu tagesak-
tuellen Asylthemen näher be-
leuchtet. In Vorträgen erläuter-
ten Experten die Funktion der
Kinderpolizei und den Ablauf
des Sicherheitsstammtisches in
Lilienfeld. Gewarnt wurde vor
allem vor Dämmerungsein-
brüchen, in einer Ausstellung
rund um das Themenfeld Ein-
bruchschutz wurden Lösungs-
vorschläge und Sicherheit-
stipps für Fenster und Türen
erteilt. Dr. Franz Prucher, Si-
cherheitsdirektor für Niederö-
sterreich, untermauerte ge-
meinsam mit Generalmajor
Franz Popp, stellvertretender

Landespolizeikommandant,
die wertvolle Zusammenarbeit
zwischen der Polizei, der Be-
zirkshauptmannschaft sowie
den Blaulichtorganisationen
und des Zivilschutzverbandes
vor Ort.  
Der Bundesminister für Inne-
res betonte in einer Grundsatz-
rede vor allem die Wichtigkeit
der Gemeinde für den sozialen
Zusammenhalt und deren En-
gagement im Vereinswesen. Er
verwies dabei auch auf die
jüngste Umfrage des Gemein-
debundes mit 2344 Mitglie-
dern. Eine Frage analysierte
unter anderem den Zufrieden-
heitsgrad der Polizeiarbeit. Das
Ergebnis – zwei Drittel (64,7
Prozent) der österreichischen
Bürgermeister reihten ihre Zu-
friedenheit zum Thema Sicher-
heit an die erste Stelle und un-
terstrichen damit ein hohes
Maß an Vertrauen. 
Ein großes Lob fand Platter vor
allem für die großartige Unter-
stützung bei Katastrophen-
und Zivilschutzeinsätzen in
der Region. Besonders Hoch-
wasser- und Schnee-Katastro-
phenereignisse forderten in
den vergangenen Jahren ein
hohes Maß an freiwilliger Ein-
satzbereitschaft, aber auch an
Zivilcourage.

bar, dass es diesem auf einen si-
cheren Beweis ankommt; wer je-
doch diesen Beweis anfertigt,
scheint unerheblich zu sein, hat
der Gesetzgeber hier doch kein-

erlei Einschränkung normiert.
Geschwindigkeits messungen der
Gemeinde bzw im Auftrag der
Gemeinde können daher sehr
wohl in die Ausstellung von
Strafverfügungen und Anonym -
verfügungen münden.

Gesetzgeber soll
Rechtssicherheit schaffen

Die im Bereich der Verkehrs -
überwachung in Gemeinden be-
stehende Rechts unsicherheit ist
der Verkehrssicherheit nicht zu-
träglich. Während die hoheitli-
che Zu ständigkeit von Gemein-
den zur Geschwindig keits -
beschränkung äußerst limitiert

ist, ist die Frage der Recht-
mäßigkeit abgekürzter Verfah-
ren auf Grund von Ge schwindig -
keitsmessungen der Gemeinde
weiterhin strittig und nicht aus-
judiziert. Auf Grund der hohen
Unfallzahlen besteht allerdings
größte Not wendigkeit vermehr-
ter Geschwindigkeitskontrollen
im Ortsgebiet, welche übrigens
von fast 70 Prozent der Ver -
kehrs teil nehmer befürwortet
werden. Der Gesetzgeber ist da-
her aufgerufen, hier schnellst-
möglich rechtliche Klarheit zu
schaffen. Insbesondere ist zu
entscheiden, wer im Gemeinde-
gebiet automatische Über -
wachungen durch führen darf
und ob der Gemeinde eine ge-
setzliche Zuständig keit zur Ge -
schwindig keits kontrolle im Ge-
meindegebiet eingeräumt wer-
den soll.

Insbesondere ist zu entscheiden, wer im
Gemeindegebiet automatische Über -
wachungen durch führen darf und ob der
Gemeinde eine gesetzliche Zuständig keit
zur Ge schwindig keits kontrolle im Gemein-
degebiet eingeräumt werden soll.

Die im Bereich der Verkehrsüber -
wachung in Gemeinden bestehende
Rechts unsicherheit ist der Verkehrs-
sicherheit nicht zuträglich.

Aktion „Sichere Gemeinde“

Bei einem Bürgermeisterstammtisch waren neben Minister Platter
(2.v.r.) in einer Abschlussrunde 15 Bürgermeister der Region Kaumberg,
Kommunalpolitiker sowie der Generalsekretär des Gemeindebundes
Dr. Robert Hink (2.v.l.) vertreten. Neben schulischen und sicherheits-
technischen Fragen wurden vor allem Lösungen von Konflikten und bud-
getäre Anliegen auf Gemeindeebene diskutiert.

Innenminister ist Partner der Gemeinden
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Die innerstaatliche Umsetzung
der Batterie-Richtlinie erfolgt in
drei Bereichen. Vorerst ist eine
Änderung des Abfallwirtschafts-
gesetzes (AWG) nötig, die im
Nationalrat 2008 beschlossen
werden soll. Parallel mit dieser
Änderung wird 2008 das „Kern-
stück“ der Umsetzung, eine
neue Batterie-Verordnung, in
Kraft treten. Ebenso betroffen ist
die Abfallbehandlungspflichten-
verordnung. 
Der Österreichische Gemeinde-
bund hat bereits während der
legistischen Vorarbeiten die In-
teressen der Kommunen einge-
bracht und wurde laufend über
den Verlauf der Abstimmungsge-
spräche, die auch zwischen Um-
welt- sowie Wirtschaftsministe-
rium erfolgen mussten, infor-
miert. Die Struktur der Batterie-
VO erfolgt in Anlehnung an die
Elektroaltgeräte-Verordnung, sie
bezieht sich auf drei Batterie -
kategorien: 
3 Geräte- und Haushalts -

batterien,
3 Fahrzeugbatterien sowie 
3 Industriebatterien 

Bei den Letztgenannten sind die
Gemeinden nicht betroffen. Ob-
wohl neben den Kommunen
auch der Handel sowie Herstel-
ler und Verwertungssysteme mit
der Sammlung beauftragt sind,
werden die Gemeinden aber
dennoch wieder die ersten An-
sprechpartner für den Großteil

der Konsumenten sein.
Das bereits im Bereich der Elek-
troaltgeräte bekannte und be-
währte System der Abholkoordi-
nierung wird nun auch für Bat-
terien eingeführt und bringt kei-
ne organisatorischen Neuerun-
gen. Die Kommunen können
hinsichtlich der Geräte- und
Haushaltsbatterien entweder

Vereinbarungen mit Sammel-
und Verwertungssystemen ab-
schließen und eine entsprechen-
de Abgeltung festsetzen, oder
die Abholung über die Koordi-
nierungsstelle veranlassen. Im
Vergleich zu den Elektrogeräten
bedarf es bei Batterien aller-
dings einer deutlich geringeren
Menge für eine Abholung, auch
wird der Aufwand für die Er-
richtung der erforderlichen
Sammelinfrastruktur geringer
ausfallen.
Ziel der Umsetzung ist, dass das
Verursacherprinzip zum Tragen
kommen muss. Der Österreichi-
sche Gemeindebund hat über-
dies zur Abgeltung der Sammel -
infrastruktur verlangt, dass eine
entsprechende Vereinbarung
zwischen Kommunen und Koor-

dinierungsstelle getroffen wird.
Die geplante Kostenregelung
sieht neben der Strukturabgel-
tung auch die Bereitstellung
ausreichender finanzieller Mittel
für die erforderliche Öffentlich-
keitsarbeit vor. Die wird sinnvol-
lerweise gemeinsam mit jener
für die Elektroaltgeräte abge-
schlossen.
Ein Wermutstropfen aus Ge-
meindesicht ist die Sonderrege-
lung für Starter- und Fahrzeug-
batterien, wonach für diese der-
zeit keine Kostenabgeltung für
eine Rücknahme durch die Ge-
meinden vorgesehen ist. Aller-
dings sollen die Gemeinden
auch nicht zu einer Annahme
von Batterien dieser Typen ver-
pflichtet werden. Dies bleibt auf
freiwilliger Basis möglich, weil
aufgrund des aktuell hohen
Rohstoffwertes derzeit ein finan-
zieller Anreiz gegeben ist. Unab-
hängig einer diesbezüglichen
Regelung besteht für jedes Sam-
mel- und Verwertungssystem ei-
ne Abholverpflichtung für Fahr-
zeugbatterien bei kommunalen
Sammelstellen. Im Sinne der
ökologischen Verantwortung
können sich die Gemeinden
auch hier als verlässlicher Part-
ner in der Abfallwirtschaft be-
weisen. 
Derzeit beträgt die Sammelquo-
te in Österreich rund 50 Pro-
zent,  ein europäischer Spitzen-
wert, der unter anderem auf die
bisherigen Vorleistungen der
Kommunen zurückzuführen ist. 
Im Interesse einer modernen
Stoffstromwirtschaft und der
Umwelt werden Österreichs Ge-
meinden weiterhin einen wert-
vollen Beitrag leisten, der aller-
dings auch entsprechend hono-
riert werden muss.

Gemeinden leisten einen Beitrag zur moder-
nen Stoffstromwirtschaft: sie müssen für ihre
Aufwendungen aber auch die
entsprechenden Abgeltungen erhalten.

EU-Batterie-Richtlinie: Das Verursacherprinzip durchsetzen

Die EU Batterie-Richtlinie legt die Pflicht der Hersteller und Importeure

zur Teilnahme an einem Sammel- und Verwertungssystem fest. Die na-

tionale Umsetzung sieht die Sammlung durch Gemeinden sowie die

Einrichtung einer Koordinierungsstelle vor.

Die Gemeinden betrifft’s zuerst
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Das Dokument soll allen poten-
tiellen Antragstellern als Leitfa-
den bei der Projektgestaltung
dienen und gibt einen Überblick
über notwendig zu beachtende
Inhalte und Fristen. Der Pro-
grammleitfaden liegt derzeit nur
auf Englisch vor und behandelt
sämtliche Teilprogramme des
Bürgerschaftsprogramms. Die
wesentlichen Informationen zur
Antragstellung für Gemeinde-
partnerschaften finden sich auf
den Seiten 33 – 45. 
Antragsteller sollten beachten,
dass von europäischer Seite ge-
förderte Begegnungen sowohl
Aspekte der europäischen Inte-
gration als auch der Freund-
schaftspflege umfassen und eine
aktive Beteiligung sämtlicher
Bevölkerungsschichten und 
Altersgruppen sicher stellen
müssen.  
Das Verfahren der Antragstel-
lung bleibt im wesentlichen un-
verändert. Erstmals wird auch
eine elektronische Antragstel-
lung möglich sein.
Als Qualitätskriterien gelten: 

3 Der europäische Mehrwert
des Projekts, d.h. in welcher
Form die Teilnehmer über die
EU oder europäische Projekte
informiert werden.
3 Die zielgruppengerechte Um-
setzung des Programms, d.h. ob
Inhalte und Aktivitäten altersge-
recht und verständlich aufberei-
tet werden. 

3 Die aktive Beteiligung aller
Teilnehmer – sowohl aus sämtli-
chen beteiligten Gemeinden, als
auch eine ausgewogene Beteili-
gung aller Altersgruppen, Ge-
schlechter etc. 
3Werbung und Bewusstseinsbil-
dung für das Partnerschaftspro-
jekt, seine Ideen und Ziele in
der Gemeindebevölkerung, Ver-
ankerung des Partnerschaftsge-

dankens in einer breiteren Öf-
fentlichkeit.

Daneben werden folgende quan-
titative Kriterien besonders
berücksichtigt, wobei die Erfül-
lung der qualitativen Vorgaben
höhere Priorität genießt: 
3 Abschluss neuer Partner-
schaftsvereinbarungen.
3 Treffen von Gemeinden aus
mindestens drei begünstigten
Ländern. 
3 Treffen zwischen Gemeinden
aus alten und neuen Mitglied-
staaten. 
3 Jubiläumstreffen. 
3 Treffen, die Jugendliche
und/oder benachteiligte Perso-
nengruppen umfassen sowie ei-
ne ausgewogene Geschlechter-
balance sicher stellen.

Gemeinden, die Partnerschafts -
projekte planen, wird empfoh-
len, regelmäßig die Homepage
der zuständigen Exekutivagen-
tur zu überprüfen, auf welcher
in Kürze das vom europäischen
Gesetzgeber beschlossene 
Bürgerschaftsprogramm sowie
die für die Antragstellung zu
verwendenden Formulare 
veröffentlicht werden. Da der
Programmleitfaden nur ein 
Informationspapier darstellt, 
besitzen die Antragsfristen 
derzeit lediglich indikativen
Charakter.

Programmleitfaden für neues Gemeindepartnerschaftsprogramm abrufbar

Für ein Europa für 
Bürgerinnen und Bürger
Die Europäische Kommission veröffentlichte Mitte November den lange

erwarteten Programmleitfaden für das ab 2007 geltende Bürger-

schaftsprogramm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“. 

http://eacea.ec.europa.eu/static/
en/citizenship/towntwinning/
index.htm

Link zum Programmleitfaden
http://ec.europa.eu/dgs/
education_culture/activecitizenship/
guide_en.pdf

Links zum 
Partnerschaftsprogramm

Phase Projektzeitraum Antragsfrist

3 1. Juni – 31. Juli 2008 1. Februar 2008
4 1. August – 30. September 2008 1. April 2008
5 1. Oktober – 31. Dezember 2008 1. Juni 2008

Achtung! Auf Wochenenden oder Feiertage fallende Antragsfristen (Da-
tum des Poststempels) werden nicht bis zum nächsten Werktag erstreckt,
Anträge müssen dementsprechend vor Fristlauf abgeschickt werden. 
Achtung! Selbst wenn von der elektronischen Antragstellung Gebrauch
gemacht wird, muss weiterhin eine Papierversion des Antrags fristge-
recht (Datum des Poststempels) übermittelt werden. Eine Übermittlung
per Fax oder Email wird nicht akzeptiert und ist somit ungültig. 

Partnerschaftsprojekte 2008
(Fristen für die Phasen 1 und 2 sind bereits verstrichen)

Das Verfahren der Antragstellung bleibt im
wesentlichen unverändert. Erstmals wird
auch eine elektronische Antragstellung
möglich sein.
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Der Österreichischer Gemeinde-
bund gehört diesem informellen
Netzwerk seit drei Jahren an
und beteiligt sich zum zweiten
Mal an der Konferenz. 
Nachdem man sich im letzten
Jahr mit der Frage der Aus- und
Weiterbildung im Tourismus be-

fasste, standen heuer Tourismus-
investitionen und Finanzie-
rungsfragen im Mittelpunkt. Un-
tersucht wurde vor allem die
Rolle der Gemeinden als Geld-
geber und Unterstützer touristi-
scher Projekte und wie sich Ge-
meinden beizeihungsweise
Kleinregionen als touristische
Ziele etablieren können. 
Die europäische Dimension der
Konferenz behandelte die Frage
der Auswirkungen von Binnen-
markts- und Wettbewerbsregeln
auf die Gestaltung und Umset-
zung kleinerer touristischer Pro-
jekte in den Gemeinden. 
Alle Beteiligten betonten die Be-
deutung der freien Wahl der
Projektpartner, da besonders bei
kleinen Projekten das Vertrau-
ensverhältnis zwischen den Part-
nern von großer Wichtigkeit sei.

Werner Schlösser vom Verband
europäischer Wasserparks und
Direktor der Therme Aachen
nannte zum Beispiel das Negativ-
beispiel im Bereich des Bäder-
baus, wo Architekturbüros und
Baukonzerne mit äußerst gün-
stigen Angeboten für Errichtung
und Betrieb von Hallenbädern
andere Konkurrenten aus dem
Rennen werfen würden, es je-
doch von Anfang an außer Zwei-
fel stehe, dass der Betrieb der
Bäder diese Konsortien gar nicht
interessiere. Derartige Angebote
brächten die ausschreibenden
Kommunen jedoch in Konflikt
mit den Wettbewerbsregeln, da
„Vertrauen zwischen den Part-
nern“ kein Zuschlagskriterium
darstellt. 

Am Schnittpunkt der 
kommunalen Interessen

Genau hier treffen sich auch die
Interessen der Gemeinden, ihrer
Tourismusunternehmen und an-
derer öffentlicher Unternehmen:
Der EU-Kommission müssen von
allen Seiten die praktischen Pro-
bleme des Vergaberechts ver-
deutlicht und Verständnis dafür
erzeugt werden, dass es mit der
Einhaltung von Formalvorgaben
nicht immer getan sein kann. 
Die Konferenz versammelte
Redner und Diskussionsteilneh-
mer aus Deutschland, Frank-
reich, Italien, Österreich,
Schweden und Slowenien und
lieferte so interessante Einblicke
in von öffentlicher Seite unter-

stützte touristische Projekte.  
So etwa in die Nachnutzung
großer Braunkohlezechen in
Brandenburg:  Bürgermeister
Thomas Zenker aus Großrä-
schen berichtete von der Um-
wandlung des ehemaligen
Braunkohlereviers in eine Seen-
landschaft, bei der es nicht nur
technische und logistische Pro-
bleme zu überwinden gilt, son-
dern auch komplizierte Kompe-
tenzfragen geklärt werden müs-
sen. Denn obwohl die Gemein-
den die touristische Nachnut-
zung der Bergbaugebiete deut-
lich befürworteten, wehrten sie
sich gegen die vollkommene Zu-
ständigkeitsübertragung. Denn
da aufgrund der geologischen
Gegebenheiten eine Versaue-
rung der künstlichen Seen nicht
auszuschließen sei, befürchteten
die Gemeinden, das „großzügi-
ge“ Angebot des Bundes könnte
sie womöglich irgendwann in
die finanzielle Bredouille brin-
gen. 
Ein ebenfalls wasserreiches Pro-
jekt stellte der Landtagsabge-
ordneter Christian Illedits (Bür-
germeister von Draßburg, Bez.
Mattersburg, Bgld.) vor, der die
Erfolgsgeschichte der Burgen-
länder Sonnentherme Lutz-
mannsburg skizzierte und dabei
sowohl auf Finanzierungsaspek-
te als auch auf die Nachhaltig-
keit des Projekt einging. Denn
die mit EU-Förderungen errich-
tete Therme schaffte bereits den
wirtschaftlichen Durchbruch,
EU-Förderungen von 29 Millio-
nen Euro stehen Steuereinnah-
men im doppelten Ausmaß ge-
genüber. Die Sonnentherme trug
überdies zur Schaffung von fast
300 Arbeitsplätzen bei, womit
der Pendleranteil in der Region
auf 20 Prozent reduziert werden
konnte. Vergleicht man ihn mit
dem 40prozentigen Pendleran-
teil im Rest des Burgenlandes,
steht die Nachhaltigkeit des Pro-

CEEP-Tourismusplattform bricht auf zu neuen Ufern

Zum 4. Mal fand dieses Jahr die Konferenz der CEEP-Tourismusplattform

statt, in welcher sich Vertreter kommunaler Verbände, öffentlicher

Tourismusunternehmen und von Tourismusgemeinden zusammen fan-

den um die spezifischen Anliegen der Gemeinden und ihrer öffentlichen

Unternehmen auf europäischer Ebene zu diskutieren. 

Mag. Daniela Fraiss

ist Leiterin des

Brüsseler Büros des

Österreichischen

Gemeindebundes

Gemeinden als Geldgeber 
wollen freie Wahl der Partner

Mag. Daniela Fraiss

Untersucht wurde vor allem die Rolle der Gemeinden
als Geldgeber und Unterstützer touristischer Projek-
te und wie sich Gemeinden beziehungsweise Klein -
regionen als touristische Ziele etablieren können.
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sten Schritt, nämlich die Entlas-
sung in die Selbstständigkeit.
Die öffentliche Hand hat ihre
Aufgabe erfüllt, jetzt kann die
Privatwirtschaft übernehmen.“ 
Bgm. Illedits zu den Zukunfts-
plänen für die Sonnentherme
Lutzmannsburg, welche v.a. bei
der deutschen Delegation
großes Staunen hervor riefen. 

Kooperation über die 
Landesgrenzen hinaus

Gemeindebund-Vizepräsident
Bgm. Bernd Vögerle (Gerasdorf,
Bez. Wien-Umgebung, NÖ) wid-
mete sich in seinem Vortrag dem
sanften Tourismus im Wiener
Umland, der durch die landes-
grenzenüberwindende Zusam-
menarbeit zwischen Wien und
Niederösterreich neue Impulse
erfuhr. Im Wiener Umland be-
währt sich der Sporttourismus
entlang des Machfeldkanals,
mehrere Gemeinden planen ge-
meinsam Projekte, setzen diese
gemeinsam um und teilen sich
die Früchte des Erfolgs. 
„Wenn der Nachbar nicht mehr
als Bedrohung gesehen wird
sind erfolgreiche Kooperationen
über Landesgrenzen hinweg
möglich,“ so Vögerle 
Der Erfahrungsaustausch im ita-
lienischen Kleinstädtchen Ca-
stiglione del Lago stärkte die Be-
ziehungen zwischen den Part-
nern, ermöglichte Einblicke in
innovative Nischenprojekte und
gab Anstöße für weitere ge-
meinsame Initiativen auf eu-
ropäischer Ebene.

jekts auch hier außer Zweifel. 
Erstaunen erweckte die Ankün-
digung Illedits, die öffentliche
Hand werde sich in Kürze aus
dem Thermenprojekt zurück zie-
hen und die Therme in die

Selbstständigkeit entlassen,
denn besonders in Deutschland
ist die Privatisierung erfolgrei-
cher öffentlicher Unternehmen
derzeit undenkbar.
„Wir planen bereits den näch-

Die positiven Impulse
wären ohne 
EU-Fördermittel nicht
möglich gewesen. 

Bgm. Christian Illedits
zur Illustration der Ent-
wicklungsgeschichte
der Sonnentherme
Lutzmannsburg, wel-
che mit einem Bad am
Acker begann. 

Wenn der Nachbar nicht mehr als Bedrohung 
gesehen wird sind erfolgreiche Kooperationen über
Landesgrenzen hinweg möglich.

Gemeindebund-Vizepräsident Bgm. Bernd Vögerle über
den sanften Tourismus im Wiener Umland, der durch die
landesgrenzenüberwindende Zusammenarbeit zwischen
Wien und Nieder österreich neue Impulse erfuhr.

Die europäische Dimension der Konferenz behandelte die Frage der Auswirkungen von Binnen-
markts- und Wettbewerbsregeln auf die Gestaltung und Umsetzung kleinerer touristischer Pro-
jekte in den Gemeinden. Einhellig unterstrichen wurde die Bedeutung der freien Wahl der Pro-
jektpartner, da besonders bei kleinen Projekten das Vertrauensverhältnis zwischen den Partnern
von großer Wichtigkeit ist.
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Ausgelöst durch die Globalisie-
rung stellen die Betriebsverlage-
rungen, die Einführung neuer
Technologien und der Struktur-
wandel für die regionalen und
lokalen Mandatsträger eine stän-
dige Besorgnis dar. „Aus meiner
persönlichen Erfahrung in der
Region Nord-Pas de Calais in
Frankreich und ganz besonders
in Dünkirchen“, erklärt Michel
Delebarre, Präsident des Aus-
schusses der Regionen, „weiß ich
sehr gut, welche nachteiligen
kollektiven und individuellen,
wirtschaftlichen, sozialen und
menschlichen Folgen sich aus
den sukzessiven Umstrukturie-
rungen des Kohle-, Stahl-, Textil-,
Chemie- und Schiffsbausektors
ergeben. Die Liste ließe sich
noch weiterführen, man denke
nur an die laufenden Verhand-
lungen zwischen den Weltkon-
zernen der Automobil-  und der
Hüttenindustrie“. 

Nach Ansicht des Ausschusses
der Regionen führt ein „wilder“
Strukturwandel zu keinem zu-
frieden stellenden Ergebnis. „Ei-
ne kurzfristige Lösung von Pro-
blemen führt oft zu ernsthaften
Schwierigkeiten für die Region“,
so Witold Krochmal, der Bericht-
erstatter der Prospektivstellung -
nahme „Erfolgsfaktoren für lo-
kale und regionale Strategien
zur Antizipation und Begleitung
von Umstrukturierungsprozes-
sen“, die am 11. Oktober im Ple-
num verabschiedet wurde.
„Die Herausforderung besteht
darin, den Strukturwandel zu
antizipieren, anstatt ihn, wenn
er schon unabwendbar ist; stop-
pen zu wollen. Den Struktur-
wandel zu antizipieren, damit
die Regionen, die Kommunen,
die Menschen möglichst wenig
in Mitleidenschaft gezogen wer-
den und sogar von den Verände-
rungen profitieren können. Die
Restrukturierung muss daher

auch als Chance begriffen wer-
den, bestehende und künftige
wirtschaftliche Probleme zu lö-
sen und die unerwünschten Fol-
gen einer solchen Situation ab-
zufedern und zu vermeiden“.
Die regionale Ebene ist am be-
sten geeignet, durch eine Mobi-
lisierung der wirtschaftlichen
und sozialen Akteure wirkungs-
volle Umstrukturierungsmaß-
nahmen zu planen und durchzu-
führen. Zu einer erfolgreichen
Umstrukturierung gehört eine
gelungene Partnerschaft zwi-
schen Unternehmen, Arbeitge-
bern und Gewerkschaften, den
lokalen und regionalen Gebiets-
körperschaften, Hochschulen
und Forschungseinrichtungen. 
„Die Krise hat nichts Schicksal-
haftes“, so Michel Delebarre
weiter, „es kann sich eine positi-
ve Dynamik entwickeln, durch
die sich die Zukunft einer Regi-
on vollkommen umgestalten läs-
st, die den Opfern der Umstruk-
turierungen neue Hoffnung gibt
und durch die neuer Wohlstand
geschaffen wird“. 
Diese Dynamik muss im natio-
nalen, aber auch europäischen
Zusammenhang gesehen wer-
den, wobei „sowohl an die
Kohäsionspolitik und den Eu-
ropäischen Sozialfonds oder

Die Regionen und Städte und der Strukturwandel

Die Krise hat nichts 
Schicksalhaftes
Die Europäische Kommission ersuchte den Ausschuss der Regionen um

eine Prospektivstellungnahme zum Thema „Erfolgsfaktoren für lokale

und regionale Strategien zur Antizipation und Begleitung von Umstruk-

turierungsprozessen“.

Eine kurzfristige Lösung von Problemen
führt oft zu ernsthaften Schwierigkeiten
für die Region.

Witold Krochmal, Berichterstatter der 
Prospektivstellung nahme

Die Krise hat nichts Schicksalhaftes,
es kann sich eine positive Dynamik
entwickeln, durch die sich die 
Zukunft einer Region vollkommen
umgestalten lässt, die den Opfern
der Umstrukturierungen neue 
Hoffnung gibt und durch die neuer
Wohlstand geschaffen wird.

Michel Delebarre, Präsident des 
Ausschusses der Regionen und 
Bürgermeister von Dünkirchen
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auch an den sozialen Besitz-
stand der Gemeinschaft und den
europäischen sozialen Dialog zu
denken ist“, betont Witold
Krochmal. 
Der Ausschuss der Regionen
dringt auf die Veröffentlichung
bewährter Vorgehensweisen und
die Einordnung der Regionen
entsprechend der Art der Um-
strukturierung, von der sie je-
weils betroffen sind (landwirt-
schaftliche Regionen, Gebiete in
Randlage, durch Leicht- oder
Schwerindustrie, Bergbau oder
Textilindustrie geprägte Regio-
nen…). Die Initiative „Regionen
für den wirtschaftlichen Wan-
del“ könnte in diesem Sinne ge-
nutzt werden. 
Der AdR ruft ebenso dazu auf,
rechtliche Hindernisse für öf-
fentlich-private Partnerschaften,
die dem Umstrukturierungspro-
zess zugute kommen können, zu
beseitigen. Die Mitgliedstaaten
regt er dazu an, für die Akteure
des Umstrukturierungsprozesses
steuerliche Anreize zu schaffen.
Auch Investitionen in Humanka-
pital sowie der Wahrung von
Traditionen und der lokalen Kul-
tur müsste zentrale Bedeutung
beigemessen werden. „Dies sind
alles Pluspunkte bei der Um-
strukturierung“, so der Bericht-
erstatter. 

Der europäische Fonds für
die Anpassung an die 
Globalisierung
Dieser 2006 eingerichtete eu-
ropäische Fonds soll Arbeitneh-
mern, die wegen der Auswir-
kungen der Globalisierung auf
ihr Unternehmen den Arbeits-
platz verloren haben, Hilfestel-
lung für den Wiedereinstieg in
das Erwerbsleben bieten. Die
Mitglieder des Ausschusses der

Regionen haben die Einrichtung
dieses Fonds, der mit Mitteln in
Höhe von 500 Millionen Euro
aus den nicht ausgeschöpften
Mitteln des Gemeinschaftshaus-
halts ausgestattet ist, sehr posi-
tiv aufgenommen. Diese Mittel
sollen 35.000 bis 50.000 Arbeit-
nehmern bei der beruflichen
Wiedereingliederung helfen. 

Der Wiener Bürgermeister und
Städtebund-Präsident Michael
Häupl (Bild unten) ist Anfang
Dezember in Stuttgart einstim-
mig als Präsident des Rates der
Gemeinden und Regionen Euro-

pas (RGRE)
wiederge-
wählt wor-
den. Er hat
dieses Amt
bereits seit
dem Jahr
2004 inne.
Damals wurde
er zum Nach-
folger des vor-
maligen fran-
zösischen
Staatspräsi-

denten Valery Giscard d'Estaing
bestimmt.
Aufgabe des Gremiums sei es,
die Interessen der Kommunen
und Gemeinden in der EU und
Europa zu vertreten, so Häupl
nach der Wiederwahl zur APA.
Denn: „Drei Viertel aller Ent-
scheidungen in den Gemeinde-
stuben werden von der Union
beeinflusst.“ Wichtigstes Ziel sei
die reale Umsetzung des Subsi-
diaritätsprinzips. „Die Städte
sollen selbst entscheiden kön-
nen, wie sie die Müllabfuhr oder
den Verkehr or-
ganisieren“,
sagte Häupl.
In seinem Amt
als Generalse-
kretär bestätigt
wurde Jeremy
Smith (rechts).
Die Amtszeit
läuft bis 2009. 
Der RGRE wur-
de 1951 von ei-
ner Gruppe von Bürgermeistern
in Genf gegründet und ist nach
eigenen Angaben heute die
größte Interessensvertretung
der Städte, Gemeinden und Re-
gionen auf europäischer Ebene.
Seine Mitglieder sind nationale
Städte- und Gemeindebünde
bzw. Städtetage, Gemeinden
und Regionen aus 36 Ländern. 
Mehr auf www.ccre.org

Diese Seite ist gestaltet und
autorisiert durch:

Rue Belliard 101, 
B-1040 Brüssel
Tel: 0032/2/282 2211
Fax: 0032/2/ 282 2325
Web: www.cor.europa.eu

Infos aus erster Hand

Häupl erneut
RGRE-Präsident

Einstimmige Wiederwahl

„Erfolgsfaktoren für lokale
und regionale Strategien zur
Antizipation und Begleitung
von Umstrukturierungspro-
zessen“
CdR 340/2006

„Ein politischer Rahmen zur
Stärkung des verarbeitenden
Gewerbes in der EU – Auf
dem Weg zu einem stärker in-
tegrierten Konzept für die In-
dustriepolitik“
CdR 39/2006

„Einrichtung des Europäi-
schen Fonds für die Anpas-
sung an die Globalisierung“
CdR 137/2006

Dokumente des AdR

Der Ausschuss der Regionen dringt auf die Einordnung der Regionen ent-
sprechend der Art der Umstrukturierung, von der sie jeweils betroffen sind
(landwirtschaftliche Regionen, Gebiete in Randlage, durch Leicht- oder
Schwerindustrie, Bergbau oder Textilindustrie geprägte Regionen…).
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Wenn eine Sprache stirbt, dann
stirbt ein Teil vom Herzen Euro-
pas – dieser Ausspruch von José
Maria Munoa (ALDE/ES) ver-
deutlicht, dass die Sprachenfra-
ge in Europa starke Emotionen
hervorruft. Sprache und regio-
nale Identität sind untrennbar
miteinander verbunden.Die
Achtung der sprachlichen Viel-
falt ist ein Grundprinzip der 
Europäischen Union. Dieses
Prinzip gilt nicht nur für die 23
Amtssprachen der EU, sondern
auch für die Regional- und Min-
derheitensprachen. In seiner
Stellungnahme zum Thema
„Förderung und Schutz von Re-
gional- und Minderheitenspra-
chen“ im Jahr 2001 betonte der
Ausschuss der Regionen (AdR)
die Rolle der Regional- und Min-
derheitensprachen bei der Ver-
ständigung der Bevölkerungs-
gruppen untereinander. In der
Zwischenzeit – im Januar 2007
– wurde Irisch Amtssprache der
Europäischen Union. Außerdem
genießen Katalanisch, Baskisch
und Galicisch – von der spani-
schen Verfassung anerkannten
Sprachen – gemäß einem im Ju-
ni 2005 geschlossenen Abkom-
men zwischen dem Rat der Eu-
ropäischen Union und der spani-
schen Regierung innerhalb der
Union einen besonderen Status.
Der Gebrauch dieser Sprachen
ist aufgrund von Abkommen

zwischen dem Rat und jeder
einzelnen Institution zugelas-
sen. Der AdR war übrigens im
November 2005 die erste Insti-
tution, die ein solches Abkom-
men unterzeichnete. Europa fin-
det nicht länger nur in Brüssel
statt. Diese Initiative wir zur
stärkeren Identifizierung der
Bürger mit dem politischen Pro-
jekt Europa beitragen, so damals
Pasqual Maragall, Präsident Ka-
talonien und Mitglied des AdR.  

Mehrsprachigkeit : der
Schlüssel zur Mobilität   

Auf der im April 2007 vom AdR

in Bozen veranstalteten Konfe-
renz zur „Bedeutung einer
mehrsprachigen Gesellschaft für
die Förderung der Mobilität in
den europäischen Regionen und
Städten“ unterstrich der AdR ge-
genüber dem für das neu ge-
schaffene Ressort „Mehrspra-
chigkeit“ zuständigen Kommissi-
onsmitglied Leonhard Orban die
Notwendigkeit, mehr Ressour-
cen für den Spracherwerb be-
reitzustellen. Auf europäischen
Ebene spielen Investitionen in
sprachliche Bildung bei der Stär-
kung des sozialen Zusammen-
halt und der Förderung des in-
terkulturellen Dialogs eine wich-
tige Rolle, erklärt Seamus Mur-
ray, Mitglied des Grafschaftsra-
tes von Meath und der Regional-
behörde Mid-East (Irland) und
Berichterstatter der Stellung -
nahme des AdR zum Thema
Mehrsprachigkeit. Gleiches gilt
für die Stärkung der wirtschaft-
lichen Wettbewerbsfähigkeit der
Europäischen Union, da diese
Investitionen neue Geschäfts-
möglichkeiten für Unternehmen
eröffnen können. Angesichts der
Herausforderungen der Globali-
sierung, des demografischen
Wandels und der Veränderung
auf dem Arbeitsmarkt sind hoch
qualifizierte Arbeitskräfte, die
Fremdsprachen beherrschen,
unerlässlich. Fremdsprachen
sind der Schlüssel zur berufli-
chen Mobilität. Der AdR hat sich
dafür ausgesprochen, die auf eu-
ropäischer Ebene ergriffenen
Maßnahmen für Mehrsprachig-
keit stärker auf die Städte und
Regionen auszurichten. Des
Weiteren möchte der AdR kurz
vor Beginn des Europäischen
Jahres des interkulturellen Dia-
logs darauf hinweisen, wie
wichtig es ist, dass Einwanderer
sowohl ihre Herkunftssprache
weiter pflegen als auch die Spra-
che ihres Aufnahmelandes erler-
nen können.

Sprachenlernen trägt nach

Ansicht des Ausschusses

der Regionen zur sprachli-

chen und kulturellen Viel-

falt der Europäischen Uni-

on und zur Stärkung ihrer

Wettbewerbsfähigkeit bei.

Mehrsprachige Gesellschaft fördert Mobilität in den Regionen und Städten

Der AdR hat sich dafür ausgesprochen, die
auf europäischer Ebene ergriffenen Maß-
nahmen für Mehrsprachigkeit stärker auf
die Städte und Regionen auszurichten.

Mehrsprachigkeit ist der
Schlüssel zu Europa
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Mit dem geographischen Infor-
mationssystem konnten städte-
bauliche Verhältnisse wie z.B.
Radwege und Grünflächen ent-
lang der gewählten Routen
identifiziert und visualisiert
werden. Für die Analysen
benützte man Verfahren der
multivariaten Statistik. Die Er-
gebnisse können auch auf ande-
re Städte übertragen werden.  

Ergebnisse

„Knapp ein Viertel der Be-
fragten gab an, in den ver-
gangenen sieben Tagen das

Rad benützt zu haben. Dieses
Ergebnis zeigt, dass das Rad in
der Stadt Graz ein wichtiges Ver-
kehrsmittel ist“, betont ao.
Univ.-Prof. Dr. Sylvia Titze vom
Institut für Sportwissenschaft
der Karl Franzens Universität
Graz.
Bei der Verkehrsmittelwahl
spielt die Distanz eine wichtige
Rolle: Ab einer Entfernung von
mehr als vier Kilometern be-
nutzten signifikant weniger Per-
sonen das Rad. Die Dichte der
Ampelanlagen entlang der Rou-
te scheint hingegen keinen Ein-
fluss auf die Verkehrsmittelwahl
zu haben. Der Anteil der Radwe-
ge und -streifen ist allerdings
ausbaufähig: Rund ein Viertel

der Befragten hatte mehr als 50
Prozent Radwege entlang ihrer
Strecke. Bei der Hälfte der Be-
fragten waren es weniger als 
25 Prozent oder gar keine Rad-
wege. 
„Die Studienergebnisse zeigen,
dass eine gute Radinfrastruktur,
das Vorhandensein von Radwe-
gen sowie die Möglichkeit, mit
dem Rad Abkürzungen machen
zu können, den Anteil der Rad-
benützer/innen erhöht“, erklärt
Titze. Zur Förderung des Rad-
fahrens in der Stadt Graz seien
Maßnahmen auf drei Ebenen er-
folgversprechend: Auf der Infra-
strukturebene, auf der Ebene
des sozialen Umfeldes (Familie
und Freund/innen benützen das
Rad als Verkehrsmittel) sowie
auf der Ebene der persönlichen
Wahrnehmung von Vor- und
Nachteilen des Radfahrens.

Infos & Kontakt

Karl Franzens Universität
Graz – Institut für Sportwis-
senschaft, Ao. Univ. -Prof.
Dr. Sylvia Titze
Tel: 0316/380-2332
sylvia.titze@uni-graz.at
Endbericht unter:
www.fgoe.org/projekt
foerderung/gefoerderte-pro-
jekte/FgoeProject_
327715/718882

Körperliche Aktivität hat nicht
nur mit Sport zu tun: Auch im
Alltag kann man sich ausrei-
chend bewegen. Studien weisen
darauf hin, dass günstige soziale
und umweltbezogene Rahmen-
bedingungen die Häufigkeit des
Zu-Fuß-Gehens erhöhen. Beim
Radfahren wurden diese Zusam-
menhänge allerdings noch kaum
untersucht. Ein Forschungspro-

jekt des Grazer Instituts für
Sportwissenschaft an der Karl
Franzens Universität, das der
FGÖ mitfinanziert, sollte Auf-
klärung verschaffen.

Methoden

Für das Forschungsprojekt wur-
den zwei Methoden eingesetzt:
eine Telefonbefragung und ein
geographisches Informationssy-
stem (ArcGIS). Die Telefoninter-
views umfassten eine repräsen-
tative Stichprobe der 15- bis 60-
jährigen Grazer/ innen. Befragt
wurden Einstellungen zum Rad-
fahren, sozialen Vorbilder und
subjektive Wahrnehmung der
Umwelt. 

60 Prozent der  Österrei-

cher/ innen bewegen sich

nicht genug. Die Gründe

dafür liegen nicht nur bei

jeder/m Einzelnen, son-

dern oft fehlen auch die

Voraussetzungen. Ein For-

schungsprojekt untersuch-

te die Bedingungen für ei-

ne radfreundliche Stadt.

„Knapp ein Viertel der Befragten gab an, in den vergangenen sieben Tagen das Rad benützt zu
haben. Dieses Ergebnis zeigt, dass das Rad in der Stadt Graz ein wichtiges Verkehrsmittel ist“, be-
tont Univ. Prof. Dr. Sylvia Titze vom Institut für Sportwissenschaft der Karl Franzens Universität
Graz.

Für die Rad-freundliche Stadt
Fonds gesundes Österreich unterstützt mehr Bewegung in der Stadt

Bei der Verkehrsmittelwahl spielt die Distanz eine wichtige
Rolle: Ab einer Entfernung von mehr als vier Kilometern
benutzten signifikant weniger Personen das Rad.
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Information
Mehr Infos zu den einzelnen
klima:aktiv mobil Program-
men und zu den Angeboten
für Gemeinden gibt es auf:
www.klimaaktivmobil.at
www.lebensministerium.at

Alle klima:aktiv mobil Program-
me sind österreichweit auf Er-
folgskurs. Dies zeigte im No-
vember 2007 eine erfreuliche
Zwischenbilanz: 159 klima:aktiv
mobil Projektpartner, davon 18
Gemeinden, 13 Verwaltungen,
neun Tourismuseinrichtungen
und 119 Betriebe sparen durch
Klimaschutzprojekte jährlich
109.900 Tonnen CO2 ein.

klima:aktiv mobil 
Förderprogramm

Ergänzend zu den zielgruppen-
spezifischen Beratungsprogram-
men und komplementär zur För-
derschiene „Betriebliche Ver-
kehrsmaßnahmen“ im Rahmen
der Umweltförderung im In-
land, konnte im
Mai 2007 sei-
tens des 
Lebensministe-
riums das För-
derprogramm
klima:aktiv mo-
bil, insbesondere
für Gemeinden,
KMUs und zur

Forcierung des Radverkehrs ge-
startet werden. Dieses bietet
den Zielgruppen attraktive fi-
nanzielle Förderungsanreize für
die Umsetzung von CO2-reduzie-
renden Maßnahmen zur Forcie-

rung des Radverkehrs, für kli-
maschonendes Mobilitätsmana-
gement und Mobilitätszentralen
sowie für innovative bedarfs -
orientierte Lösungen im öffent -
lichen Verkehr. 

klima:aktiv mobile 
Angebote für Gemeinden

Mit dem Programm „Mobi-
litätsmanagement für Städte,
Gemeinden und Regionen“ wird
österreichischen Gemeinden ko-
stenfrei Unterstützung bei der
Planung, Umsetzung und Be-
werbung von klimafreundlichen
Verkehrslösungen angeboten.
Neben professioneller Beratung
stellt das Programm kostenlose
Materialien wie Sujetvorlagen,
Aktionsvorschläge, Pressevorla-
gen für Kampagnen und Marke-
ting zum Radverkehr, Fußgän-
gerverkehr, öffentlichen Verkehr,
Nahversorgung, zur Verfügung.
Diese können individuell von
der jeweiligen Gemeinde adap-
tiert werden. 

klima:aktiv mobil: Einblick, Rückblick, Ausblick

2008 wird mit „Mobilitätsmanagement für Bauträger, Immobilienent-

wickler und Investoren“ das bislang letzte – und sehr ambitionierte –

Programm starten, das die Brücke zwischen Raumordnung (Bauen,

Wohnen, Infrastruktur, Erschließung) und Mobilität schlägt.

Ein Programm auf Erfolgskurs

Die Auszeichnung der klima:aktiv mobil Projektpartner im Mobilitätsbereich für ihren Beitrag zum Klimaschutz ist jedes Jahr feierliches
Highlight und bietet gute Chancen, klima:aktiv weiter zu vernetzen und die Idee weiterzutragen – hier mit Umweltminister Josef Pröll.



Der Ökologische Fußabdruck
ist die einfachste Möglichkeit,
die Zukunftsfähigkeit des eige-
nen Lebensstils zu testen. Er-
rechnen Sie Ihren persönlichen
Footprint und finden Sie her-
aus, was sie persönlich gegen
die Zerstörung unseres Plane-
ten tun können.Allgemeine
Fragen zum Footprint Rechner 
E-Mail: fussabdruck@
lebensministerium.at oder
www.lebensministerium.at

http://www.mein-fussabdruck.at 

„Die EURO 2008 ist die größ-
te Veranstaltung, die Öster-
reich und die Schweiz je
durchgeführt haben. Umwelt-
politisches Ziel ist es, dieses
Sportereignis in Österreich
klimaneutral zu machen. Dafür
werden wir nicht nur das mit
der Schweiz gemeinsam ent-
wickelte Nachhaltigkeitskonzept
Schritt für Schritt umsetzen,
sondern auch neue Wege bei der
Finanzierung von Klimaschutz-
projekten gehen. Ab sofort ha-
ben private Sponsoren die Mög-
lichkeit, von der Kommunalkre-
dit Public Consulting geprüfte
österreichische Klimaschutzpro-
jekte zu unterstützen.
Das neue Modell kann auch
nach der Europameisterschaft
für die Kompensation von CO2-
Emissionen dienen.“ Das erklär-
te Umweltminister Josef Pröll
im Rahmen einer gemeinsamen
Pressekonferenz mit DI Bern-
hard Sagmeister von der Kom-
munalkredit Public Consulting
GmbH, Dr. Klaus Reisinger, Ge-
schäftsführer von ClimatePart-
ner Austria/ALLPLAN und Mag.
Hans Strassl, Vorsitzender des
Vorstandes der BP Austria AG,
anlässlich der Präsentation des
neuen „Umwelt am Ball“-Spon-
soringmodells für österreichi-
sche Klimaschutzprojekte im
Wiener Ernst Happel-Stadion.

In einer ersten groben Abschät-
zung rechnet das Umweltbun-
desamt mit ca. 40.000 Tonnen
CO2, die durch die EURO 2008
zusätzlich in Österreich anfallen
werden. Um das Ziel der Klima-
neutralität zu erreichen, wurde
im Lebensministerium eine eige-
ne „Umwelt am Ball“-Förder-
schiene geschaffen. Sie unter-
stützt Beratungs- und Investiti-
onskosten für Umwelt- und Kli-
maschutzmaßnahmen, die von
kommunalen Einrichtungen,
Sportvereinen und Tourismusbe-
trieben aus Anlass der EURO
2008 gesetzt werden. Zusätzlich
startet das Lebensministerium
jetzt ein neues Finanzierungs-
modell für Klimaschutzprojekte
durch private Sponsoren. 
„Umwelt am Ball“ ist die Initiati-
ve von Lebensministerium und
„2008 - Österreich am Ball“ zur
Umsetzung des Nachhaltigkeits-
konzeptes für die EURO 2008 in
Österreich. Die Koordination
liegt bei der brainbows gmbh.
Weitere Informationen zu 
„Umwelt am Ball“ auf 
www.umweltamball.at

Ökologischer Fußabdruck testet den eigenen Lebensstil

Klimaneutrale EM 2008 durch
„Umwelt am Ball“

„Grüner Ball“ ist europaweit einzigartiges Sponsormodell 

Sehr geehrte Leserinnen 

und Leser des Kommunal!

Ich möchte Ihnen 

und Ihren Familien im 

Namen des Lebensministeriums 

frohe Weihnachtsfeiertage sowie 

viel Glück und Erfolg 

für das kommende Jahr 2008

wünschen

Mit besten Grüßen

Josef Pröll

Anfang November 2007 wurde
die neue Dachmarke der Höhe-
ren land- und forstwirtschaftli-
chen Schulen präsentiert. Mit ei-
ner klaren und einprägsamen
Visualisierung und einer neuen
Kurzbezeichnung (hlfs – Höhere
land- und forstwirtschaftliche
Schule) stellten sich die Schulen
vor. Die Dachmarke steht für die
Leistungsfähigkeit der Schulen,
beinhaltet ein verbindliches
Qualitätsversprechen und ver-
folgt das Ziel, sich als Schultyp
am nationalen und internationa-
len Bildungsmarkt unverwech-
selbar und erfolgreich zu prä-
sentieren.
www.hlfs.at

Neuauftritt unter 
einer Dachmarke

Präsentation
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„Die Schüler hatten große Freu-
de daran, im Team an einer ge-
meinsamen Aufgabe zu arbei-
ten. Der Einsatz von Web 2.0
führte so zu einer höheren Lern-
motivation“, so Prof. Dr. Ingrid
Paus-Hasebrink, Leiterin der Ab-
teilung für Audiovisuelle Kom-
munikation am Fachbereich
Kommunikationswissenschaft
der Universität Salzburg. „Ana-
log bewertete die Mehrzahl der
Schüler und Schülerinnen das
Projekt Web 2.0-Klasse besser
als die Schule im Allgemeinen.“
Weiters bestätigten alle beteilig-
ten LehrerInnen, dass die Me-
dienkompetenz der SchülerIn-
nen durch die Arbeit im Internet
maßgeblich gestärkt wurde – so
haben sie zum Beispiel gelernt,
die Qualität von Informationen
zu beurteilen und Gefahren bes-
ser einzuschätzen. „Im privaten
Bereich nutzen Jugendliche
Computer & Co. gerne und oft –

diese Affinität konnte nun für
den Unterricht genutzt werden.
Gleichzeitig haben sie unter
pädagogischer Anleitung ge-
lernt, mediale Angebote richtig
zu nutzen“, so Ing. Martin Bredl,
Leiter Kommunikation Telekom
Austria TA AG.

Für die LehrerInnen allerdings
barg das Projekt nicht nur positi-
ve Aspekte, denn sie mussten ih-
re Lehrmethode radikal umstel-
len: „Das Arbeiten mit Web 2.0
war nicht nur für unsere
Schüler innen und Schüler, son-
dern auch und gerade für die
Lehrenden eine Herausforde-

rung“, so Hannes Thomas, MAS,
MSc, Direktor der Hauptschule
Jennersdorf im Burgenland.
„Wir mussten uns von der tradi-
tionellen Wissensvermittlung
verabschieden und zu einer Art
Moderator werden.“ Die Lehrer -
Innen entwickelten sich zum
„Supervisor“, der nur eingreift,
wenn es nötig ist. Dadurch
konnten sie jedoch vermehrt
pädagogisch tätig werden, denn
sanfte Anleitung und Hilfestel-
lung waren verstärkt gefragt.
„Unser Pilotprojekt hat gezeigt,
dass Web 2.0 erfolgreich im Un-
terricht eingesetzt werden
kann“, so Paus-Hasebrink. „Es
muss jedoch noch viel gesche-
hen, damit diese Medien fest im
Lehrplan verankert werden kön-
nen.“ So wünschen sich die be-
teiligten Lehrenden eine  Ände-
rung der Unterrichts-Struktur,
die mehr Freiräume für projek-
torientiertes Arbeiten lässt. Zu-
dem müsse es möglich werden,
Projekte nicht mehr als Einzel-
person, sondern in einem inter-
disziplinären Lehrerteam durch-
führen zu können. 
Mehr Infos zum Projekt Web 2.0
Klasse gibt es unter www.

telekom.at/web20klasse

Studie der Uni Salzburg belegt Potenzial des „kollaborativen Lernens“

Im Juni starteten Telekom Austria und das Bundesministerium für 

Unterricht, Kunst und Kultur (bm:ukk) ein innovatives Pilotprojekt: An

neun österreichischen Hauptschulen arbeiteten SchülerInnen und 

LehrerInnen mit Social Software wie Wiki und Weblog, um Wissen und

Erkenntnisse virtuell teilen zu können. Eine Bilanz.

Gemeinsam arbeiten, 
mehr erreichen

Wiki als Lernplattform, 
Weblog als Forschungstagebuch

Jugendliche haben bei diesem Projekt unter
pädagogischer Anleitung gelernt, mediale
Angebote richtig zu nutzen.“

Ing. Martin Bredl, Leiter Kommunikation 
Telekom Austria TA AG.

Am Pilotprojekt hatten sich
neun österreichische Haupt-
schulen aus sechs Bundeslän-
dern beteiligt. Die gemeinsa-
me Aufgabenstellung lautete
„Die Nationalparks Öster-
reichs“ – die SchülerInnen un-
tersuchten individuelle Fra-
gestellungen zu ihrem nächst
gelegenen Nationalpark und
stellten die Ergebnisse im zen-
tralen Wiki unter www.
web20klasse.at ins Internet. 

Folgende Schulen beteiligten
sich an der „Web 2.0 Klasse“:
Hauptschule Weitersfeld,
Hauptschule Admont, 
Hauptschule Reichraming, 
Hauptschule Bramberg 
im Pinzgau, 
Hauptschule Winklern 
Spittal an der Drau, 
Hauptschule Pamhagen,
Hauptschule Jennersdorf,
Hauptschule Orth an der Do-
nau und Hauptschule Illmitz.
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Von Familienfreundlichkeit pro-
fitieren alle – Familien mit Kin-
dern und älteren Familienan-
gehörigen – aber auch die Ge-
meinden selbst. Eine Gemeinde
mit einem gezielten, ausgewo-
genen Angebot für alle Genera-
tionen ist sicher im Vorteil,
wenn es um Standortfragen
geht. Ein solches Angebot prägt
jedenfalls das positive Image ei-
ner Gemeinde.

Gemeinden verfügen nicht nur
über eine lebenswerte Umwelt,
sondern bieten für Familien z.B.
auch leistbares Wohnen, Betreu-
ungsangebote für Kinder, ein
reiches Kultur- und Vereinsleben
und Unterstützung für die älte-
ren Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger. Wichtig ist es, die Genera-
tionenentwicklung in der Ge-
meinde zu beobachten und hier
und dort neue Akzente für Fami-

lien mit Kindern und Jugendli-
chen zu setzen.
Die Familie & Beruf Manage-
ment GmbH (FBG) arbeitet eng
mit den Ländern, dem Städte-
und Gemeindebund zusammen
und unterstützt die Gemeinden
auf ihrem Weg zu mehr Famili-
en- und Kinderfreundlichkeit. Es
geht darum, die Familienfreund-
lichkeit einer Gemeinde sichtbar
zu machen, damit sie ihren Bür-
gerinnen und Bürgern vermittelt
werden kann, es geht aber auch
um die Entwicklung und Umset-
zung neuer Maßnahmen. Darü-
ber hinaus werden auch be-
währte und gute Beispiele aus
anderen Gemeinden vermittelt.
Ziel ist die Zertifizierung mit
dem staatlichen Gütesiegel 
„Audit familien- und
kinderfreundliche Gemeinde“.

Staatliches Gütesiegel für familien- und kinderfreundliche Gemeinden

Sie bringen das zusammen
Gemeinden haben gute Möglichkeiten und Chancen, für Familien mit

Kindern ein attraktives Lebensumfeld zu gestalten. Familien mit 

Kindern sind wichtig für die Zukunftsfähigkeit einer Gemeinde, eine 

familienbewusste Gemeindepolitik kann einiges dazu beitragen, dass

sich Familien in der Gemeinde wohl fühlen und niederlassen.

Das Audit „familien- und kinderfreund-
liche Gemeinde“ ist ein Prozess, bei
dem Gemeinden ihre Familien- und Kin-
derfreundlichkeit bedarfsgerecht weiter
entwickeln und öffentlichkeitswirksam
machen. Bürgerinnen und Bürger aller
Generationen wer-
den bei der Gestal-
tung „ihrer“ famili-
en- und kinder-

freundlichen Gemeinde eingebunden.
Durch dieses gemeinsame Vorgehen
wird auch der Zusammenhalt in der 
Gemeinde gestärkt und die offene Mit-
gestaltung schafft auch ein neues Be-
wusstsein und Verständnis füreinander.

Das Audit „familien- und kinderfreundliche Gemeinde“
Kontakt
Familie & Beruf 
Management GmbH
Heike Trammer
Aspernbrückengasse 2/7
1020 Wien
Tel: 01-218 50 70
Fax: 01-218 50-70-70
office@familienallianz.at
www.familienallianz.at

Die Gemeinde Ohlsdorf wurde am 19. November in Baden neben 23 anderen österreichischen Gemeinden von Gesundheitsministerin 
Andrea Kdolsky (Bild mitte) mit dem Grundzertifikat des „Audit familien- und kinderfreundliche Gemeinde“ ausgezeichnet. Knapp 30 Be-
teiligte am Gesamtprozess waren mit dabei und wollten sich dieses tolle Erlebnis nicht entgehen lassen.
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Thermographie: Unterstützung bei Gebäudesanierung

Thermografien machen
Wärmeverluste bei Gebäu-
den sichtbar und zeigen da-
mit energetische Schwach-
stellen einfach und ver-
ständlich auf. Die dadurch
möglichen gezielten Sanie-
rungsmaßnahmen senken
die Energiekosten um bis zu
50 Prozent und stellen
gleichzeitig einen wichtigen
Beitrag zum Klimaschutz
dar. Steiermarks LR Johann
Seitinger freut sich, dass die

Thermografie- und Bera-
tungsaktion für Wohnge-
bäude im heurigen Winter
fortgesetzt werden kann.  
Auch im kommenden Win-
ter fördert das Land Steier-
mark, Abteilung Wohn-
bauförderung, thermografi-
sche Analysen und Erstbera-
tungen. Die Aktion wird von
der Grazer Energie-agentur
koordiniert und erfolgt in
Kooperation mit allen steiri-
schen Energieagenturen.

„Wir erwarten wieder reges
Interesse und eine starke
Inanspruchnahme der Akti-
on“, erklärt Dr. Siegfried
Kristan, Leiter der Abtei-
lung Wohnbauförderung
des Landes Steiermark.  
Für Eigentümer und Ver-
walter von Mehrfamilien-
häusern betragen die Ko-

sten wie im Vorjahr 600 Eu-
ro; je 600 Euro steuern das
Land Steiermark und das
Klimaschutzprogramm kli-
ma:aktiv des Lebensmini-
steriums bei. 
Infos auf 
www.grazer-ea.at oder
www.wohnbau.
steiermark.at

Wärmeverluste 
sichtbar gemacht

Es ist alles dabei, was gebraucht wird
Interview: Österreichs größter kommunaler Onlineshop stellt alle Kundenwünsche zufrieden

Über die Annehmlichkeiten,
die Österreichs Gemeinden
mit dem Onlineshop
www.kommunalbedarf.at
haben, sprach KOMMUNAL
mit Elisabeth Schnöll von
der Finanzverwaltung der
Marktgemeinde Grödig in
Salzburg.

KOMMUNAL: Frau Schnöll,
die Marktgemeinde Grö-
dig ist einer der
größten Kunden,
die ihr Büroma-
terial über
kommunalbe-

darf.at beziehen. Wie zufrie-
den sind Sie mit dieser Lö-
sung?
Elisabeth Schnöll: Wir sind
sehr zufrieden, es klappt im-
mer alles, und die Lieferung
kommt auch schnell.

Sie bestellen quer durch das
gesamte Sortiment. Wie 

beurteilen Sie die 
Produktauswahl?

Es ist alles dabei, was 
gebraucht wird, ich

wüsste nicht, was ich
mir noch dazu wün-

schen würde !

Und die Bedienung der 
Bestellplattform ? Wie 
kommen Sie damit zurecht?
Es ist wirklich sehr einfach
und kann rasch 
zwischendurch erledigt 
werden. Man kann es auch
ganz einfach jemand ande-
rem, z.B. einer Vertretung,
erklären.

Sie sind in der Finanzverwal-
tung tätig und somit für’s
Geld zuständig. Wie wichtig
sind für Sie Aktionen? Zum
Beispiel bietet kommunalbe-
darf.at um den Jahreswechsel

einen Schwerpunkt „Archivie-
ren“, mit besonders günsti-
gen Ordnern und anderen be-
liebten Produkten an.
Natürlich sind Angebote 
interessant! Wenn ich die
Möglichkeit habe, zusätzlich
zu einem ohnehin attrakti-
ven Sortiment noch einmal
einzusparen, werde ich mir
das sicher genau anschauen.

Wir danken für das Gespräch
und wünschen weiterhin 
reibungslose und preiswerte
Bestellungen mit
www.kommunalbedarf.at  

Thermografien sind überzeugende Aufnahmen von Gebäuden, da
sie genau zeigen, wo Wärme verloren geht.
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Energie: Strom aus Sonnenlicht mit Photovoltaik

Das erste Solarprojekt im
Süden Italiens ist so groß
wie anderthalb Fußballfel-
der zusammen: Auf einer
zwölf mal 150 Meter
großen Stahlkonstruktion
haben die Solartechnikex-
perten von Siemens PTD ei-
ne Solaranlage an der Fassa-
de eines Biomassekraft-
werks im süditalienischen
Rende montiert. Die Anlage
ist mit monokristallinen So-
larmodulen von Sharp aus-
gestattet, die ihre erzeugte
Energie ins Netz einbringt.
5.500 Solarmodule mit ei-
ner Nennleistung von je 180
Wp erzeugen insgesamt 1,4
GWh elektrische Energie im
Jahr, die über einen 1000-
kVA-Geafol-Gießharztrans-
formator, eine gasisolierte
Mittelspannungsschaltan-
lage und die nötige Wech-

selrichtertechnik ins italieni-
sche Stromversorgungsnetz
eingespeist wird. So lassen
sich rund 450 Haushalte
umweltfreundlich mit elek-
trischer Energie versorgen.
Das zweite Photovoltaikpro-
jekt ist eine Fassadensolar-
anlage mit einer Gesamtlei-
stung von 70 kWp. Dabei
hat Siemens die 30 bezie-
hungsweise 40 Meter hohe
Fassade einer Abfallverwer-
tungsanlage der Actelios-
Gruppe in Trezzo in der
Lombardei mit Solarmodu-
len verkleidet und die Anla-
ge ans italienische Netz an-
gebunden. Es ist die erste
Photovoltaikanlage dieser
Größe in Italien, die in ein
Gebäude integriert wurde.
Weitere Informationen un-
ter www.siemens.com/ptd
sowie www.siemens/solar.

Sonne an der Fassade

Umwelttechnik mit doppeltem
Nutzen: Siemens hat die Fassa-
de der Abfallverwertungsanla-
ge in Trezzo in der Lombardei
mit Solarmodulen verkleidet
und die Anlage ans örtliche
Stromversorgungsnetz ange-
bunden.

Wichtig: Sicherheit
und Erreichbarkeit

Handy-Kinderstudie 2007

Die repräsentative Handy-
Kinderstudie 2007 von mo-
bilkom austria, die im Rah-
men der jährlichen Kinder-
studie des Instituts market
unter 540 Kindern in Öster-
reich durchgeführt wurde,
gibt einen umfassenden Ein-
blick in die Nutzung des
Mobiltelefons durch die
sechs- bis 14-Jährigen. „Für
knapp zwei Drittel der
sechs- bis 14-Jährigen
gehört das Handy heute
zum Alltag. Unsere Verant-
wortung gegenüber unseren
jungen Handy-Usern liegt
dabei auf der Hand“, betont
Boris Nemsic, CEO von 
mobilkom austria.
Ein Hauptergebnis: Für die
Kinder ist es wichtig, die 
Eltern immer erreichen zu
können (76 Prozent). 
www.mobilkom.at

VCÖ rechnet für Einkaufsfahrten 
jährlich 5,4 Milliarden Kilometer

CO2-Verbrauch: 865.000 Tonnen nur für’s Einkaufen

Einkaufszentren verursa-
chen viel Verkehr. Das zeigt
eine aktuelle VCÖ-Studie.
Zu Einkaufszentren und Su-
permärkten in Österreich
werden pro Jahr 5,4 Milli-
arden Kilometer zurückge-
legt – „das entspricht der
Distanz von 7050 Mal zum
Mond und wieder zurück“,

wie der VCÖ verdeutlicht.
Der VCÖ betont weiters ,
dass dadurch 865.000 Ton-
nen CO2 verursacht werden
– und  fordert für Eigentü-
mer von Großparkplätzen
eine Parkplatzabgabe von
jährlich 500 bis 1000 Euro
pro Stellplatz.
www.vcoe.at

Nachhaltige Mobilität & Klimaschutz
Climate-Star: Österreichische Gemeinden räumen ab

Die Verleihung des Climate-
Star 2007 fand Ende Novem-
ber in Baden bei Wien statt.
Der „Climate-Star“ ist eine
europäische Auszeichnung
für nachhaltige Mobilität
und Klimaschutz. Mehr als
50 Städte und Gemeinden
aus elf Ländern haben sich

heuer beim Klima-Bündnis
um den Stern beworben –
insgesamt 13 heimische
Kommunen erhielten eine
Auszeichnung, weitere sechs
für einen „Climate-Star“ 
nominiert.
www.climate-star.org

Innen-Architektur

In der modernen Innenar-
chitektur wird der Decken-
gestaltung immer mehr Be-
deutung beigemessen. Eine
gezielte Gestaltung der
Deckenfläche beeinflusst
die Räume in ihrer opti-
schen Wirkung und kann je
nach verwendeten Materia-
len zur akustischen oder
wärmetechnischen Opti-
mierung beitragen. Neben
dem Einsatz von herkömm-
lichen Deckensystemen ent-
scheiden sich Bauherren
immer häufiger für indivi-
duell gestaltete Deckense-
gel. Diese bewirken eine in-
teressante Deckenauftei-
lung, setzen ästhetische Ak-
zente und überzeugen
durch ihre vielfältigen Ein-
satzmöglichkeiten. Im
Schulzentrum Klingenstein
bestechen Deckensegel aus

magnesitgebundenen Hera-
design-Holzwolleplatten
mit ihrem attraktiven De-
sign und sorgen für eine
gute Raumakustik.  
www.heraklith.at

Moderne 
Raumgestaltung

Heradesign-Deckensegel er-
möglichen Architekten und
Planern vielfältige Gestal-
tungsmöglichkeiten.
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3 Bei gleicher Wirkung ist der
mengenmäßige Verbrauch bei
Siedesalz um bis zu drei Viertel
geringer als bei Splitt.
3 Die gleichmäßigen Korn-
größen von Siedesalz ermögli-
chen eine optimale Verteilung
auf der Streufläche und erhö hen
die Haftung trotz niedrigerem
Salzeinsatz.
3 Die hohe Reinheit ermöglicht
eine problemlose Lagerung
(kein Verklumpen) und den
störungsfreien Betriebh der
Streugeräte.
3 Siedesalz ist kleinkörniger, da-
durch leichter lösbar und erzielt
somit die schnellste Wirkung. 
3 Siedesalz enthält praktisch
keine unlöslichen Bestandteile,
die Feinstaub bilden können. 

Studie des Öko-Instituts Freiburg
Die eindeutigen Vorteile von 
Siedesalz unterstreicht weiters
eine umfassende Studie des
Öko-Instituts Freiburg im Preiss -
gau. Die Autoren Dipl.Geogr./
Hydrol. Stefan Gartiser und Dr.
Rudolf Reuther vom Hydrotox
Labor für Ökotoxikologie und
Gewässerschutz GmbH sowie
Dipl.Ing. Carl-Otto Gensch vom
Öko-Institut e.V. kommen darin
zu folgendem Ergebnis:
„Im Gegensatz zu Salz gewähr-
leistet das Ausbringen von Splitt

nur eine geringe Verkehrssicher-
heit und steht zu dem im Wider-
spruch zum Vorsorge- und Ver-
meidungsprinzip, da hier Abfäl-
le produziert werden. Der einge-
schränkte Winterdienst (Splitt-

streuung) stellt
außer Ort keine Al-
ternative zum Win-
terdienst mit Streu-
salz dar.“

Salzsilos und Logistik
auf Leasingbasis
Mit einem modernen
Leasingmodell der
GDL Handels- und

Dienstleis tungs GmbH können
sowohl einzelne Gemeinden als
auch Gemeinden in Regionalver-
bänden Einsparungen beim
Winterdienst erzielen. 
Die GDL Handels- und Dienst leis  -
tungs GmbH stellt Salzsilos auf
Leasingbasis zur Verfügung. Die
Laufzeiten können zwischen 6
und 10 Jahren frei gewählt wer-
den. Während dieser Laufzeit
werden die Gemeinden von der
GDL auch mit Siedesalz der Sali-
nen Austria beliefert. 
Der marktkonforme Salzpreis
wird für jede Wintersaison von
der GDL mit der Salinen Austria
AG verhandelt und entspricht
dem günstigen Behördenpreis,
den die Salinen AG den Gemein-
den einräumt. Die jährlichen Si-
lo-Leasingraten – je nach Größe
und Ausstattung zwischen 28
und 42 Euro je verbrauchter Ton-
ne Auftausalz – werden dem
Salzpreis zugerechnet. In Summe
ergibt sich daraus für Gemeinden
ein Einsparungspotenzial bei Um-
stieg von reiner Splittstreuung
zur Salzstreuung von bis zu
44.000 Euro jährlich.

Information
GDL Handels- und Dienst-
leistungs GmbH
Mag. Mario Stifter
Tel.: 0732 / 6596-8312
E-Mail: stifter@gdl-linz.at

Im Dreijahresschnitt der Winter
2000/2001 bis 2002/2003 wa-
ren es noch knapp 43.000 Ton-
nen. Die Effizienz der Streumit-
tel gewinnt daher weiter an Be-
deutung. Siedesalz ist das effek-
tivste und gleichzeitig umwelt-
schonendste Auftaumittel und
deutlich günstiger als Streu -
splitt. Durch ein neues Leasing-
modell können Gemeinden beim
Winterdienst weitere Einsparun-
gen erzielen.

Auftausalz ist am ökologischsten
und ökonomischsten
Auftausalz ist im Vergleich zur
Splittstreuung eindeutig im Vor-
teil, so die Studie „Salz- und
Splittstreuung im Winterdienst“
von Dr. Beatrice Ruess der RUS
AG (Raum-Umwelt-Sicherheit):
3 Die Winterdienst-Einsatzkos ten
sind bei Splittstreuung rund
sechs  mal höher als bei Salzstreu-
ung.
3 Die Ökobilanz bei der Splitt-
streuung ist durch Staub,
Schädi  gung der Vegetation und
der Splittrestmengen eindeutig
negativ. 
3 Durch Salzstreuung ist eine
hohe Verkehrssicherheit ge-
währleistet. Das Unfallrisiko ist
bei Splitt höher, da die Wirkung
deutlich geringer ist. 

Siedesalz: Höchster ökologischer
Standard bei niedrigsten Kosten
Salz ist nicht gleich Salz: Im Ver-
gleich zu Steinsalz hat Siedesalz
der Salinen Austria entscheiden-
de Vorteile, die unter anderem
auch durch die Untersuchungen
des Österreichischen Forschungs-
und Prüfungszentrum Arsenal
unterstrichen werden: 

Einsparungsmöglichkeiten beim Winterdienst durch neues Leasingmodell

Siedesalz taut billiger und
umweltschonender
Vom vergangenen warmen Winter abgesehen, wurden auf Oberöster-

reichs Straßen in den drei Jahren zuvor – Winter 2003/2004 bis Winter

2005/2006 – im Schnitt fast 82.000 Tonnen Auftausalz ausgebracht. 

E
.E

.
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Energieeffiziente Weihnachtsbeleuchtung in der Stadt Salzburg

Stimmungsvoll kann auch energiesparend sein
Weihnachtsbeleuchtung
kann stimmungsvoll und
energiesparend gleichzei-
tig sein. In Salzburg zeigt
man, wie das funktioniert
– mit energieeffizienten
Deko LEDs von Philips. 
„Klimaschutz und der sorg-
same Umgang mit Energie
sind das Gebot der Stunde.
Die Stadt Salzburg setzt
damit ein Zeichen und
spart Energie, ohne dabei
auf stimmungsvolle Weih-
nachtsbeleuchtung (Bild)
zu verzichten!“, so der ver-
antwortliche Stadtrat Dr.
Martin Panosch. Die acht
großen, von der Stadt be-
treuten Christbäume zau-
bern vom 24. November
bis ins Neue Jahr weih-
nachtliche Stimmung auf
die Plätze in der Salzbur-
ger Innenstadt und die
Stadtberge. Beleuchtet

werden sie mit umwelt-
freundlichen Deko LEDs
von Philips Licht. 
Über die ganze Weihnachts-
zeit 2007 berechnet werden
damit Energiekosten in der
Höhe von etwa 3300 Euro
eingespart. In CO2 umge-
rechnet entspricht das einer
Einsparungsmenge von
16.275 kg CO2.

Großes 
Einsparpotenzial 

Hauptgrund für den Um-
stieg auf die neue Beleuch-
tungstechnologie LED war
natürlich das große Eins-
parpotenzial. Ing. Bruno
Wintersteller, zuständig für
kommunale Beleuchtung
am Magistrat Salzburg: „Bei
der bisherigen Weihnachts-
beleuchtung lag der Strom-
verbrauch einer Glühbirne

bei 15 Watt, bei den moder-
nen LEDs ist es ein Watt.
Cirka 2500 solcher Deko
LEDs schmücken ab heuer
unsere Weihnachtsbäume.
Trotz der höheren Anschaf-
fungskosten für die LED er-
gibt sich durch den extrem
niedrigen Energieverbrauch
von maximal 1,5 Watt und
der Lebensdauer von bis zu
20.000 Stunden eine Ein -
sparung von über 25.000
Euro.“

Information
Philips Austria
Triester Straße 64, 
A-1101 Wien
Tel: 01/60101-0, 
Fax: 01/60101-1500, 
Web: www.philips.at

E
.E
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Immer mehr Gemeinden nützen die Chance einer
Leasingfinanzierung. Österreichs Spezialisten für
kommunale Leasingprojekte sagen Ihnen wie.

E-Mail: anfrage@kommunal-leasing.at
www.kommunal-leasing.at

C H A N C E N
V I E L F A L T

Ein Green City Pro Fachhändler ist immer in der Nähe

Husqvarna pflegt perfekt 
Sie sind interessiert an der
effektivsten Kommunal-
oder Grünflächenpflege? 
Husqvarna Rider starten
wieder voll durch, jetzt mit
neuem Design. Diese Gerä-
te sind perfekt abgestimmt
auf das Mähen aller kom-
munalen Flächen, rutschi-
ger Untergründe und die
Arbeit auf Schnee. Mit dem
zusätzlich erhältlichen Zu-
behör wie Schneeschild,
Schneeketten, Streuanhän-
ger uvm. ist auch der Ein-
satz imWinter ein Kinder-
spiel! Auch die AWD-Mo-
delle (mit Allrad-Antrieb)
verfügen über die üblichen
Merkmale eines Husqvarna
Riders, unter anderem den
minimalen Wendekreis
durch die patentierte Hin-
terachslenkung. Damit wird
jede noch so verwinkelte
Fläche ein Kinderspiel.
„Dank hochwertigster Kom-

ponenten, gefedertem Pro-
fisitz, Beleuchtung, Stun-
denzähler sowie hydrauli-
schem Mähdeck- bzw.
Geräteheber ist unser Rider
Profi-Modell  ProFlex 21
AWD die perfekte Wahl für
jeden Kommunalbetrieb!“
so Hermann Fischer, Ver-
kaufsleiter Husqvarna/Linz.

Information
Weitere Produktinfor-
mationen und den Fach-
händler in Ihrer Nähe
finden Sie unter 
www.husqvarna.at

E
.E
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Information
Autodesk GesmbH
Dr.-Schauer-Strasse 26
4600 Wels
Telefon: 07242/68465 - 0
E-Mail: 
office.at@autodesk.com
Web: www.autodesk.at

Informieren: AutoCAD
Map 3D Schnupperkurse
und Übungshandbuch

Wer Geodaten erstellen und be-
arbeiten muss, kommt kaum an
AutoCAD Map 3D vorbei: Mit
der Software greift man auf Da-
ten aus unterschiedlichen Quel-
len zu und nutzt AutoCAD-ba-
sierende Werkzeuge, um raum-
bezogene Informationen zu ver-
walten. Doch wie gelingt es, sich
möglichst schnell und umfas-
send über dieses Werkzeug zu

informieren? –
Auch dazu gibt es
„Werkzeuge“, die
fast so genial sind
wie die Software
selbst: Die autori-
sierten Autodesk
Fachhändler hal-
ten ein kosten-
freies Übungs-
handbuch und
eine 30 Tage
Testversion be-

reit. In neun Kapiteln
zeigt das Handbuch den Um-
gang mit Geodaten und verdeut-
licht, wie Anwender tagtäglich
von AutoCAD Map 3D profitie-
ren. Wer den autodidaktischen
Einstieg umgehen und die Soft-
ware noch schneller „begreifen“
möchte, findet auch dafür das
passende Angebot: kostenfreie
Schnupperkurse bei den Auto-
desk Partnern. So erhält man in
wenigen Stunden wichtiges
Grundlagen-Wissen und kann
mit den Übungsbeispielen und
der Testversion tiefer einsteigen.
Infos, Termine und Anmeldun-
gen: www.
autodesk.de/schupperkurse. 

Diskutieren: 
Geospatial Days 2007 

„Man muss reden miteinand’.“
Diesen Spruch beherzigen im-
mer mehr Software-Anwender
und -Interessenten. So ließen
sich mehr als 100 Geo-Interes-
sierte in Wien, Innsbruck, Kla-
genfurt und Linz den Nutzen
des Geospatial Konzepts von Au-
todesk live zeigen. Wie kann
man AutoCAD Map 3D, Auto-
desk MapGuide und die neue
Autodesk Topobase in bestehen-
de Systemlandschaften integrie-

ren? Wie kann man – ohne Kon-
vertierungen und Schnittstellen
– vorhandene Geodaten optimal
nutzen? Welche lokalen Lösun-
gen und Dienstleistungen bieten
die österreichischen Partner Pe-
terschinegg GesmbH in Wien
und GD-Data HandelsgmbH in
Schwertberg?
Die Geospatial Days 2007 liefer-
ten Antworten auf diese Fragen
und boten Gelegenheit für viele
Gespräche zwischen Anwendern
und Experten. Die Resonanz war
durchweg positiv – und die Ver-
antwortlichen bei Autodesk
„stricken“ schon am Konzept für
die Geospatial Days 2008.

Präsentieren: Wettbewerb
für Civil 3D Projekte 

Umgehungsstraßen bauen, Ei-
senbahntunnel planen, Deponi-
en konzipieren – immer mehr
Ingenieure entdecken, wie ein-
fach das mit AutoCAD Civil 3D
geht. Seit Autodesk die länder-
spezifischen Anpassungen für
Österreich vorgestellt und die
Anbindung von Geräten nam-

hafter Hersteller möglich ge-
macht hat, hat die Tiefbaulö-
sung auch hierzulande einen
mächtigen Schub erhalten. 
Jetzt bietet Autodesk die Chan-
ce, eindrucksvolle Projekte öf-
fentlich zugänglich zu machen.
Noch bis zum 31. Januar 2008
können Anwender am Civil 3D
Projekt Wettbewerb teilnehmen.
Wer mit AutoCAD Civil 3D pur
arbeitet oder eine Lösung auf
Basis von AutoCAD Civil 3D ein-
setzt, kann sein Projekt unter
www.autodesk.de/projekt an-
melden, Bilder und Beschrei-
bungen hochladen und sich –
mit etwas Glück – über einen at-
traktiven Preis freuen.

Autodesk hat Anwendern in GIS und Tiefbau viel zu bieten

Informieren – Diskutieren –
Präsentieren
Mit den Plattformen AutoCAD Map 3D und AutoCAD Civil 3D hat Auto-

desk perfekte Lösungen für  alle jene geschaffen, die mit Geodaten um-

gehen oder Tiefbau-Projekte planen wollen.

E
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SW Umwelttechnik: Spezialist in ökonomisch und ökologisch effizienten Produkten

Fischwanderhilfen & ultrahochfester Beton
Die SW Umwelttechnik ist
mit knapp 800 Mitarbeitern
an Standorten in Öster-
reich, Ungarn, Rumänien
und der Slowakei vertreten.
Gegründet 1910 als Famili-
enunternehmen ist sie seit
1997 an der Wiener Börse
notiert. Die SW Umwelt-
technik ist Anbieter von
ökonomisch und ökologisch
effizienten Produkten in
den Bereichen Wasser/ 
Abwasser und Infrastruktur.

Fischwanderhilfen

Die Europäische Wasserrah-
menrichtlinie hat das Ziel,
die Fließgewässer für Fi-
sche durchgängig zu ma-
chen. Kraftwerke stellen na-
turgemäß ein unüberwind-
bares Hindernis dar. Mit der
Entwicklung von „Fisch -
wanderhilfen“ aus Beton-

fertigteilen (großes Bild)
bietet das Unternehmen ein
hocheffizientes Instru-
ment für den ökologi-
schen Flussbau an.
Die Funktionalität
von Fischaufstiegsan-
lagen hängt von der
Durchwanderbarkeit
und entscheidend von
der Auffindbarkeit für
die Fische ab. 

Ultrahochfester 
Beton

Ein weiterer Technologie-
sprung gelang dem Unter-
nehmen durch die Entwick-
lung eines ultrahochfesten
Betons. Ultrahochfester Be-
ton zeichnet sich durch sei-
ne hohe Druckfestigkeit
und hohe Beständigkeit
aus. Alle sieben Bestandtei-
le des Betonrezepts werden

von öster-
reichischen Herstel-

lern bezogen. Zudem ist es
gelungen, die Herstellungs-
kosten gegenüber dem Mit-
bewerb um 30 Prozent zu
reduzieren. 
Hochtragfähige Ingenieur-
bauten, der Einsatz als Ver-
bundstoff in Kombination
mit Holz, Glas und Stahl
und erweiterte Möglichkei-
ten in Architektur und De-

sign lassen mannigfaltige
künftige Anwendungsberei-
che erwarten.

Information
SW Umwelttechnik
Österreich GmbH
www.
sw-umwelttechnik.at

E
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Licht ist eine Energiequelle,
die bei bei entsprechendem
Umgang besonders sparsam
und gleichzeitig effizient
sein kann. Der oö. Energie-
sparverband sucht im Rah-
men der Kampagne „Richtig
hell“ in seinem Bundesland
jene Gemeinden, die in
ihrem Ort besonders um en-
ergieeffiziente Beleuchtung
bemüht sind.
Eingereicht werden können
Projekte zum Thema „ener-
gieeffiziente Beleuchtung“
in Haushalten, Unterneh-
men und öffentlichen 

Gebäuden, egal ob Kampa-
gnen, Lampentausch-Aktio-
nen, Analyse, Schulprojekte
etc.
Der Wettbewerb wird vom
oberösterreichischen Ener-
giesparverband im Rahmen
der öo. Licht-Kampagne
„Richtig hell“ durchgeführt
und ist Teil der Energie-Effi-
zienz-Kampagne von oö En-
ergiesparverband und dem
Energieressort des  Landes
Oberösterreich.
Die besten Projekte werden
mit einmal 1.000 Euro und
zweimal 500 Euro belohnt,

die Preise  werden durch
den oö. Energiesparver-
band     vergeben.
Anmeldung per mail: 
office@esv.or.at oder 
per Post: 
O.Ö. Energiesparverband,
Landstraße 45, 4020 Linz
Einreichfrist ist der 
24. Jänner 2008

Erster oberösterreichischer Beleuchtungswettbewerb

Kampagne „Richtig hell“
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Die Gemeindeertragsanteilvor-
schüsse 2007 (diese stehen mit
dem Aufkommen der gemein-
schaftlichen Bundesabgaben Ok-
tober 2007 fest) im Vergleich
zum Vorjahresergebnis haben
die Ertragsanteilvorschüsse die
Vorausschau sogar etwas über-
troffen. Die Annahmen der Wirt-
schaftsforscher und darauf auf-
bauend die Steuerprognosen des
Bundesministeriums für Finan-
zen lassen auch in den kommen-
den Jahren Einnahmensteige-
rungen von durchschnittlich

4,4 Prozent zu erwarten.
Die Einnahmenentwicklung ist
durchaus als erfreulich zu be-
zeichnen, der finanzielle Spiel-
raum der Gemeinden wird da-
mit aber nicht flexibler, sondern
wird durch zum Teil hohe Aus-
gabendynamiken weiterhin an-
gespannt bleiben. Zudem wird
in der mittelfristigen Budgetpla-
nung eine weitere Herausforde-

rung zu beachten sein. 
Ab dem Jahr 2009 werden näm-
lich bei der Verteilung der Er-
tragsanteil-Finanzmasse auf
Länder und Gemeinden die jähr-
lich zum jeweiligen Stichtag 31.
Oktober festgestellten Haupt-
wohnsitzdaten der Bevölke-

rungsstatistik der Statistik Aus-
tria als Verteilungsparameter
zur Anwendung gelangen. 
Nur bei Umstellung auf dieses
neue System werden die Haupt-
wohnsitzdaten zum Stichtag 
31. Oktober 2008 für zwei Jahre
und zwar für 2009 und 2010 die
Verteilungsgrundlage bilden. Bei
Beobachtung der Bevölkerungs-
bewegung wird dies zum Teil zu

Prof. Dietmar Pilz

ist Finanzexperte

des Österreichi-

schen Gemeinde-

bundes

Hohe Zuwachserwartungen bei
Ertragsanteilen bis 2010

Dynamisches Wirtschaftswachstum stärkt Gemeindefinanzen

Das anhaltend dynamische Wirtschaftswachstum schlägt sich zeitnah

positiv auf das Aufkommen der gemeinschaftlichen Bundesabgaben

nieder und trägt somit wesentlich zur Stärkung der öffentlichen Haus-

haltsgebarung bei, bilden die Ertragsanteile doch die tragende Finanz-

säule der Gebietskörperschaften. 

Prof. Dietmar Pilz
Die Einnahmenentwicklung ist durchaus als erfreulich zu 
bezeichnen, der finanzielle Spielraum der Gemeinden wird
damit aber nicht flexibler, sondern durch zum Teil hohe 
Ausgabendynamiken weiterhin angespannt bleiben.



massiven positiven wie negati-
ven Schwankungen bei den ab-
gestuften Ertragsanteilen
führen. 

Die Ertragsanteilvorschüs-
se der Gemeinden 2007

Die Ertragsanteilvorschüsse für
die österreichischen Gemeinden
für das Jahr 2007 sind im Ver-
gleich zum Vorjahresergebnis

kräftig gestiegen und zwar um
447,8 Millionen Euro oder um
6,7 Prozent. Dieser positive Zu-
wachs ist größtenteils der guten
Konjunktur zu verdanken, zum
Teil bewirkt aber auch der mit
dem Finanzausgleichsgesetz
2005 verankerte einheitliche
Verteilungsschlüssel einen nicht
zu vernachlässigenden Effekt. 
In der Tabelle oben ist die 
länderweise Entwicklung der

Gemeindeertragsanteilvorschüs-
se für das Jahr 2007 mit einer
Gegenüberstellung zum Vorjahr
dargestellt. 

Gemeinschaftliche 
Bundesabgaben: 
Eine Prognose bis 2010
Das Verteilungsvolumen der Er-
tragsanteile bildet die Summe
der gemeinschaftlichen Bundes-
abgaben. Das Bundesministeri-
um für Finanzen hat die Ent-
wicklung dieser Abgaben – ge-
stützt auf Konjunkturdaten der
Wirtschaftsforscher – in seiner
Steuerschätzung vom Juli 2007
bis zum Jahr 2010 prognosti-
ziert.
Generell besteht bei allen Abga-
ben ein wirtschaftlicher Konnex,
als die Bemessungsgrundlagen
mehr oder weniger stark auf
Preisveränderungen reagieren.

So ist zum Beispiel die Umsatz-
steuer im allgemeinen relativ
gut prognostizierbar, da sich das
Aufkommen annähernd propor-
tional zum privaten Konsum
entwickelt, wie dies aus der ta-
bellarisch dargestellter Entwick-
lung ersichtlich ist.
Von den Steuerzuwächsen nicht
umfasst ist die Entwicklung der
Erbschafts- und Schenkungs-
steuer. Die Verfassungsgerichts-
hoferkenntnisse zum Erbschafts-
und Schenkungssteuergesetz
werden zu keiner verfassungs-
konformen Umsetzung der be-
troffenen Abgabengesetze
führen, womit die Abgabener-
träge auslaufen.

Gemeindeertragsanteile
länderweise bis 2010

Auf Basis der oben angeführten
Steuerschätzung hat das Bun-
desministerium die sich daraus
ableitenden Gemeindeertrags-
anteile bis zum Jahr 2010 län-
derweise berechnet. Unberück-
sichtigt dabei sind die Verschie-

2006 1) 2007 2) 2008  2) 2009 2) 2010 2)

Einkommen-
steuer 2.524,5 2.550,0 2.650,0 2.750,0 2.850,0
Lohnsteuer 18.092,0 19.400,0 20.500,0 21.700,0 23.000,0
KESt I 863,1 1.100,0 1.200,0 1.250,00 1.300,0
KESt II 1.376,4 1.550,0 1.650,0 1.700,0 1.750,0
Körperschaft-
steuer 4.833,2 5.500,0 5.900,0 6.000,0 6.400,0
Umsatzsteuer 20.171,1 20.900,0 21.700,0 22.500,0 23.300,0
Mineralölsteuer 3.552,7 3.720,0 3.950,0 4.000,0 4.050,0
Erbschafts- und 
Schenkungssteuer 131,9 135,0 70,0 50,0 10,0
Werbeabgabe 109,3 115,0 120,0 125,0 130,0
Grunderwerb-
steuer 618,5 650,0 670,0 690,0 710,00

Ertragsanteilvorschüsse
an die Gemeinden in den Jahren 2006 und 2007

Anmerkung: Die Vorschüsse enthalten die abgestuften Ertragsanteile, den
Getränkeabgabeausgleich, den Anteil an der Werbeabgabe sowie die KESt
II-Vorschüsse. Nicht enthalten ist die Zwischenabrechnung des Vorjahres. 

Beträge in Euro

Beträge in Millionen Euro

Gemeinschaftliche Bundesabgaben
Eine Prognose bis zum Jahr 2010

1) Erfolg 
2) Daten BMF: Steuerschätzung 3.7.2007

Dieser positive Zuwachs ist größtenteils der
guten Konjunktur zu verdanken, zum Teil 
bewirkt aber auch der mit dem Finanzaus-
gleichsgesetz 2005 verankerte einheitliche
Verteilungsschlüssel einen nicht zu 
vernachlässigenden Effekt.
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Bundesland 2006 2007 %

Burgenland 176.791.061 188.181.302 6,4
Kärnten 432.650.392 459.973.552 6,3
Niederösterreich 1.093.375.467 1.171.674.044 7,2
Oberösterreich 1.051.733.758 1.124.807.343 6,9
Salzburg 462.334.834 493.386.828 6,7
Steiermark 859.809.287 921.000.512 7,1
Tirol 578.766.645 610.416.519 5,5
Vorarlberg 306.401.230 328.723.117 7,3
Wien 1.724.026.367 1.835.537.059 6,5
Summe 6.685.889.041 7.133.700.276 6,7
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bungen in der horizontalen län-
derweisen Verteilung, die sich
durch die Anwendung der neu-
en Volkszahlen ab dem Jahr
2009 ergeben werden, wie dies
im neuen Finanzausgleich ab
2008 geregelt ist. Der Tabelle
rechts zeigt die länderweise Er-
tragsanteilvorschau.

Steigende 
Ausgabendynamik

Die Einnahmenentwicklung ist
durchaus als erfreulich zu be-
zeichnen, sie wird aber den bud-
getären Rahmen durch Ausga-
bendynamiken, vor allem im So-
zial- und Gesundheitsbereich,

nicht zuletzt durch die demogra-
phische Entwicklung, und in der
Kinderbetreuung sowie durch
neue kostensteigernde Maßnah-
men, wie der bedarfsorientier-
ten Mindestsicherung und der
24-Stunden-Pflege kaum erwei-
tern. Zu dem ist durch die Zins-
politik der Europäischen Zen-
tralbank mit steigenden Zins-
ausgaben zu rechnen, die in den
Gemeindehaushalten bereits
jetzt spürbar sind. 
Schwer einschätzbar für die

Konjunkturentwicklung ist 
neben dem Ölpreis auch der
starke Euro. Wirkungen auf die
Gemeindehaushalte bei einer
allfälligen Konjunkturab-
schwächung sind jedoch frühe-
stens im Jahr 2009 zu erwarten. 

Gemeinden haben 
Stabilitätspakt erfüllt

Mit den guten Einnahmenzu-
wächsen im Jahr 2007 wurden
die öffentlichen Haushalte we-
sentlich gestärkt, was sich in
weiterer Folge auch auf das
Maastricht-Ergebnis des Ge-
samtstaates positiv auswirken
wird. Dazu die Defi-

zit/Überschusszahlen der Stati-
stik Austria, die mit der Notifi-
kation am 28. September 2006
dem Eurostat gemeldet wurden.
Die österreichischen Gemeinden
haben, wie die Daten der letzten
Notifikation der Statistik Austria
zeigen, wiederum als einzige
Gebietskörperschaft das verein-
barte Haushaltsziel gemäß dem
Österreichischen Stabilitätspakt
– nämlich einen Haushaltsaus-
gleich (Null-Defizit) zu errei-
chen – nicht nur erfüllt, sondern
leichte Überschüsse erwirtschaf-
tet und nicht unmaßgeblich zur
Verbesserung des Maastricht-Er-
gebnisses des Gesamtstaates bei-
getragen (siehe Tabelle unten).

2008 2009 2010 jährliche

Steigerung

in %

Burgenland 201,38 205,53 214,90 3,4
Kärnten 498,88 507,10 529,53 3,1
Niederösterreich 1.263,78 1.311,94 1.369,47 4,2
Oberösterreich 1.212,94 1.252,05 1.307,76 3,9
Salzburg 531,68 551,83 576,22 4,2
Steiermark 991,89 1.023,78 1.068,44 3,9
Tirol 659,18 685,02 715,81 4,3
Vorarlberg 356,02 372,28 388,13 4,5
Wien 1.953,20 2.072,93 2.165,93 5,5
Summe 7.668,96 7.982,46 8.336,19 4,4

Beträge in Millionen Euro

Prognose der Gemeindeertragsanteile 
länderweise bis zum Jahr 2010

Anmerkung: 
Daten BMF: inklusive Zwischenabrechnung Vorjahre, Getränkeabgabe-
ausgleich, Anteil Werbeabgabe und KESt II-Vorschüsse.

2005 2006 2007

Mio. € % BIP Mio. € % BIP Mio. € % BIP  

Sektor Staat -3832 -1,51 -3.516 -1,36 -2.000 -0,73  

Bund -4355 -1,78 -3.706 -1,44 -3.100 -1,14  
Länder ohne Wien 53 0,02 -531 -0,21 450 0,16  
Gemeinden ohne Wien 205 0,08 256 0,10 650 0,24 

Wien  275 0,11 287 0,11    
Sonstige -10 0,00 177 0,07 0 0,00

Die österreichischen Gemeinden haben Stabilitätspakt erfüllt

Schwer einschätzbar für die Konjunktur -
entwicklung ist neben dem Ölpreis auch der
starke Euro. Wirkungen auf die Gemeinde-
haushalte bei einer allfälligen Konjunktur -
abschwächung sind jedoch frühestens im 
Jahr 2009 zu erwarten.
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Durch die Leitzinserhöhungen
der EZB sind auch die für die Fi-
nanzierung von Gemeinden
wichtigen kurzfristigen, varia-
blen Zinssätze wie der 3- oder 6-
Monats-EURIBOR angestiegen.
Beispielsweise lag der 6-Monats-
EURIBOR im Juni 2007 mit ca.
4,25 Prozent mehr als zwei Pro-
zent über dem Niveau vom Juni
2005. Durch die seit dem Som-
mer bestehende Vertrauenskrise
auf den Kapitalmärkten hat sich
ein zusätzlicher Effekt einge-
stellt: Es kam zu einer Entkop-
pelung zwischen variablen Zins-
sätzen und den Leitzinsen.

Was bedeutet das für die
Gemeinden?

Da eine Vielzahl von Gemeinden
über variable Finanzierungen
verfügt, hat das steigende Zins -
umfeld schon 2006 erste Spuren
in den Gemeindebudgets hinter-
lassen. Die Zinsausgaben der

Gemeinden haben sich um 11,5
Prozent (32 Millionen Euro) auf
307,6 Millionen Euro erhöht. Im
Rechnungsabschluss für das
Jahr 2007 werden aufgrund der
gestiegenen Zinsen erneut deut-
liche Mehrausgaben für
den Zinsendienst zu ver-
zeichnen sein. Wie sich
die Zinsausgaben 2008
entwickeln werden,
hängt stark davon ab, wie
aktiv die Gemeinden ihr
Finanzmanagement vor-
antreiben.

Aktives Finanz -
management gefragt

Gegen steigende Zinsausgaben
können sich die Gemeinden mit
aktivem Finanzmanagement ab-
sichern. Die Kommunalkredit
steht ihnen dabei als Finanzie-
rungspartner gerne zur Verfü-
gung. Auf Basis einer derzeit in-
versen Zinskurve, in der die

Information
Kommunalkredit Austria
Tel.: 01/31 6 31 – 0
E-Mail: finanzierungen@

kommunalkredit.at
Web: www.kommunalkredit.at

kurzfristigen, variablen Zinssät-
ze über den langfristigen, fixen
Zinsen liegen, empfiehlt es sich,
beim derzeitigen Zinsniveau auf
Fixzinssätze zu setzen. Eine sol-
che Position kann dann – basie-
rend auf der zukünftigen Zins-
entwicklung – optimiert wer-
den. Beispielsweise wird erwar-
tet, dass die langfristigen, fixen
Zinssätze mittelfristig ansteigen.
Der Vorteil eines potenziell
höheren zukünftigen Fixzinssat-
zes könnte dann bei geeignetem
Marktumfeld für eine Gewinn-
mitnahme durch einen Zins -
tausch in variable Zinssätze ge-

nutzt werden. Darü-
ber hinaus empfiehlt
sich für die Gemein-
den zu einer Stand -
ortbestimmung ein
Finanz-Benchmar-
king, wie es von der
Kommunalkredit als

kostenloses „Zuckerl“ auf kom-
munalnet.at angeboten wird. 

Individuelle Lösungen von
der Nr. 1 in Public Finance

Durch individuelle Lösungen
kann so selbst in kleineren Ge-
meinden auf die aktuelle Zins-
entwicklung reagiert werden.
Bei den gesetzten Maßnahmen
empfiehlt es sich jedoch, auf das
Know-how der Kommunalkredit
– dem Spezialisten in Public Fi-
nance – zu vertrauen. Zinsbelas -
tungen können dadurch redu-
ziert und freie Handlungsspiel-
räume für wichtige kommunale
Vorhaben geschaffen werden.

Aktives Finanzmanagement der
Gemeinden notwendig

Steigende Zinsen belasten die Gemeinden

Die Leitzinserhöhungen der Europäischen Zentralbank (EZB) und die

seit dem Sommer dieses Jahres bestehende Vertrauenskrise an den Ka-

pitalmärkten haben die Zinssätze deutlich in die Höhe getrieben. Durch

aktives Finanzmanagement können die Gemeinden jedoch auf höhere

Zinsausgaben reagieren und so zukünftige Belastungen reduzieren.

Zinsentwicklung seit 2002

In acht Zinsschritten hat die Europäische Zentralbank (EZB) seit Dezem-
ber 2005 die Leitzinsen von zwei auf vier Prozent erhöht.
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Durch individuelle Lösungen
kann selbst in kleineren Ge-
meinden auf die aktuelle Zins-
entwicklung reagiert werden.
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Dungl Medical-Vital Resort – richtungsweisend für den Gesundheitstourismus

„Beim Dungl“ Kraft für Körper und Geist tanken
In den 70er- und 80er- Jah-
ren entwickelte Prof. Willi
Dungl seine einzigartige
Dungl-Methode. Heute ist
sein Erbe – das Dungl Medi-
cal-Vital Resort in Gars am
Kamp (Bild) – richtungs-
weisend für den österreichi-
schen Gesundheitstouris-
mus, wie sich KOMMUNAL
selbst überzeugen konnte.
Stress, unregelmäßige und
falsche Ernährung, Bewe-
gungsmangel, zuwenig
Schlaf oder Konflikte
gehören zum menschlichen
Alltag – auch zu dem von
Kommunalpolitikern. All
diese Dinge stören unser
Gleichgewicht, machen
kraftlos und in weiterer Fol-
ge sogar krank. Abhilfe ga-
rantiert eine gezielte Aus-
zeit – weg aus dem Alltag in
eine entspannte Atmosphä-
re, ein Gesundheitscheck

von Fachleuten und Metho-
den, die das Alltagsleben
wieder zur Freude machen.

Drei Säulen

Die Dungl-Methode kon-
zentriert sich auf drei Säu-
len: Richtige Bewegung,
mentale Fitness und gesun-
de Ernährung. Die persönli-
che Balance jedes einzelnen
wird erhalten bzw. wieder
erlangt, indem in allen drei

Bereichen individuell ange-
passte Maßnahmen gesetzt
werden. 
Zur Förderung des wichtig-
sten Gutes – der Gesundheit
– bietet das Dungl Medical-
Vital Resort ein Spektrum
aus westlicher und östlicher
Medizin, gepaart mit einem
umfangreichen Sport- und
Trainingsprogramm sowie
der mentalen Betreuung
durch erfahrene Psycholo-
gen. Die genussvolle und

gesunde Ernährung darf da-
bei natürlich nicht fehlen.
Das Ärzteteam rund um Dr.
Andrea Dungl-Zauner und
Dr. Manfred Zauner garan-
tiert medizinische Kompe-
tenz, es arbeiten Fachleute
für TCM mit klassischen Me-
dizinern und Therapeuten
zusammen und ermöglichen
so ein individuell abge-
stimmtes Therapieangebot.
Großer Wert wird, im The-
rapiebereich wie auch im
Hotel, auf die persönliche
und individuelle Betreuung
der Gäste gelegt. 

Information
Nähere Informationen
und aktuelle Angebote
finden Sie im Internet:
www.willidungl.info
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www.wasserwerk.at
Hochqualitatives Trinkwas-
ser jederzeit zur Verfügung
zu haben, ist in unseren
Breiten selbstverständlich.
Darüber, welch aufwendige
technische Infrastruktur
und wie viel Know-how da-
zu nötig sind, denkt aller-
dings kaum jemand nach.
Für mehr Bewusstsein soll
die vor Jahren von der
ÖVGW initiierte Website
www.wasserwerk.at sor-
gen . 
Durch sie erhalten heimi-
schen Wasserversorger die
Möglichkeit, technische,
wirtschaftliche und histori-
sche Fakten ihrer Dienste
ausgiebig und bildreich zu
präsentieren. Endlich wer-
den Einblicke in die „Ge-
heimnisse“ der Wasserver-
sorgung gewährt und damit
zugleich verständlich ge-
macht, dass sauberes Was-
ser auf’s Engste mit einer

intakten Umwelt verbunden
ist.
Die mehr als 40 Wasserwer-
ke und Wasserverbände, die
auf der Plattform vorge-
stellt werden, erlauben
gleichzeitig eine gute Über-
sicht über die unterschiedli-
che und vielfältige Entwick-
lung der Wasserversorgung
in Österreich. Zusätzlich
können Vergleiche mit an-
deren Ländern angestellt
werden. 
www. wasserwerk.at gibt
aber auch Antworten auf
häufig gestellte Fragen – 
etwa zum Thema „Wasser-
qualität”. Ein Mausklick auf
„Lexikon“ und schon gibt es
ausführliche und übersicht-
liche Informationen zum
Umfeld der Trinkwasserver-
sorgung. Ebenso abrufbar:
die Ergebnisse des von der
ÖVGW in Auftrag gegebe-
nen „AQA Wasserreports“.

www.wasserwerk.at ist
heute als umfassende und
viel besuchte Informations-
plattform im Trinkwasser-
bereich etabliert. Als näch-
sten Schritt plant die
ÖVGW daher eine Erweite-
rung des Themenangebots
in Richtung Wasserkreis-
lauf, verfügbare Wasserres-
sourcen und zur Geschichte
der Wasserversorgung. 

Information
ÖVGW – Österreichische
Vereinigung für das 
Gas- und Wasserfach,
1015 Wien, 
Schubertring 14
Tel: 01/513 15 88 - 0
Fax. 01/513 15 88 - 25
Web: www.ovgw.at
www.wasserwerk.at

Durch www.wasserwerk.at erhalten heimische Wasserversorger
die Möglichkeit, technische, wirtschaftliche und historische Fak-
ten ihrer Dienste ausgiebig und bildreich zu präsentieren.

Umfassende Einblicke in die Welt des Trinkwassers

Modena  Maribor  Vorarlberg  Graz  Wien  München  Berlin                                 Pecs

ÖKOPROFIT® 

CPC Austria GmbH
Kärntnerstraße 311

A-8054 Graz

Tel.: +43 (0) 699 13071971
Fax: +43 (0) 699 43071971

e-mail: office@cpc.at
website: www.cpc.at

Das kommunale Umweltmanagementsystem

www.oekoprofit.com
www.ecoprofit.com

„Zukunft mit verAntworten“

Die Partnerschaft für eine nachhaltige  
kommunale Entwicklung. 
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von 40.000 Euro geäußert.

Vergabeverfahren 
durch BBG

Ein Weg zur Senkung der Be-
schaffungskosten ist die Bundes-
beschaffungsgmbH (BBG).

Gemäß § 3 Abs 3 des BBG-Ge-
setzes ist die BBG berechtigt,
auch im Namen und auf Rech-
nung von Ländern, Gemeinden
und Gemeindeverbänden Verga-
beverfahren zur Deckung deren
Bedarfs an Waren und Dienstlei-
stungen durchzuführen. Auch
wenn durch die große Nachfra-
gemenge über die BBG gute
Preise zu erzielen sind und die
Abwicklung der Bestellungen re-
lativ einfach ist, sprechen doch
aus Sicht der Gemeinden zwei
wesentliche Gründe gegen die
Heranziehung der BBG:

3 Die Bedarfsermittlung der
BBG richtet sich nach den
großen Auftraggebern des
Bundes. Die spezifischen An-
forderungen der Gemeinden
insbesondere auch im Hin-
blick auf Wartungs- und Un-
terstützungsleistungen bei An-
schaffungen fallen dabei unter
den Tisch.
3 Auch wenn die BBG sich er-

kennbar bemüht, auch kleine-
re und mittlere Unternehmen
zur Bedarfsdeckung heranzu-
ziehen, kann der verständli-
che Wunsch der Gemeinden
nach regionaler Wertschöp-
fung für ihre Investitionen un-
erfüllt bleiben.

Sparpotenzial Kooperation 

Wie aber können die Gemein-
den durch Nachfragebündelung
Beschaffungskosten senken und
günstigere Preise erzielen, ohne
komplexe Strukturen aufzubau-
en? Eine mögliche Antwort sind
Einkaufsgemeinschaften: Zwei
oder mehrere Gemeinden bün-
deln ihre Nachfrage; eine Ge-
meinde beschafft z.B. das Büro-
material für zwei weitere Ge-
meinden mit; eine von diesen
beschafft dafür die EDV für alle
anderen und so weiter. 
Die Vorteile liegen auf der
Hand: es sind keine zusätzlichen
Strukturen erforderlich, eine
höhere Nachfragemenge senkt
die Preise, die Zahl der Vergabe-
verfahren und damit auch deren
Kosten sinken. Durch die Klein-
räumigkeit können aber die spe-
zifischen Anforderungen der Ge-
meinden ebenso erfüllt werden
wie die Bedarfsdeckung im loka-
len Umfeld erleichtert wird.

Mag. Martin
Platzer,
Platzer & 
Partner GmbH
Capistrangasse
5/1/54
1060 Wien
Tel.: 
01/585 10 41-0
Fax: 01/585 10 41-20
E: office@platzerpartner.at
www.platzerpartner.at

Information

Auch bei diesen Beschaffungen
sind die Gemeinden an das Bun-
desvergabegesetz (BVergG) ge-
bunden. Seit dem BVergG 2002
sind die Schwellenwerte für die
Anwendung von Ausschrei-
bungsverfahren von Lieferungen
und Dienstleistungen erheblich
abgesenkt worden. Damit sind
sie auch für diese im Schnitt
eher kleineren Anschaffungen
anzuwenden. Die Verfahren
nach dem BVergG sind aber –
vor allem bei kleinen Beschaf-
fungen – überaus aufwendig
und komplex. Das bedingt zu-
sätzliche Kosten für die Gemein-
den. Besserung – etwa durch
Anhebung der Grenzen für die
Direktvergabe – ist nicht in
Sicht. Im Gegenteil: Die Kom-
mission hat bereits Kritik an der
Höhe der Direktvergabegrenze

Sparen durch Bündelung 
der Kräfte

Einkaufsgemeinschaften senken Beschaffungskosten

Neben den umfangreichen Bauinvestitionen der Gemeinden bindet

auch die laufende Beschaffung von Waren und Leistungen erhebliche

Mittel. Von Büromaterial über Autos bis zu Druckereileistungen reicht

die Palette der angeschafften Waren und Dienstleistungen.

Einkaufsgemeinschaften mehrerer
Ge meinden helfen Kosten zu sparen.

Eine mögliche Antwort sind Einkaufs-

gemeinschaften: Zwei oder mehrere

Gemeinden bündeln ihre Nachfrage.
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systemen“ gaben einen Einblick
über die Vorteile der grabenlo-
sen Technologien und deren Be-
deutung für Klima und Umwelt-
schutz.  

Rekordzahl bei 
Fachausstellung

Gleichzeitig präsentierten Ver-
treter führender Spezialtiefbau-
unternehmen sowie der Zulie-
ferindustrie ihre Produkt- bzw.
Leistungspalette.
Über 20 namhafte Aussteller, al-
lesamt Mitglieder der ÖGL, stell-
ten auf 300 m² die neuesten
Entwicklungen und Innovatio-
nen im grabungslosen Bau vor
und ließen wahres Messeflair
aufkommen. 

Ein Blick in die Zukunft…  

Bei der Abendveranstaltung
ließen es sich Dipl-HTL-Ing
Robert Selinger, MBA, Präsident
der ÖGL, und Dr. Ute Boccioli,
Geschäftsführerin der ÖGL, nicht
nehmen, sich ihre Zukunft von
Handleserin „Schelina“ vor ei-
nem begeisterten Publikum deu-
ten zu lassen. Dieses besuchte
dann auch im Laufe des Abends
„Schelina“ in ihrem Zelt, um sich
die Zukunft vorhersagen zu las-
sen und um ihre eigene mysti-

sche Seite kennen zu lernen. 
Ute Boccioli dazu: „Zum Glück
bedarf es keiner Handleserin,
um den Aufwärtstrend unserer
Branche vorauszusagen. Immer
mehr verantwortungsvolle Auf-
traggeberInnen setzen auf „gra-
benlos“ und wissen die Vorteile
dieser Technologien, die Um-
welt und Budget entlasten, zu
schätzen“. 

Symposium Grabenlos
2008 am Wörthersee

Die ÖGL freut sich schon jetzt
auf ein Wiedersehen im näch-
sten Jahr, wo das Symposium
Grabenlos am 14. / 15. Oktober
2008 im Parkhotel Pörtschach
stattfinden wird. 
Mehr Informationen unter
www.grabenlos.at.

Information
Dr. Ute Boccioli
Geschäftsführerin
ÖGL – Österreichische 
Vereinigung für grabenloses
Bauen und Instandhalten
von Leitungen
Tel: +43/1/513 15 88-0
Mail: office@oegl.at

Eröffnet wurde das Symposium
Grabenlos der ÖGL (Österreichi-
sche Vereinigung für grabenlo-
ses Bauen und Instandhalten
von Leitungen), welches im
Kongress & TheaterHaus Bad
Ischl ausgetragen wurde, von
Stadtrat Hannes Heide. Bad
Ischl gilt in diesem Bereich als
Vorreiter, da dort bereits 1988
grabenlose Technologien zum
Einsatz gekommen sind. 

Umwelt & Nachhaltigkeit

Neben Erfolgsgeschichten und
Praxisberichten lagen die the-
matischen Schwerpunkte des
diesjährigen Symposium Gra-
benlos auf dem Bereich Umwelt
und Nachhaltigkeit. 

Zukunftsweisende Vorträge wie
„Thermische Energie aus Abwas-
ser“, „Einfluss von Staukosten
auf die Erneuerungsplanung
städtischer Infrastruktur“ oder
„Umweltrelevanz und Nachhal-
tigkeit beim Bau von Abwasser-

Das Symposium Grabenlos 2007 als „kaiserlicher“ Treffpunkt

„Es war sehr schön, 
es hat mich sehr gefreut!“
Am 13. und 14. November

2007 versammelten sich

rund 200 Expertinnen und

Experten der heimischen

Spezialtiefbaubranche, um

sich über Trends und Inno-

vationen der grabenlosen

Techniken zu informieren. Dipl-HTL Ing. Robert Selinger, MBA bei der Eröffnung des Symposium Grabenlos 2007.

Neben Erfolgsgeschichten und Praxisberich-
ten lagen die thematischen Schwerpunkte
des diesjährigen Symposium Grabenlos auf
dem Bereich Umwelt und Nachhaltigkeit.
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ST. PÖLTEN
Unabhängigkeit von Gas-
und Ölpreis, CO2-Redukti-
on, verstärkte Nutzung re-
gionaler Ressourcen, Inno-

vation und Versorgungssi-
cherheit – auf diesen Säu-
len beschreiten die Stadt-
werke St. Pölten neue Wege
in die Fernwärme-Zukunft.

Dazu wurde Ende Novem-
ber die notariell beglaubig-
te Errichtungserklärung zur
Gründung der „Fernwärme
St. Pölten GmbH“ im Rat-
haus der NÖ Landeshaupt-
stadt unterfertigt. 
Operativer Geschäftsbeginn
in der neugegründeten Ge-
sellschaft, zu diesem Zeit-
punkt noch 100 Prozent im
Eigentum der Stadt St. Pöl-
ten,  ist der 1. Jänner 2008.
Als Geschäftsführer wurden
MSc. Ing. Erwin Ruthner
und Prokuristin Gertraud
Denk bestellt. Nächster
Schritt:  Die EVN als strate-
gischer Partner erwerben
von der Stadt  St. Pölten 49
Prozent der Anteile der
„Fernwärme St. Pölten
GmbH“.
www.st-poelten.gv.at

Thermen TV

WIEN
„Seien es die Ausstattung
der Suiten im Balance Re-
sort Stegersbach oder das
Beauty Angebot der Therme
Geinberg: die Kurzfilme
von ein bis zwei Minuten
auf www.ThermenTV.at ver-
mitteln wesentlich attrakti-
vere Informationen und Im-
pressionen als es ausführli-
che Texte oder Bildergaleri-
en auf den klassischen Web-
sites und Werbeprospekten
je könnten", erklärt Franz
Roitner, Geschäftsführer der
Roitner.net GmbH die Vor-
teile des neuen Internetpor-
tals. Seit Ende November
können alle Besucher unter
www.ThermenTV.at sich in
kurzen Filmen einen Ein-
druck von 40 Thermenho-
tels verschaffen.

Rein nach Österreich oder
Südtirol – Hauptsache raus

Über die Grenzen: Italienische Gemeinden wollen weg

„Commune di Italia, quo vadis?“ 

Zwei-Minuten-
Clips zeigen alles

WIEN/BOZEN/ROM
Die an Österreich grenzen-
de Ortschaft San Pietro di
Cadore in der norditalieni-
schen Provinz Belluno (Re-
gion Veneto) ist bereit, die
Angliederung an Österreich
zu beantragen. Dies betonte
Silvano Pontil Scala, Bür-
germeister der 1800-See-
len-Gemeinde, die an der
Grenze zu Tirol liegt. In der
Gemeinde soll ein Komitee
gegründet werden, das Un-
terschriften sammeln will,
um die Angliederung zu
Österreich in die Wege zu
leiten, berichtete Pontil
Scala. „Die Leute haben es
satt, wir wollen nicht nur
vom Veneto, sondern von
ganz Italien weg“, sagte der
Bürgermeister. 
„Die Leute haben mehr In-
teresse, sich Österreich an-

Start am 1. Jänner 2008 steht fest
Stadtwerke: St. Pölten auf dem Weg in die Energie-Unabhängigkeit

Vertragsunterzeichnung: Notar Mag. Dirnberger, Magistratsdirek-
tor Mag. Dewina, Bgm. Mag. Matthias Stadler, Prok. Gertraud
Denk und GF MSc Ing.Erwin Ruthner

zuschließen, als unter der
Verwaltung des Veneto zu
bleiben“, sagte Scala. 
Schon vor einiger Zeit ha-
ben mehrere Gemeinden in
der benachteiligten Berg-
provinz Belluno einen An-
trag für ein Referendum
eingereicht, um sich der 
autonomen Provinz Süd -
tirol oder der Region mit
Sonderstatut Friaul Julisch
Venetien anschließen zu
können. 
Hauptgrund bei allen Ge-
meinden – und deren Bür-
gern – sind die hohen
Transferzahlungen an die
ärmeren Regionen Süditali-
ens. Und die Autonomiere-
gelung sieht zum Beispiel
vor, dass die Südtiroler 90
Prozent ihres Steuerauf-
kommens von Rom wieder
zurückerhalten.

„Da wir weder an Südtirol,
noch an Friaul grenzen,
bleibt uns nichts anderes
übrig, als die Angliederung
an das nahe liegende Öster-
reich zu beantragen“, sagte
der Bürgermeister von San
Pietro di Cadore. 

Schon die Absicht dreier la-
dinischer Gemeinden der
Provinz Belluno für eine
Rückkehr in die Region
Trentino-Südtirol hatte hef-
tige Reaktionen in der Hei-
matregion Veneto aus-
gelöst. 

Fo
to

: V
or

la
u

fe
r



59Kommunal

Trinkwassermessung: Laborbus unterwegs in Oberösterreich

Alpenstadt des Jahres

SONDRINO
Am 30. November ist im ita-
lienischen Sondrio für das
zehnte Alpenstadt-Jahr der
Vorhang gefallen. Diese
Auszeichnung hat seit der
ersten Verleihung 1997 an
Villach parallel zum wach-
senden Umweltbewusst sein
der Öffentlichkeit deutlich
an Marktwert zugelegt.
„Für den Titel kann sich je-
de Stadt aus dem Alpen-
raum von Frankreich bis
Slowenien bewerben, deren
Behörden und Bevölkerung
sich aktiv für die Umset-
zung der Alpenkonvention,
also für Schutz und zu-
kunftsfähigen Fortschritt,
engagieren. Infos über die
Alpenstädte, den Titel und
den Verein unter 
www.alpenstaedte.org

Gewinn für einen
Lebensraum

Hausbrunnen teils sanierungsbedürftig
LINZ 
Knapp ein Viertel der
oberösterreichischen Bevöl-
kerung bezieht ihr Trink-
wasser über Hausbrunnen
oder Quellen. Ein Großteil
der Brunnen und Quellen
ist jedoch sanierungsbe-
dürftig oder weist zumin-
dest technische Mängel auf.  

Laut Umwelt-LR Rudi An-
schober müssen drei Viertel
von knapp 17.000 geteste-
ten oö. Brunnen saniert
werden. Die Abteilung Was-
serwirtschaft OÖ bietet im
Rahmen der Initiative „OÖ
Wasserlaborbus – für unser
Trinkwasser unterwegs“ ei-
ne Trinkwasseruntersu-

chung mit Beratung an. Der
Laborbus kommt vor Ort,
um wichtige Inhaltsstoffe
des Wassers mit modern-
sten Geräten zu messen.
Die Kosten für den einzel-
nen Haushalt belaufen sich
auf zirka 40 Euro. 
Mehr Infos unter E-Mail: 
ooewasser@ooe.gv.at

Vision Rheintal

Eine Chance, die
zu nutzen ist
BREGENZ
Kürzlich unterzeichneten
LH Sausgruber und die Bür-
germeister der Rheintalge-
meinden einen Kontrakt zur
Fortführung der Arbeit an
„Vision Rheintal“ für weite-
re drei Jahre.
www.vision-rheintal.at

Keine Giga-Liner für Österreich

„Monster-Lkw sind ein Sicherheitsrisiko für Brücken, Autofahrer
und Anrainer, und die Alpen sind schließlich keine US-Highways“,
betont der Verkehrslub Österreich.

SALZBURG/BRÜSSEL
Das Europäische Parlament
sagt Nein zu einer allgemei-
nen EU-Zulassung von so
genannten „Gigalinern“,
25,25 Metern langen LKW-
Zügen mit sieben bis neun
Achsen und 60 Tonnen Ge-
samtgewicht. „Schon im
Verkehrsausschuss des EU-
Parlaments setzte sich eine
Mehrheit durch, die eine
europaweite Zulassung ab-
lehnt. Nun wird es nur
möglich sein, dass einzelne
Mitgliedsstaaten für gewis-
se Strecken eine Gigaliner-
Zulassung beantragen – die
notwendige Infrastruktur
und die erforderliche Si-
cherheit vorausgesetzt,“ be-
richtet der Zweite Salzbur-
ger Landtagspräsident
Michael Neureiter über die
jüngste Entwicklung und

ergänzt seine skeptische
Haltung: „Die Infrastruktur
ist insbesondere bei den Au-
tobahnbrücken nicht aus-
reichend leistungsfähig, die
Radien bei Auf- und Abfahr-
ten sind zu eng … unsere
Straßen wären schlicht
überfordert“. Auch der Ver-

kehrsclub Österreich (VCÖ)
warnt vor 60-Tonnen-Lkw
auf heimischen Autobah-
nen. Allerdings will Schwe-
den laut einem Bericht in
der „Presse“ vom 1. Dezem-
ber das Thema in seiner
Präsidentschaft 2009 
wieder aufgreifen.

LKW-Verkehr: Europas Riesen-LKWs nicht für Alpen geeignet



EKZ am Rand von Ballungszen-
tren weitgehend einzuschrän-
ken. Parallel dazu wurden mit
Privilegierungen der „Kernge-
biete“ Anreize ausgearbeitet, um
neue Handelsflächen in zentra-
len Lagen zu schaffen. 

Österreichische 
Rechtslage im Überblick

Die raumordnungsrechtlichen
Regelungen in den einzelnen
Bundesländern verfolgen unter

anderem mit der Erhaltung der
Nahversorgung der Bevölkerung
oder der Stärkung der Orts- bzw
Stadtkerne dieselben oder zu-
mindest ähnliche Grundsätze
beziehungsweise Ziele.
Insbesondere die Errichtung von
Einkaufszentren betreffend die
Warengruppe Lebensmittel, Dro-
gerie- und Kosmetikwaren, Tex-
til- und Lederwaren, Bekleidung,
Schuhe etc. (Warengruppe 1)
sollte nach nahezu allen
Raumordnungsgesetzen grund -
sätzlich1 nur noch in „Kerngebie-
ten“ in kommunalen Zentren
möglich sein2, während etwa die
Warengruppe Bau- und Garten-
waren, Elektrowaren, Sportgerä-
te, Möbel etc.3 (Warengruppe 2)
an der Orts- oder Stadtperiphe-
rie positioniert werden sollen.

In der Praxis benötigen EKZ für
die Warengruppe 1 im öster-
reichweiten Vergleich zumeist
entsprechende Rahmenpro-
gramme und „Kernzonen-/
Stand ortfestlegungen“ auf Ver-
ordnungsebene im Bereich der
überörtlichen Raumordnung so-
wie örtliche Raumordnungskon-
zepte und spezielle Ausweisun-
gen in den Flächenwidmungs-
plänen im Rahmen der örtlichen
Raumordnung.
Festzuhalten ist jedoch, dass die
vorgenannte Raumordnungs -
systematik nicht unerhebliche
Schwächen aufweist. Neben der
unscharfen und inkonsistenten
Terminologie, Kategorisierung
und Zusammenrechnungssyste-
matik, welche zudem noch bun-
desländerweise verschieden ist,
werden Spezialthemen, wie 
etwa die immer beliebteren 
Factory-Outlet-Center, nicht (ge-
sondert) behandelt. Zudem be-
lassen die raumordnungsrechtli-
chen Regelungen wesentliche
Spielräume hinsichtlich Größe,
Umfang und Zahl von Kern -
zonen innerhalb eines Ortes, 
einer Stadt. 
Seitens der Behörden und politi-
schen Entscheidungsträger be-
stehen somit aus rechtlicher
Sicht erhebliche Möglichkeiten
zur „gewollten“ raumordneri-
schen und wirtschaftlichen 
Gestaltung, was die Kommunen
gemeinsam mit den Projektbe-
treibern insbesondere politisch
für eine „bewusste“ Steuerung
der EKZ-Entwicklung nutzen
können. Für den die Projektbe-
treiber als Rechtsunterworfene
selbst bleibt – wie vielfach im
Bereich der Raumordnung –
weder entsprechende Rechts -
sicherheit noch ein zeitnaher, 
effektiver Rechtsschutz.

Anspruch und Wirklichkeit

Fraglich ist jedoch, ob die ge-
nannten Maßnahmen zur 
Konzentrierung von EKZ in Orts-
kernen für die Warengruppe 1
Lebensmittel, Drogerie- und
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Gerade in den 1990er Jahren bis
zum Beginn dieses Jahrzehnts
hat es einen massiven Trend zur
Entwicklung von Einkaufs- und
Fachmarktzentren (EKZ) am
Rand von Ballungszentren unter
gleichzeitiger Ausdünnung des
innerörtlichen Handelsangebo-
tes gegeben. So hat sich die Zahl
der Handelsbetriebe in den letz-
ten 15 Jahren halbiert, wogegen
sich die Verkaufsflächen in der
Peripherie im gleichen Zeitraum
mehr als verdoppelt haben. Vie-
le Ortskerne haben damit zu-
nehmend an Bedeutung verlo-
ren. 
Diese Entwicklung hat die (Lan-
des-)Gesetzgeber auf den Plan
gerufen. Mit raumordnungs-
rechtlichen Lenkungsmitteln
wird versucht, dem Trend der
Verlagerung des Handels in
Richtung Peripherie konsequent
entgegenzusteuern und die
Zulässigkeit der Errichtung von

Mag. Thomas Stan-

ger (Jurist) ist bei

einem österreichi-

schen Handelskon-

zern im Bereich Ex-

pansion und Immo-

bilien-Projektent-

wicklung tätig

MMag. Dr. Eduard

Wallnöfer ist Exper-

te für  Raumord-

nungs- und Grund-

verkehrsfragen und

RAA bei der Inns-

brucker Kanzlei

AWR Altenweisl

Watschninger

Rechtsanwälte

MMag. Dr. Eduard Wallnöfer &
Mag. Thomas Stanger

Impuls: Ortszentrenbelebung durch „Kernzonenregelungen“

Ein wirksames Lenkungsmittel?
Österreichweit sehen die gültigen Raumordnungen Sonderbestimmun-

gen für Einkaufszentren vor. Damit sollen insbesondere die Orts- und

Stadtzentren vor der Absiedlung von Wirtschaftsbetrieben geschützt

und revitalisiert werden. Die konkreten Auswirkungen dieser Vorgangs-

weise bedürfen jedoch durchaus kritischer Betrachtung.

Die raumordnungsrechtlichen Regelungen in 
den einzelnen Bundesländern verfolgen unter 
anderem mit der Erhaltung der Nahversorgung
der Bevölkerung oder der Stärkung der 
Orts- bzw Stadtkerne zumindest ähnliche
Grundsätze beziehungsweise Ziele.
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Kosmetikwaren, Textil- und 
Lederwaren, Bekleidung, 
Schuhe etc. tatsächlich zu dem
vom Gesetzgeber gewünschten
Erfolg führen. 
Der allgemeine Trend weg vom
Ortszentrum hin an den Rand
hat vielfältige Ursachen. So be-
gründet sich dieses Phänomen
zu einem wesentlichen Teil auch
im generellen Bedeutungsver-
lust traditioneller öffentlicher
Räume. Vor Jahrzehnten noch
waren die Ortszentren Plätze,
an denen sich das öffentliche 
Leben, das heißt das gesell-
schaftliche, politische, ökonomi-
sche, kulturelle und religiöse 
Leben, abspielte, an dem die
Menschen sich selbst als Indivi-
duen und zugleich ihr Gemein-
wesen in der Öffentlichkeit dar-
stellten5. Die zunehmende Mobi-

lität unserer Gesellschaft und
neue Informations- und Kom-
munikationstechnologien haben
jedoch dazu geführt, dass das
Zentrum als Marktplatz des 
Informationsaustausches immer
mehr in den Hintergrund rückt. 

Daneben trägt auch die – oft
aufgrund mangelnder Flächen -
ressourcen im Ortszentrum 
erforderliche – Ansiedlung von
Ämtern, Behörden, Schulen und

dergleichen am Ortsrand dazu
bei, dass mit der Absiedlung
wichtiger Funktionen aus der
Ortsmitte das Leben im Zentrum
– und damit auch die für einen
funktionierenden Handel le-
benswichtige Besucherfrequenz
– erlahmt.
Mit der fortschreitenden Ver-
schärfung der Kernzonenrege-
lungen in den Raumordnungsge-
setzen der Länder und der Ver-
bannung neuer EKZ für Waren
der Warenruppe 1 aus der Peri-
pherie kann beobachtet werden,
dass EKZ-Entwickler ihre Projek-
te mangels anderer Möglichkei-
ten nunmehr zunehmend mitten
in die Ortszentren verlagern.
Die Folgen dieser Entwicklung

sind nicht zu
unterschätzen.
Während
flächenmäßig
begrenzte
Klein- und Mit-
telbetriebe im
Ortskern bis-
lang im Wettbe-
werb zu den
ausgedehnten

EKZ-Flächen von Filialketten auf
der „grünen Wiese“ gestanden
sind, wird die hinsichtlich Ange-
botsvielfalt überlegene Konkur-
renz nunmehr – gleichsam

Mit der fortschreitenden Verschärfung der Kernzonen -
regelungen in den Raumordnungsgesetzen der Länder und 
der Verbannung neuer EKZ für Waren der Warengruppe 1 aus
der Peripherie kann beobachtet werden, dass EKZ-Entwickler
ihre Projekte mangels anderer Möglichkeiten nunmehr 
zunehmend mitten in die Ortszentren verlagern. 

Vor Jahrzehnten noch waren die Ortszentren Plätze, an denen sich das öf-
fentliche Leben abspielte (oben). Die zunehmende Mobilität unserer Gesell-
schaft und neue Informations- und Kommunikationstechnologien haben je-
doch dazu geführt, dass das Zentrum als Marktplatz des Informationsaus-
tausches immer mehr in den Hintergrund rückt (unten).
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zwangsweise – mitten in die un-
mittelbare Nachbarschaft der
Klein- und Mittelbetriebe trans-
feriert7, sodass manche Ortsker-
ne und deren alteingesessene
Handelsstrukturen förmlich mit
EKZ-Verkaufsflächen überflutet
werden.
Dieser Trend ist nicht nur in
größeren Ballungszentren mit
entsprechendem Potenzial – wie
jüngst in Leoben – zu beobach-
ten; vielmehr verfügen auch im-
mer mehr Gemeinden unter
7000 Einwohnern bereits über
ein „City Center“ im Ortskern.
Dies hat nicht selten zur Folge,
dass ein innerörtliches EKZ – so-
weit es über einen entsprechen-
den Branchenmix verfügt – oft-

mals fast die gesamte Kaufkraft
einer Gemeinde und deren Um-
feldes an sich bindet. Sonstige
Handelsbetriebe außerhalb die-
ses EKZ drohen damit sukzessi-
ve vom Markt verdrängt zu wer-
den. Dies trifft jedoch nicht nur
Klein- und Mittelbetriebe, son-
dern auch kleinflächige Filial-
ketten im Ortszentrum, die sich
aufgrund ihres bewusst auf den
täglichen Bedarf abgestimmten
Sortiments in der Vergangenheit
mit Erfolg gegen großflächige
Mitbewerber in EKZ an der 
Peripherie behaupten konnten.
Gerade diese geraten in jüngerer
Zeit durch den Trend zu EKZ im
Ortskern vermehrt unter Druck. 
Die jüngsten Entwicklungen 
zeigen nunmehr, dass das Verbot
der Errichtung von EKZ auf der
grünen Wiese alleine nicht zu
den vom Gesetzgeber 
gewünsch ten Zielen der Aufwer-
tung der Ortskerne führt. Ganz
im Gegenteil leitet die Verlage-
rung von EKZ in den Ortskern
oftmals den endgültigen Weg-
bruch des klein strukturierten
Einzelhandels sowie eine nach-
haltige Verödung der Erdge-
schoßzonen ein und bewirkt da-
mit letztendlich einen Nieder-

gang des öffentlichen Raums,
während sich innerörtliche EKZ-
Malls zu neuen Marktplätzen
entwickeln.

Denkanstöße

Diese Entwicklung zusammen
mit dem kurz umrissenen
„dehnbaren“ Rechtsbestand im
Bereich der Raumordnung führt
nunmehr primär dazu, dass der
Gesetzgeber aktuell gefordert
ist, sich auf die neuen Gegeben-
heiten einzustellen und bei 
erkennbaren Abweichungen von
den erwünschten Zielen ent-
sprechend darauf zu reagieren.
Zudem müssen sich die Kommu-
nen ihrerseits Gedanken darü-
ber machen, welche Entwicklun-
gen sie in ihren Ortskernen für
sinnvoll halten, wobei ihnen im
Bereich der örtlichen Raumord-
nung wesentliche Gestaltungs-
mittel zustehen, um uner-
wünschte Wirkungen zu verhin-
dern. Auf der Ebene der überört-
lichen (und politischen) Raum-
planung bleibt es zudem weiter-
hin rechtlich möglich, erwünsch-
te Standorte auch für EKZ der
Warengruppe 1 in nicht direkt
ortszentrennahen Bereichen der
Kommunen festzulegen.
Aus Sicht der Projektwerber und
Investoren ist jedoch festzuhal-
ten, dass die Unschärfe der
raumordnungsrechtlichen 
Regelungen ebenso wie der 
ineffektive Rechtsschutz jeden-
falls als unbefriedigend bezeich-
net werden müssen.

Etwa neun bis zehn Millio-
nen Menschen tummeln
sich im Winter auf Öster-

reichs Skipisten – davon sind
rund ein Drittel Österreicher, die
dem Wintersport auf heimischen
Pisten nachgehen. Bei den ande-
ren handelt es sich um Touri-
sten, die ihren Winterurlaub in
der Alpenrepublik verbringen.
Österreich ist damit nach wie
vor eines der beliebtesten Ur-
laubsziele für Wintersportbegei-
sterte in Europa.
Doch auch in der diesjährigen
Saison wird der Winterspaß laut
KfV-Prognose für mehr als
60.000 Ski- und Snowboarder
im Krankenhaus enden. Etwa 25
Prozent davon werden Snowbo-
arder sein.

Die meisten Unfälle sind
Alleinunfälle

Nur neun Prozent der Unfälle
von Skifahrern oder Snowboar-
dern im Jahr 2006 waren auf
Zusammenstöße zwischen Pi-
stenbenutzern zurückzuführen.
Beim Großteil der Unfälle (84
Prozent) handelte es sich um
Stürze ohne die Beteiligung an-
derer Wintersportler. Ursache
dafür sind meistens Wahrneh-
mungsfehler, Fahrfehler und
Selbstüberschätzung. Bei vier
von zehn Verletzungen handelt
es sich um Knochenbrüche. Elf
Prozent der Wintersportler zo-
gen sich Kopfverletzungen zu. 

1) Vgl etwa bspw §§ 8 und 49 TROG 2006.

2) Das Bgld ROG (§ 14d Abs 3), das K-GPlG 1995

(§ 9a) oder das Sbg ROG (§§ 11a, 17 Abs 13)

sehen relativ flexible Lösungen vor, welche

weniger strenge Bindungen an „Kernzonen“

im Zentrum von Kommunen beinhalten.

3) Vgl etwa § 17 NÖ ROG; §§ 23, 23a Stmk

ROG; § 8 TROG 2006; § 15 Vbg RPG. 

4) Waren, die regelmäßig nur unter Verwen-

dung eines Kfz abtransportiert werden kön-

nen. 

5) Deutscher Städtetag, Zukunft der städti-

schen Zentren, Entwurf zum Positionspa-

pier, N4816, Köln, 1998.

6) Buchmann C.,Die Wirtschaft im Spannungs-

feld von Zentren und Peripherie: Ansätze zur

Rückholung der Kundenkaufkraft in der City

am Beispiel der Landeshauptstadt Graz, Dis-

sertation Graz 2000.

7) Was nicht zuletzt auch erhebliche Auswir-

kungen auf die Verkehrsbelastung der Zen-

tren der Kommunen hat.

Die jüngsten Entwicklungen 
zeigen, dass das Verbot der Errich-
tung von EKZ auf der grünen Wiese
alleine nicht zu den vom Gesetz -
geber gewünsch ten Zielen der 
Aufwertung der Ortskerne führt.
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Um derart ernsthafte Verletzun-
gen zu vermeiden, lautet die De-
vise auf der Piste ebenso wie im
Straßenverkehr: Wer defensiv
fährt, fährt auf der sicheren Sei-
te. Denn auch auf der Piste kann
man von unvorhergesehenen Si-
tuationen überrascht werden.
Doch wer defensiv und nicht zu
übermütig fährt, den können
auch Eisplatten oder Bodenwel-
len nicht zu Fall bringen. Klar ist
auch, dass verantwortungsbe-
wusstes Fahren anderen gegenü-
ber immer an erster Stelle steht.
Daher sollte man auch mit dem
Alkohol auf jeden Fall bis zum
Aprés-Ski unten im Dorf warten
- und dann selbstverständlich
auch nicht mit dem Auto fahren. 
Die richtige Einstellung dem ei-
genen Können gegenüber kann
das Unfallrisiko ebenfalls ver-
mindern. Auch wenn einen der
Eifer nach einem langen Som-
mer packt, heißt es: Regelmäßi-

ge Pausen einlegen und der
Überforderung und Übermü-
dung erst gar keine Chance ge-
ben.

Skihelme schützen

Ein Skihelm ist generell für alle
Ski- und Snowboarder sinnvoll,
aber vor allem die kleinen Pi-
stenbenutzer
sollten auf je-
den Fall einen
Schutzhelm tra-
gen. Aufgrund
der kindlichen
Körperpropor-
tionen und der schwächeren
Muskulatur ist die Gefahr einer
Kopfverletzung bei Kindern viel
größer als bei Erwachsenen. Das
KfV weiß, dass 85 Prozent der
schweren Kopfverletzungen
durch das Tragen eines Schutz-
helms verhindert oder zumin-
dest gemildert werden können –

auch bei Erwachsenen. Skihel-
me kosten in der Regel zwischen
40 und 120 Euro und werden
von den verschiedensten Firmen
angeboten. Die Bandbreite des
Angebots macht es manchmal
schwierig, den richtigen Helm
zu finden. Beim Kauf sollte auf
jeden Fall darauf geachtet wer-
den, dass der Helm der ÖNORM
EN 1077 entspricht und dass ei-
ne Benutzerinformation vorhan-
den ist.
Die Skier bzw. das Snowboard
sollte auf jeden Fall auf ihren
Zustand hin untersucht werden,
bevor es das erste Mal in dieser

Wintersaison auf die Piste geht.
Kanten schleifen und wachsen
erhöht den Winterspaß auf ein
oder zwei Brettern enorm. Auch
die Bindungen sollten von Fach-
leuten mit einem geeichten
Prüfgerät geprüft und eingestellt
werden, bevor die erste Saison-
abfahrt bevorsteht. 

Dr. Othmar Thann

ist Direktor des 

Kuratoriums für 

Verkehrssicherheit

Das KfV rechnet für die Wintersaison 2007/2008 mit mehr als 60.000

verletzten Skifahrern und Snowboardern. Wer die richtige Ausrüstung

wählt und defensiv fährt, ist auf der sicheren Seite.

Defensiv statt in die Intensiv

Wer defensiv und nicht zu übermütig fährt,
den können auch Eisplatten oder Bodenwellen
nicht zu Fall bringen.

Kuratorium für Verkehrssicherheit: Winterfest auf Österreichs Skipisten
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Burgenland

Kärnten

KLAGENFURT
LH Jörg Haider und Ver-
kehrsreferent LHStv. Ger-
hard Dörfler tauften den er-
sten Kärntner Elektronah-
verkehrszug der ÖBB, den
„Talent“ symbolisch mit
Sekt und schickten ihn auf
seine erste Fahrt nach Frie-
sach. Kernstück der Qua-
litätsoffensive für Berufs-
pendler und Schüler sind
24 neue Zugsgarnituren, je
zwölf für Diesel und elek-
trisch betriebene Strecken.
Mit den neuen Zugtypen in
Niederflurbauweise sei ist
auch eine sichere und be-
queme Fahrt garan-
tiert. 
Mehr auf
www.ktn.gv.at

EISENSTADT
Da in der Landtagssitzung
Ende November ein ent-
sprechender Initiativantrag
des Präsidenten des Sozial-
demokratischen Gemeinde-
vertreterverbandes Burgen-
land, Ernst Schmid (links),
und des Präsidenten des
Burgenländischen Gemein-
debundes, Leo Radakovits
(rechts), eingebracht wur-
de, werden die Bezüge der
Gemeindemandatare dem-
nächst angepasst. Schmid:
„Wir wollen nicht mehr und
nicht weniger, als eine
annähernde Gleichstellung
unserer Kommunalpolitiker
mit jenen aus dem Rest
Österreichs. Es kann nicht
sein, dass ein Bürgermeister
einer 2000-Einwohner-Ge-

meinde in Vorarlberg das
fünf- bis sechsfache als Be-
zug bekommt, wie ein Bür-
germeister mit derselben
Ortsgröße im Burgenland.“
Generell sollen die Bezüge
für KommunalpolitikerIn-
nen in kleineren Gemein-
den stärker erhöht werden,
als in Größeren, um das
Prinzip der „Einheitsge-
meinde“, das besagt, dass 

unabhän-
gig von der Ortsgröße, die
gleichen Aufgaben zu erfül-
len sind, zu stärken.
Bürgermeister sein, ist ein
24 Stunden Job, sieben Ta-
ge die Woche und 365 Tage
im Jahr. Die Bürger haben
immer Anliegen und Fra-
gen. Das muss für die Funk-
tionsträger aber auch fair
abgegolten werden, so die

beiden Präsidenten. Die
Verhandlungen zur Anpas-
sung der Bezüge laufen nun
schon seit 2005. In dieser
Zeit haben die Bundeslän-
der Salzburg, Tirol, Kärnten
und Oberösterreich weitere
Erhöhungen durchgeführt.
Auch Leo Radakovits beur-
teilt die Erhöhung der Be-
züge als ausgesprochen po-
sitiv: „Es war ein langer
Weg bis sich die finanzielle
Ausgangslage der burgen-
ländischen Gemeindever-
treter an das Bundesländer-
niveau angepasst hat. Wir
haben im Vergleich mit an-
deren Bundesländern oft
mit weniger Perso-
nal größere Aufga-
ben zu erfüllen.“

ST. VEIT an der GLAN
KLiK, das bedeutet Kreati-
ves Lernen im Kindergar-
ten, und ist ein Projekt, das
in St. Veit als Modell gestar-
tet wurde. Ziel ist es, Kin-
der, die zwischen 1. Sep-
tember und 30. Dezember
geboren sind und für die es
bisher nur die Möglichkeit
eines vorgezogenen Schul-

besuchs gab, bestmöglich
auf den Schulbesuch vorzu-
bereiten. 
Ende November wurde ein
weiterer wichtiger Baustein
dieses österreichweit ein-
zigartigen Modells präsen-
tiert: GiK – Gesundheit im
Kindergarten. „Ziel ist es,
kindlichen Entwicklungsbe-
einträchtigungen durch ei-

ne umfassende medizini-
sche Betreuung vorzubeu-
gen“, erklärten Gesund-
heitsreferent LR Wolfgang
Schantl und St. Veits Bür-
germeister Gerhard Mock,
die die Idee zu diesem Pro-
jekt gemeinsam entwickel-
ten. Aufmerksam auf das
Projekt wurden auch Vertre-
ter der Uni Wien, die jetzt
die Evaluierung überneh-
men. Wird der Bedarf nach
intensiverer ärztlicher Be-
treuung bestätigt, soll das
Projekt laut Schantl und
Mock auf Österreich ausge-
weitet werden.

Bürgermeister sein, ist ein 24
Stunden Job, sieben Tage die
Woche und 365 Tage im Jahr.

Wer gute Manager der Gemeinden will, der muss sie auch gerecht entlohnen

Bezüge der Gemeindemandatare werden angepasst

Bgm. Gerhard Mock (links)  und
LR Wolfgang Schantl präsen-
tierten das Kindergarten-Ge-
sundheitsprojekt (GiK).

Pilotprojekt GiK: Gesundheit im Kindergarten

KLiK und GiK – österreichweit einzigartig
24 neue Nahverkehrszüge 

Alle „öffentlichen“
Räder rollen
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Oberösterreich

Niederösterreich

RIED
Die Meldungen und Klagen
über zunehmende, organi-
sierte Trickbetrügereien, La-
dendiebstähle und sonstige
Gaunereien werden (auch)
in Ried immer häufiger. Die

WKO-Bezirksstelle Ried hat
diese Beschwerden daher
zum Anlass genommen und
in Kooperation mit der ört-
lichen Polizeidirektion ei-
nen so genannten SMS-In-
fowarndienst eingerichtet.
Sobald der Polizei ein Vor-
fall über den Notruf 133 ge-
meldet wird, warnt diese
die Unternehmen per (ko-
stenlosem) SMS. In kürze-
ster Zeit verfügen alle teil-
nehmenden Unternehmen
über die Informationen, um
die Situation einschätzen
und entsprechend reagieren
zu können. Je genauer die
Angaben beim Notruf ge-
macht werden, umso
schneller können
Warnungen ver-
schickt werden.

Jagd auf Diebe und Betrüger per Handy und SMS

Infowarndienst schützt Eigentum

ST. PÖLTEN
Die Auszeichnung zur NÖ
Jugend-Partnergemeinde
setzt viel Engagement in je-
nen 51 niederösterreichi-
schen Gemeinden voraus,
die es letztendlich geschafft
haben (84 haben sich um
diese Auszeichnung
bemüht). Ende November
war es soweit. Im Rahmen
einer Festveranstaltung im
Landtagssaal erhielten die
Sieger aus der Hand von LR
Johanna Mikl-Leitner Ur-

kunde und Zusatzortstafel
mit der Aufschrift „Jugend-
Partnergemeinde 2007-
2009“. Darüber hinaus wur-
den auch Viertelsieger und
ein Landessieger gekürt:
Der Landessieger ist Klost-
erneuburg, in den Vierteln
waren es: Mostviertel:
Frankenfels, Waldviertel:
Groß Siegharts, Weinvier-
tel: Groß-Engersdorf
und Industrieviertel:
Katzelsdorf. Mehr auf
www.noe.gv.at

ST. PÖLTEN
Die Landeshauptstadt St.
Pölten bekennt sich zur ge-
meinsamen Bewerbung mit
dem Land NÖ als Austra-
gungsort der Nationalen
Olympischen Sommerspiele
für geistig und mehrfach
behinderte Menschen 2010

(Special Olympics). Der
Magistrat wird nun beauf-
tragt, die Grundlagen für
die Durchführung der Ver-
anstaltung zu erarbeiten
und ein entsprechendes
Konzept dann dem Gemein-
derat zur Beschlussfassung
vorzulegen. 

LINZ
Die bei den Finanzaus-
gleichsverhandlungen zum
Bereich „Pflege“ getroffe-
nen Vereinbarungen müs-
sen vom Bund eingehalten
werden, forderte Ende No-
vember LH Josef Pühringer: 
„Im Paktum zum Finanzaus-
gleich wurde zum Punkt
„Pflege“ vereinbart: Auf Ba-
sis der noch abzuschließen-
den Artikel 15a-Vereinba-
rung kommen die Finanz-
ausgleichspartner überein,
dass die Finanzierungsbe-
teiligung der Länder 40
Prozent beträgt. Der Ge-
samtbetrag wird mit 40 Mil-
lionen Euro gedeckelt (für
Länder und Gemeinden da-
her 16 Millionen Euro).
Nach dem Motto „Klare

Rechnung, gute Freunde“
muss dieser 40 Millionen-
Deckel in den Vertrag hin-
ein“, fordert Pühringer. Und
weiter: „Der Bund kann
nicht dadurch, dass er die
Deckelung nicht in den Ver-
tragstext aufnimmt, son-
dern lediglich in erklären-
den Bemerkungen erwähnt,
vollendete Tatsachen schaf-
fen und Länder und Ge-
meinden damit still und lei-
se in nicht vertretbare fi-
nanzielle Höhen treiben.
Oberösterreich steht selbst-
verständlich zu seinen Ver-
pflichtungen, die wir im Fi-
nanzausgleich eingegangen
sind – gegen Zusatzver-
pflichtungen über die Hin-
tertür werden wir uns aber
zur Wehr setzen“. 

St. Pölten rittert um Special Olympics

Gemeinderat gibt OK für Bewerbung

ST. PÖLTEN
Zwölf Jahre nach Start des
Projekts „Gesunde Gemein-
de“ sind 128 nö. Gemeinden
in das Projekt involviert.
Unter dem Motto „Gemein-
sam Gesundheit (er)leben)

versuchen die Gemeinden
und das Gesundheitsforum
NÖ das Thema an die Bevöl-
kerung Gemeinden können
sich auf www.
gesundheitsforum.at über
das Projekt informieren.

Ein Projekt macht nach 12 Jahren immer noch Furore

128 „Gesunde Gemeinden“ in NÖ

Niederösterreich zeichnet 51 Gemeinden aus

Gemeinden sind Partner der Jugend

Föderung der 24-Stunden-Betreuung

Klare Rechnung, gute Freunde

Landessieger Klosterneuburg: GVV-Vizepräsident LAbg. Bgm. Karl
Moser, LAbg. Dipl.-Ing. Willi Eigner, Mag. Franz Brenner, Landes-
rätin Mag. Johanna Mikl-Leitner, Vizebürgermeister Kommerzialrat
Fritz Kaufmann, Landesjugendreferent Wolfgang Juterschnig.

Unternehmen werden von der
Polizei per SMS gewarnt, wenn
Diebe und Betrüger unterwegs
sind.
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Salzburg

Steiermark

MURAU
Nach Anträgen von LH
Mag. Franz Voves und
LHStv. Hermann Schützen-
höfer genehmigte die Lan-
desregierung die Bildung
des Wirtschaftsverbandes
Region Murau. Daran wer-
den sich die Stadtgemeinde
Murau sowie die Gemein-
den Laßnitz, Stolzalpe und
Triebendorf beteiligen.
Schwerpunkte sind unter
anderen die koordinierte
Planung und Erschließung
von Betriebsansiedlungsge-
bieten, die Abstimmung der
Wirtschaftsförderung und
die Stärkung der re-
gionalen Entwick-
lung durch gemein-
sames Auftreten. 

SALZBURG
Demokratie entwickle sich
aus der Summe von vielen
einzelnen Leistungen vieler
Mitbürgerinnen und Mit-
bürger. Dazu zählen auch
Mitglieder von Gemeinde-
vertretungen, von Vollver-
sammlungen der gesetzli-
chen Interessenvertretun-
gen sowie der Parlamente
wie Landtage, Nationalrat
und Bundesrat. Das betonte
am 26. November, Land-
tagspräsident Johann Holz-
trattner bei der Präsentati-
on des Buches „Politische

Eliten in Salzburg“ von Dr.
Richard Voithofer.
Das Wort Elite solle nicht
Privilegien, vermeintlich
oder tatsächlich überhöhte
Ansprüche signalisieren,
sondern den Anspruch der
Politik andeuten, als Lei-
stungselite zu fungieren,
mit dem Wissen, mit all der
gesellschaftlichen und so-
zialen Einbettung und mit
der gesamten Kom-
petenz der Manda-
tarinnen und Man-
datare, sagte Holz-
trattner. 

SALZBURG
Die Frage, ob das alte Ge-
bäude des Salzburger Lan-
desgericht saniert oder an
einem anderen Standort
neu gebaut werden soll,
spaltet Poltik und Justiz.
Planungsstadtrat Johann
Padutsch ist gegen eine

Übersiedlung. Das Landes-
gericht gehöre einfach in
die Innenstadt, so Padutsch.
Die Bundesimmobilienge-
sellschaft (BIG), Besitzerin
des Gebäudes, sieht das
hingegen offenbar nicht so
eng, wie der ORF Online
Anfang Dezember berichtet.

HALLEIN
Die Grünen werden zu den
Gemeinderatswahlen 2009
erstmals in Salzburgs zweit-
größter Stadt Hallein mit
einer eigenen Liste antre-
ten. Die erste Sprecherin

der Halleiner Grünen heißt
Nicole Stocker und ist von
Beruf Personalleiterin. Die
Grünen wollen bis zur
nächsten Wahl ihre Präsenz
in den Gemeinden des Lan-
des verstärken.

Neue Liste in Salzburgs zweitgrößter Stadt

Grüne expandieren nach Hallein

Landesgericht: Neuer Standort oder nicht?

In die Innenstadt – Ja oder Nein?

Kostenfreie Geodaten

20 Jahre GIS

Wirtschaftsverband

Region Murau
fixiert

Demokratie ist die Summe vieler Einzelleistungen

Buchpräsentation „Politische Eliten 
in Salzburg“

WEIZ
Das Galaprogramm im Wei-
zer Kunsthauses am 23. No-
vember war der Höhepunkt
des Jubeljahres anlässlich
der Stadterhebung von
Weiz vor 75 Jahren: 
1932 beantragte Weiz die
Stadterhebung. Aus finanzi-

ellen Gründen verzichtete
die man damals aber auf
die künstlerische Ausferti-
gung eines Stadtrechtsver-
leihungsdiploms. LH Franz
Voves reichte bei der Ju-
biläumsfeier das Stadt-
rechtsverleihungsdiplom
nun als Geschenk „nach“. 

GRAZ
Wie hoch ist die Verkehrs-
belastung in meiner Regi-
on? Fällt mein Grundstück
in eine mögliche Überflu-
tungsfläche? Fragen, die
mit wenigen Klicks beant-
wortet werden können:
Dem Geografischen Infor-
mationssystem des Landes
(GIS) sei Dank. 20 Jahre ist
es jetzt jung und wird im-
mer gefragter. Allein im
letzten Jahr wurden durch
Externe Geodaten im Wert
von rund 18 Millionen Euro
genutzt. Hochauflösende
Luftbilder leidern aber auch
Fachinformationen wie z.B.
Flächenwidmungspläne,
Wasserrechte oder Radwe-
ge und Klimakarten. Infos:
www.gis.steiermark.at

Stadterhebungsurkunde zum Jubiläum „nachgereicht“

75 Jahre Weiz – eine Stadt voll Energie

Richard Voithofer, Johann Holztrattner und Robert Kriechbaumer
bei der Buchpräsentation.
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Frank Stronach, Ehrenbürger von Weiz, Bürgermeister Helmut
Kienreich und LH Franz Voves bei der Feier zum 75-Jahr-Jubiläum.
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Vorarlberg

Tirol

INNSBRUCK
„Wir wollen die Gemeinden
wirkungsvoll in ihren Bau-
vorhaben unterstützen, um

Schul-, Kindergarten- und
Musikschul-Bauten für die
Bevölkerung im ganzen
Land in einer guten Qua-
lität erhalten oder neu
schaffen zu können“, betont
LR Anna Hosp zu ihrem
(bewilligten) Regierungs-
Antrag. So werden den Ge-
meinden für Aus-, Um- und
Neubauten von Schulen
und Kindergärten in einer
vierten Jahresauszahlung
aus dem Gemeindeaus-
gleichsfonds mehr als 2,7
Millionen Euro subventio-
niert, für Musikschul-Aus-,
Um- und Neubauten gibt es
in einer zweiten
Ausschüttung
mehr als 70.000
Euro. 

BREGENZ
Die regionalen Hausmüll-
deponien müssen auch
nach ihrer Schließung noch
jahrelang betreut werden,
um eine Schädigung der
Umwelt durch Deponiegas
oder Sickerwasser zu ver-
meiden. Die Vorarlberger
Landesregierung hat in ei-
ner Studie die Erfordernisse
und Kosten einer solchen
Nachsorge untersuchen las-
sen. „Das Ergebnis belegt,
dass wir den richtigen Weg
eingeschlagen haben“, sag-
te Abfallwirtschaftsreferent
LR Dieter Egger Ende No-
vember.
Voraussetzung für den Vor-
arlberger Weg ist aber, dass
es für die Einleitung unbe-
handelter Sickerwässer

auch weiterhin die nötige
Genehmigung gibt. Wenn
nicht, müssten zusätzliche
Anlagen für eine Voll- oder
Teilreinigung der Sicker-
wässer direkt bei der Depo-
nie gebaut werden. 
Der Deponiefinanzierungs-
fonds verfügte per 31. De-
zember 2006 über 12,4 Mil-
lionen Euro. Um den ge-
samten Nachsorgezeitraum
(30 Jahre) zu finanzieren,
muss er noch zumindest bis
2013 über die Inputabgabe
im bisherigen Ausmaß do-
tiert werden. Bis dahin
muss in Wien eine 
Entscheidung
über die Geneh-
migungsfähig-
keit gefallen
sein. 

Vorarlbergs Weg in der Deponie-Nachsorge ist richtig

Appell an Hausverstand des Bundes

WASSERBURG
Im Rahmen des Landes-
netzwerks Bürgerschaftli-
ches Engagement organi-
sierte das Büro für Zu-
kunftsfragen eine Exkursion
nach Bayern. Die Bürger-

stiftung Wasserburg will
ausschließlich im Gemein-
degebiet zur Beseitigung
von Missständen und zur
Abhilfe von Mängeln beitra-
gen. Infos auf 
www.vorarlberg.at/zukunft 

BREGENZ
In den Vorarlberger Pflege-
heimen wird neben der täg-
lichen Betreuungsarbeit
auch viel dafür getan, Ab-
wechslung in den Alltag der
Bewohnerinnen und Be-
wohner zu bringen. Einige
solche Projekte wurden En-

de November in einer Pro-
jektmesse dem interessier-
ten Fachpublikum vorge-
stellt. 19 Heime präsentier-
ten sich und ihre Aktionen,
Organisator der Messe war
die ARGE der Heim- und
Pflegeleitungen Vorarlberg.
www.vorarlberg.at

Projekte mit und für pflegebedürftige Menschen

Viel Engagement in Pflegeheimen

Exkursion zur Bürgerstiftung Wasserburg in Bayern

Gemeinde und Stiftung Hand in Hand

INNSBRUCK
„Als weitere Maßnahme zur
Verbesserung der Luftqua-
lität nach dem Immissions-
schutzgesetz Luft werden
wir mit 1. Jänner 2008 das

sektorale
LKW-Fahr-
verbot für
bestimmte
Güter auf
der A12 Inn-
talautobahn
zwischen
Kufstein und
Zirl verord-
nen“, erklär-
te Verkehrs-

und Umwelt-Landesrat
Hans Lindenberger nach
der Sitzung der Landesre-
gierung im Landhaus in In-
nsbruck.

Das sektorale LKW-Fahrver-
bot wird zweistufig verord-
net:
3 Für die Güter Abfälle,
Steine, Erden und Aushub
wird es mit 2. Mai 2008
wirksam.
3 Für die Güter Kraftfahr-
zeuge und Anhänger, Nicht-
eisen und Eisenerze, Rund-
holz und Kork, Marmor,
Travertin, Fliesen (kera-
misch) und Stahl (ausge-
nommen Bewehrungsstahl
für Baustellen) mit 1. Jän-
ner 2009.
Es gibt in allen Fragen eine
einheitliche Vorgangsweise
zwischen mir und Verkehrs-
minister Werner Faymann“,
stellt der Verkehrs-Landes-
rat fest.

Zuschüsse aus dem Gemeindeausgleichsfonds

Wirkungsvolle Unterstützung bei
kommunalen Bauvorhaben

Sektorales Fahrverbot mit 1. Jänner 2008 verordnet

Widerstand aus der EU ist möglich

In einem Regierungsanstrag
konnte Landesrätin Anna Hosp
mehr als 70.000 Euro für die Ge-
meinden „lukrieren“.

Verkehrslan-
desrat Hans
Lindenberger.
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BOZEN/WIEN
Am 16. November 2007
fand im Historischen Sit-
zungssaal des österreichi-
schen Parlaments in Wien
der Festakt zur Gründung
des Österreichischen Ge-
meindebundes vor 60 Jah-
ren statt. Auch eine Delega-
tion des Südtiroler Gemein-
denverbandes, angeführt
vom Präsidenten Bürger-
meister Arnold Schuler, dem
Vizepräsidenten Bürgermei-
ster Wilfried Battisti Mat-
scher, dem Geschäftsführer
Dr. Benedikt Galler und
dem Präsidenten des Auf-
sichtsrates des Gemeinden-
verbandes Bürgermeister
Dr. Arthur Scheidle, wohnte
den Feierlichkeiten bei. Die
Südtiroler Gemeindevertre-
ter nahmen dabei die Gele-
genheit wahr, mit dem Bun-
desminister für Inneres
Günther Platter einen kur-
zen Gedankenaustausch zu
führen. Bundesminister
Platter stammt aus Nordti-
rol und war neben der Prä-
sidentin des Nationalrates,
Mag. Barbara Prammer,
dem Bundespräsidenten Dr.
Heinz Fischer und dem Prä-
sidenten des Österreich -
ischen Gemeindebundes,
Bürgermeister Helmut
Mödlhammer, einer der
Festredner der Veranstal-
tung. Minister Platter ist als
Innenminister für die Ge-

meinden zuständig und
würdigte in seiner Stellun-
gnahme die Arbeit und das
Engagement der Gemeinde-
politiker und ihrer Interes-
sensvertretung während der
letzten sechs Jahrzehnten. 
Als einer der Festredner der
Veranstaltung skizzierte der
Präsident Helmut Mödl-
hammer die 60-jährige Er-
folgsgeschichte des Ge-
meindebundes. Dabei be-
zeichnete er die Einführung
des sogenannten Konsulta-
tionsmechanismus im Jahre
1998, nach welchem gegen
den Willen der Gemeinden,
diesen keine finanziellen
Belastungen auferlegt wer-
den können, als Meilen-
stein.
Den Gemeinden ist es laut
Mödlhammer dadurch ge-
lungen von Bittstellern zu
Partner zu werden, mit de-
nen auf gleicher Augenhöhe
verhandelt wird.

Auf Augenhöhe mit dem Bund
60 Jahre Österreichischer Gemeindebund

Hubert Rauch, Arthur Scheidle, Wilfried Battisti Matscher,
Günther Platter, Benedikt Galler und Arnold Schuler im histori-
schen Sitzungssaal des Parlaments in Wien.

Südtiroler
Gemeinden-
verband Gen.m.b.H.
Schlachthofstrasse 4,
I-39100 Bozen
Tel 0039-0471-304655,
Fax 0039-0471-304625
Email: sgv@gvcc

Kontakt

GLEISDORF /GRAZ
Seit 29. November 2007
heißt der Vizepräsident des
Steiermärkischen Gemein-
debundes Christoph Stark.
Stark, Jahrgang 1967, ist
Bürgermeister der südsteiri-
schen Gemeinde Gleisdorf,
verheiratet und hat zwei
Töchter.
Nach der Matura inskribier-
te Stark an der Technischen
Universität Graz bzw. an
der Karl-Franzens-Univer-
sität Graz (Rechtswissen-
schaften), brach die Studi-
en aber zu Gunsten von Fa-
milie und Beruf ab. Seit 18.
April 2000 ist er Bürgermei-
ster der Stadt Gleisdorf, seit
Juni 2005 Bezirksobmann
für den Bezirk Weiz und
Landesvorstandsmitglied
des Steiermärkischen Ge-
meindebundes.
Christoph Stark über sich
selbst: „Ich stamme aus ei-
nem politischen Haus. Be-
reits mein Vater war jahr-
zehnte in der Kommunalpo-
litik aktiv – Politik war da-
her zuhause kein Fremd-
wort. Bis Mitte 1999 war
ich politisch nicht enga-
giert. Im Sommer 1999
fragte mich der damalige
Stadtparteiobmann der

ÖVP und Vizebürgermeister
Wolfgang Wagner ob ich
nicht Lust hätte, in der
Stadtparteileitung mitzuar-
beiten. Da die Chemie zwi-
schen ihm, der neu formier-
ten Crew und mir stimmte,
entschloss ich mich die Sa-
che „zu probieren“. Als
Wolfgang Wagner im Jän-
ner 2000 vollkommen uner-
wartet starb, erklärte ich
mich bereit, die ÖVP in die
Gemeinderatswahl im März
als Nummer 1 zu führen.
Was niemand erwartete, ge-
schah am 19. März 2000:
Die ÖVP Gleisdorf verzeich-
nete einen derartig enor-
men Stimmenzuwachs, dass
ich am 18. April 2000 zum
Bürgermeister der Stadt
Gleisdorf gewählt wurde.“
Über seine Wahl zum Vize-
präsidenten sagt der Gleis-
dorfer Stark: „Auf Vorschlag
von Landtagsabgeordneten
Karl Lackner wurde ich ein-
stimmig in diese Position
gewählt. Diese Wahl ehrt
und freut mich natürlich
sehr. Auch als Vizepräsident
werde ich mich in diesem
Gremium so einbringen,
wie ich es bisher getan habe
und viele Dinge konstruktiv
kritisch hinterfragen.“

Steiermärkischer Gemeindebund

Bürgermeister Christoph Stark

Gleisdorfs Bürgermeister ist
neuer Vizepräsident

Nach neuem Präsident auch neuer Vize

SÜDTIROL



Kommunal: Info-Mix 69

Der Online-Bilderwettbe-
werb des Lebensministeri-
ums zum Thema „Wald ist
mehr Wert“, der heuer im
Rahmen der Woche des
Waldes gestartet wurde,
ging kürzlich mit einer
Preisverleihung durch Bun-
desminister Josef Pröll zu
Ende. Über 200 Bilder und
Fotos rund um den Wald
wurden von den Teilneh -
mer Innen online gestellt.
Das Besondere am Wettbe-
werb war vor allem, dass
die SiegerInnen von der Be-
völkerung via Online-Voting
und nicht von einer Exper-
tenjury ausgewählt wurden.
Mehr auf 
www.lebensministerium

Die Bundessieger stehen fest
Online-Bilderwettbewerb „Wald ist mehr Wert“

Minister Josef Pröll mit den jun-
gen Bundessiegern des Online-
Bilderwettbewerbs zur Woche
des Waldes.

Wettbewerb

Personalia European EMAS-Award 2007

Christian Oxonitsch folgt 
Caspar Einem

Neuer Präsident des VÖGW

Unter den Besten Europas
Auszeichnung für betrieblichen Umweltschutz

WIEN
Der Verband der Öffentli-
chen Wirtschaft und Ge-
meinwirtschaft Österreichs

(VÖWG) hat einen neuen
Präsidenten. Bundesmini-
ster a.D. Dr. Caspar Einem
kandidierte bei der letzten
Generalversammlung nicht
mehr. Ihm folgt jetzt der
Chef des Wiener SPÖ-Land-
tagsklubs, Christian Oxo-
nitsch, nach.
1955 wurde der VÖWG als
„Arbeitsgemeinschaft der
österreichischen Gemein-
wirtschaft“. Das Hauptan-
liegen des VÖWG ist die In-
teressensvertretung von
Unternehmen, Institutionen
und Einrichtungen, die im
Eigentum mit Beteiligung
oder im Auftrag von Ge-
bietskörperschaften Dienst-
leistungen im Allgemeinin-
teresse erbringen. Da dies
zahlreiche Themengebiete,

wie die öffentliche Infra-
struktur, Bildung, Gesund-
heit etc. betrifft, fasst man
dies unter dem Sammelbe-
griff „Daseinsvorsorge“ zu-
sammen.
Der VÖWG kooperiert in-
nerstaatlich mit den Ver-
treungsorganen der Ei-
gentümer auf Bundes-, Lan-
des- und Gemeindeebene,
mit dem Österreichischen
Gemeindebund, dem
Österreichischen Städte-
bund sowie dem Verband
kommunaler Unternehmen
Österreichs (VKÖ), um ge-
meinsame Interessen akkor-
diert bei österreichischen
und europäischen Instan-
zen und Körperschaften zu
wahren. 
Besonders betont Oxonitsch
die Wichtigkeit der Freihei-
ten bei der Erbringung von
Dienstleistungen auf kom-
munaler Ebene: „Vor allem
kleinere Gemeinden müs-
sen weiterhin die Möglich-
keit haben, beispielsweise
bei der Abfallentsorgung
oder der Wasserversorgung
eigenständige Kooperatio-
nen einzugehen. Die Dien-
ste der Daseinsvorsorge
müssen besser geschützt
werden und dürfen nicht
dem freien Markt überlas-
sen werden, wie es die Eu-
ropäische Kommission zu-
letzt in einer Mitteilung ge-
fordert hatte.“

Dr. Caspar Einem übergibt
das Amt an Dr. Christian
Oxonitsch.

In der kommenden Ausgabe 1/2008 von 
KOMMUNAL lesen Sie alles über 

Sanierung – Renovierung –
Neubau

Erscheinungstermin: 31. 1. 2008
Anzeigenschluss: 8. 1. 2008
Infos unter Telefon: 0043/1/5322388-0

AnkündigungAnkündigung

TELFS/WIEN
Mitte November 2007 wur-
den in Lissabon die Europe-
an EMAS-Awards 2007 ver-
geben. Aus 32 nationalen
PreisträgerInnen aus 14 Na-
tionen wurden die besten
europäischen ausgewählt.
Dabei wurden
auch zwei öster-
reichische EMAS-
Betriebe vom por-
tugiesischen Um-
weltminister
Francisco Nunes
Correia und dem
Direktor der Ge-
neraldirektion
Umwelt in der
EU-Kommission, Timo Ma-
kela, ausgezeichnet. Einer
der beiden ist das Umwelt-
büro der Marktgemeinde
Telfs. 
Telfs mit rund 15.000 Ein-
wohnern hat große Erfolge
bei der Eindämmung des
Abfallaufkommens zu ver-
zeichnen. Dies ist vor allem

der besonders aktiven In-
formationsarbeit des Um-
weltbüros zu verdanken. So
wurde dadurch beispiels-
weise die Sammlung der
Kunststoffabfälle deutlich
verbessert und es ist gelun-
gen, die verwendeten Spei-

seöle zu 85 Prozent einer
Verwertung als „Biodiesel“
zuzuführen.
Telfs ist heuer bereits als
Preisträger des nationalen
EMAS-Preises im Rahmen
der EMAS-Konferenz 2007
in Salzburg ausgezeichnet
worden.
Mehr auf www.telfs.gv.at

Die Wiener Firma Multiprint und die Tiro-
ler Gemeinde Telfs bei der Preisverleihung.
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Städte sind verantwortlich
für drei Viertel des gesam-
ten Weltenergieverbrauchs
und haben somit eine große
Verantwortung bezüglich
der bedrohlichen Verände-
rungen des Weltklimas. Als
Vorreiter im Bereich der in-
novativen Energieplanung
lädt Wien als Gastgeber der
viennergy 2008 ein, zusam-
men mit dem Friedensno-
belpreisträger 2007 und
Präsident des UN-Weltkli-
marates, Dr. Rajendra K.

Pachauri, sowie mit Ent-
scheidungsträgern aus Poli-
tik, Wirtschaft und For-
schung Zukunftsperspekti-
ven einer nachhaltigen ur-
banen Energieversorgung
zu konferieren.
Viennergy 2008
„Municipal Energy Links“
Datum: 
28. und 29. Jänner 2008
Ort: Rathaus Wien
Infos:
www.viennergy.com

Die Bundesinnung Bau lädt
zu einer Podiumsdiskussion
zum Thema „Bauen im
Spannungsfeld zwischen
Leistbarkeit und Legalität“.
Es diskutieren: Ing. Johan-
nes Lahofer, Bundesinnungs-
meister Bau, Mag. Manfred
Katzenschlager, Geschäfts-
führer Bundesinnung Bau,
Dr. Herbert Buchinger, Vor-
stand des AMS, Dr. Wolf-
gang Amann, Geschäftsfüh-
rer des Instituts für Immo-
bilien, Bauen und Wohnen
GmbH (IIBW), Dr. Helene
Karmasin, Leiterin der Kar-
masin Motivforschung, Dr.
Christoph Klein, Leiter des

Sozialbereichs der AK Wien,
Gen.-Dir. Dr. Josef Schmi-
dinger, Vorstandsvorsitzen-
der der S-Bausparkasse, 
Dr. Christoph Matznetter,
Finanzstaats sekretär und
Ing. Mag. Karl Ecker, Vor-
stand der BA-CA Wohnbau-
bank / Abteilungsleiter 
geförderte Immobilien -
finanzierung
Datum:
19. Februar 2008 
Ort: Oktogon der BA-CA,
Wien
Infos & Anmeldung:
Esprit Public Relations, 
Tel: 01/876 48 47, 
E-Mail: esprit@esprit-pr.at

Am 16. und 17. Mai 2008
findet zum 7. Mal der „Tag
der Sonne“ in Österreich
statt. Zum ersten Mal wird
die Aktion als „Europäi-
scher Tag der Sonne“ in
neun Ländern Europas
durchgeführt. In Österreich
wird die Aktion vom kli-
ma:aktiv Programm solar-
wärme gemeinsam mit Kli-
mabündnis, Umweltbera-
tung und vielen lokalen
Partnern organisiert. 
Das klima:aktiv Programm
solarwärme unterstützt teil-
nehmende Gemeinden mit

Informationsmaterial, Fly-
ern, Plakaten, Transparen-
ten, T-Shirts, Luftballons,
Solar-DVD und vielem
mehr. Diese Unterstützun-
gen werden den Gemein-
den kostenlos zur Verfü-
gung gestellt. Die Anmel-
dung beginnt im Jänner
2008, Sie werden rechtzei-
tig darüber informiert.
Merken Sie den Termin vor! 
Weitere Infos unter
www.solarwaerme.at/
Sonne-und-Energie/
Aktionstag/

Termine 2008 Kommentar Fachbuch

3 Viennergy 2008

3 Bauen im Spannungsfeld zwischen
Leistbarkeit und Legalität

3 Europäischer Tag der Sonne

Die Rechtsgrundlagen für
die Instrumente der Demo-
kratie haben in der öster-
reichischen Literatur noch
keinen ausreichenden Nie-
derschlag gefunden. Zum
Volksbegehrengesetz, zum
Volksabstimmungsgesetz
und zum Volksbefragungs-
gesetz gibt es keine aktuelle
zusammenfassende Darstel-
lung, die auch ergänzende
Hinweise zur praktischen
Durchführung dieser Instru-
mente der direkten Demo-
kratie, aber auch Hinweise
auf die – gerade im Wahl-
recht – wesentliche Judika-
tur des Verfassungsgerichts-
hofes beinhaltet. Auf die
Verwendbarkeit in der Pra-
xis wurde besonders Wert
gelegt.

Theodor Thanner, „Das
Recht der direkten Demo-
kratie – Kommentar zu
Volksbegehrensgesetz,
Volksbefragungsgesetz,
Volksabstimmungsge-
setz“, Stand: 1. 1. 2007
ISBN: 978-3-7083-0430-
4, Erscheinungsjahr 2007,
270 Seiten, broschiert,
38,80 Euro
NWV – Neuer Wissen-
schaftlicher Verlag GmbH
Argentinierstraße 42/6
A-1040 Wien
Telefon: 01/535 61 03-22
Telefax: 01/535 61 03-25
E-Mail: office@nwv.at

Systemisches Management
von Bauprojekten stellt das
Bewältigen von Projektma-
nagementaufgaben im
Hochbau auf eine breite Ba-
sis. Und es vermittelt einen
theoretischen Unterbau, der
die Leitung eines Projektes
nicht als isolierten Prozess
betrachtet, sondern Projek-
te als komplexe Strukturen
mit mannigfaltigen Wech-
selwirkungen, vielschichti-
gen Anforderungen in tech-
nischer und wirtschaftlicher
Natur sowie hinsichtlich der
das Projektteam betreffen-
den Humanfaktoren be-
leuchtet.

Thomas Hrabal, „Systemi-
sches Management von
Bauprojekten“, ISBN 978-
3-7083-0486-1, Erschei-
nungsjahr 2007, 141 Sei-
ten, broschiert, 34,80 Eu-
ro
NWV – Neuer Wissen-
schaftlicher Verlag GmbH
Argentinierstraße 42/6
A-1040 Wien
Telefon: 01/535 61 03-22
Telefax: 01/535 61 03-25
E-Mail: office@nwv.at

Das Buch Das Buch

Das Recht der 
direkten 
Demokratie

Systematisches
Management von
Bauprojekten
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